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^fvA. dem vorliegenden Bericht über den ersten gesamtdeutschen 
Parteitag der Christlich Demokratischen Union beginnt eine Schriften­
reihe, die unseren Mitgliedern das Gedankengut und die praktische 
^Politik der Partei lebendig vor Augen führen soll. 

Die Reden, die in Goslar gehalten wurden, sind eine gute Grundlage für 
die nun im gesamtdeutschen Rahmen anlaufende Bildungs- und Scliu-
lungsarbeit der Union. Insgesamt gesehen, stellen sie die Zusammenfas­
sung und Erläuterung der wesentlichen Programmpunkte und Leitge­
danken der Christlich Demokratischen Union dar. Sie sind wert, von 
allen Mitgliedern und Freunden der Union sorgfältig durchgearbeitet 
zu werden. 

Goslar war die Besinnung auf die Grundsätze und Ideale unserer Partei. 
Es ist mir eine Freude, daß der Inhalt der Tagung durch diese Schrift 
weiterwirken kann in die politisdie Tagesarbeit. 

Dr. Konrad Adenauer 
Vorsitzender der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
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Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer 
Vorsitzender der gesamtdeutschen CDU 

Dr. Friedridi Holzapfel 
erster stellv. Vorsitzender 

Jakob Kaiser 
zweiter stellv. Vorsitzender 



Der Weg nach Goslar 

Heute, da die Idee der Christlich-Demokratischen Union zu einem 
festen Begriff iri der 'deutschen und internationalen Politik geworden ist, 
denken nur noch wenige daran, welch eine ungeheure Aufgabe es war, 
den Grundsatz durchzusetzen, daß alle echte Politik nur aus festen welt­
anschaulichen Grundsätzen betrieben werden kann, wenn sie niclit ini 
Weg und in den Zielen irren will. Allzu lange hatte die pervertierte 
Auffassung des "Wortes „Religion ist Privatsache" nidit nur das Christenr 
tum aus dem öffentlidien Leben' verdrängt, sondern auch den Christen 
den Mut genommen, sicli bei der Politik auf das Christentum zu berufen. 
Es bedurfte erst der furchtbaren Lehre einer aiitichristlichen Diktatur 
und eines unmenschlichen Krieges, um zu erweisen, wie unentbehrlich 
das Christentum auch in der staatlichen Gemeinschaft ist. 

Der Ausgangspunkt 
Es mag lohnen, einen kurzen Rückblick zu werfen auf den Weg, der 

uns aus dem Chaos des Zusammenbruches nach Goslar in den ersten 
gesamtdeutschen Parteitag der CDU. führte. Allerdings: die Wurzeln 
dieser großen politischen Bewegung liegen weiter zurüdc. Die Forderung 
nach christlichen Grundsätzen in der Politik wurde schon von den Män­
nern des alten Zentrums und des Christlich-Sozialen Vollcsdienstes er­
hoben, aber leider scheiterte die Erfüllung an konfessionellen Differenzen, 
die eine starke christliche Partei verhinderten. 

Erst in den Konzentrationslagern und Gefängnissen des Dritten Reiches 
erzwang sich die Ueberwindung der konfessionellen Unterschiede im 
politischen Raum von selbst. Hier litten Männer und Frauen beider Kon­
fessionen unter dem gleichen Druck. Das Richtbeil und der Strick des 
Henkers machten keinen Unterschied zwischen Katholiken und Pro­
testanten. Die Verfolgung wütete gegen das Christentum schlechthin. . 

Der Beginn 
Die Lehre war allzu schmerzhaft, als daß sie schnell hätte vergessen 

werden können. Wer das Dritte' Reich und den Krieg überlebte, war 
bereit, wenigstens im politischen Raum die Unterschiede zu vergessen. 
Es bedurfte daher keines äußeren Anstoßes, .um gleich nach dem Zusam­
menbruch christliche Menschen beider Konfessionen spontan zusammen­
zuführen und sie zur Bildung christlich-politischer Gruppen zu veranlas­
sen. In allen Städten und Dörfern unseres Vaterlandes schlossen sich 
Männer und Frauen christlicher Grundhaltung zusammen und gründeten 
die „Christlich-Demolcratische Partei", die „Christlich-Demokratische 
Union", die „Christlich-Soziale Union" und wie die vielen Namen alle 
heißen, unter denen sich Menschen zusammenfanden zu ° dem einzigen 
Zwedc, nie wieder zu dulden, daß die Politik von unchristlichen Grund­
sätzen beherrscht werde, daß sie im Gegenteil von nun an- unter dem 
Zeichen des Kreuzes stehen solle. 

Dodi langsam fanden sich die verschiedenen Gruppen unter den 
schweren Bedingungen der Anfangszeit zu größeren Verbänden zusam­
men. Es lag nicht nur an den Vorschriften der Militärregierungen, daß 
die christlich-demokratischen Gemeinschaften sich lange nur auf Kreis­
basis organisierten. Es ging zunädist lediglidi um die politische Idee. 
Um die organisatorische Form,'machte man sich weniger Gedanken. Und 



man hatte aucli keine Zeit dazu. Wollte man gegen die fest organisierten 
Kader der SPD und der KPD, die, wenn auch starli dezimiert, aktions­
fähig die Naziherrschaft und den Krieg überdauert hatten, sich nur 
einigermaßen durchsetzen, dann mußte man an die Arbeit gehen, so wie 
man sich eben zusammengefunden hatte und den organisatorischen Aul­
bau in Gottes Namen der Zukunft überlassen. 

Erste Organisationsversuchc 
Immerhin: Einige Männer und Frauen fanden neben der schnell ein­

setzenden politischen Ai'beit die Zeit, mit Freunden aus den Nachbar­
städten und der weiteren Umgebung Fühlung zu nehmen, und so ent­
standen größtenteils im Winter des Jahres 1945 die ei-sten Landesver­
bände. Vorausschauende Männer brachten sogar noch im Dezember des 
Jahres 1945 ein überzonales Treffen in Godesberg zustande, das eine 
überraschende Uebereinstimmung der politischen Grundsätze ergab, im 
Wesentlichen aber zu nichts anderem führte, als daß sich die Teilnehmer 
auf den einheitlichen Namen „Christlich-Demokratische Union" einigten, 
ein Name, der in Berlin geprägt wurde von den Berlinern und den Freun­
den aus der sowjetisch besetzten Zone, die sich als erste danlc der damals 
günstigen Militärregierungsvorschriften auf breiterer Grundlage hatten 
organisieren können. 

Zoneuverbände 
Erst im Jahre 1946 zeichneten sich einigermaßen feste Organisations­

formen ab. Der Zonenverband der CDU in der sowjetisch besetzten Zone 
unter Führung von Andreas Hermes, Dr. Walther Schreiber, Jakob Kaiser 
und Ernst Lemmer war der erste Verband, der über die. Ländergrenzen 
hinausgriff. Ihm folgte sehr schnell der Zonenverband der britisch be­
setzten Zone unter Führung Dr. Konrad Adenauers und Dr. Friedrich 
Holzapfels. In den beiden anderen Zonen ist es nie zu einem größeren 
Zusammenschluß gekommen — hier bestanden nur die Landesverbände 
nebeneinander. Die diristlichen Demokraten in Bayern führten zudem 
ein Eigenleben unter dem Namen „Christlich-Soziale Union". Sie waren 
auch in Godesberg nicht zu bewegen gewesen, ihren Namen zu ändern. 

Die beiden Zonenverbände wurden bald — Köln für den Westen, Ber­
lin für den Osten — als die Repräsentation der CDU betrachtet, zumal 
in der britischen Zone Dr. Konrad Adenauer die Führung in seinen tat­
kräftigen Händen hatte, und in Berlin Jakob Kaiser wegen seines mann­
haften Eintretens für die christlich-demokratischen Ideale größtes An­
sehen genoß. Im Bewußtsein der Oeffentlichkeit galt Dr. Konrad Aden­
auer schließlich als der Repräsentant der CDU schlechthin. 

Die Arbeitsgemeinschaft 
Unabhängig von diesem Bau von unten nach oben versuchte ein Kreis 

führender Politilcer der CDU, eine Organisation auf gesamtdeutscher 
Basis zusammenzubringen. Treibende Kräfte waren die Freunde aus der 
sowjetisch besetzten Zpne, allen voran Jakob Kaiser, die unter dem wach­
senden Druck der Sowjets und ihrer Werkzeuge eher als andere begriffen, 
daß nur eine starke gesamtdeutsche Organisation Aussichten hatte, echtes 
politisches Gewicht zu bekommen. Im Sommer 1946 trafen sich führende 
Politiker der CDU und der CSU in Königstein i. T., um sidi über die 
Möglichlceiten eines weiteren Organisationsaufbaues zu unterhalten. Aber 
erst auf einer zweiten Tagung im Februar 1947 konnten 41 führende Per-



sönlidikeiten der CDU und der CSU am gleichen Ort die „Arbeitsgemein­
schaft der CDU/CSU Deutschlands" gründen. 

Von der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU gingen starke politische 
Impulse aus, aber organisatorisch blieb sie gewissermaßen eine Fiktion. 
Das einzige, was sich an praktischer Organisationsarbeit ergab, war die 
Bildung des Generalsekretariats unter ,dem Generalsekretär Bruno Dör-
pinghaus. Obwohl sich die Landesverbände sehr schnell daran gewöhnten, 
ihre Sorgen in der Bettinastraße in Frankfurt abzuladen, blieb das Ge­
neralsekretariat praktisch nur eine Verbindungsstelle zwischen den Lan­
desverbänden der verschiedenen Zonen. Erschwerend fiel ins Gewicht, 
daß sich die sowjetisch besetzte Zone und die britisdi besetzte Zone ver­
hältnismäßig gut durchorganisierte Zonengeschäftsstellen in Berlin und 
Köln geschaffen hatten, zu denen die dortigen Landesverbände engere 
Verbindungen pflegten als nach Franlcfurt. 

Der DUD 
Ein Gutes allerdings hatte das Generalsekretariat. Die Gründung des 

„Deutschland-Union-Dienstes" bradite der Gesamtpartei ein zentrales 
publizistisches Organ, das bald von der deutschen und der ausländischen 
Presse als Quelle für die Meinung der gesamtdeutschen CDU/CSU be­
trachtet und respektiert wurde. Die Nebenausgaben des DUD, zuerst der 
B- und C-Dienst, wurden als wertvolles Informationsmaterial bald in den 
Parteigeschäftsstellen heimisch. Die „Union im Wahlkampf", geschaffen 
für den Wahlkampf zur Bundestagswahl, ist heute noch im besten An­
denken, und die daraus hervorgegangene „Union in Deutschland" be­
wahrte sich ihre führende Stellung unter den Informationsblättern der 
Partei, die bei der Geschäftsstelle der britischen Zone in Köln und in den 
Landesverbänden zahlreich entstanden. 

Fehlgeschlagen 
Im Jahre 1948 schien die Lage reif für die Bildung einer gesamtdeut­

schen Partei. Ein von der Arbeitsgemeinschaft eingesetzter Organisa­
tionsausschuß formulierte in wenigen Sitzungen ein „Statut der Arbeits­
gemeinschaft der CDU/CSU", das am 20. August 1948 in Königstein an­
genommen wurde. Leider blieb aber dieses Statut auf dem Papier stehen. 
Vielleicht waren auch hier — wie so oft in der CDU — die führenden 
Persönlichkeiten von den harten Erfordernissen der Tagespolitik zu sehr 
in Anspruch genommen, als daß sie die Zeit zur Weiterführung der orga­
nisatorischen Fragen gefunden hätten. 

Wirtschaftsrat und Parlamentarischer Rat 
Unabhängig von der Parteiorganisation begannen sich aber politische 

Gremien abzuzeidinen, die geeignet erschienen, den organisatorischen 
Zusammenhalt der Partei vorzubereiten und zu festigen. Die Fraktion 
der CDU/CSU im Wirtschaftsrat führte politische Mensdaen zum min­
desten aus zwei Zonen zusammen und die Verhältnisse brachten von 
dort eine enge Verbindung zur französischen Zone mit sich. Die sowje­
tisch besetzte Zone spielte in der CDU inzwischen nicht mehr die alte 
RoUe, da die Sowjets nach Dr. Hermes und Dr. Schreiber nun auch 
Jakob Kaiser und Ernst Lemmer zwangsweise abgesetzt hatten. Mehr 
und mehr zeichnete sich am politischen Horizont ein Parlament für das 
jetzige Bundesgebiet ab. Im Parlamentarischen Rat erhielt es seine erste 
Form, unorganisch zwar, aber eine neue Gelegenheit, die Zonengrenzen 



in Westdeutschland zu überwinden. Die Fralction des Parlamentarischen 
Rates fand neben ihrer eigentlichen Aufgabe noch Zeit, in mehr oder 
meist weniger offizieller Form sich Gedanlcen über eine gesamtdeutsche 
Partei zu machen. 

Die Bundestagswahl 
Und dann kam die Verabschiedung des Grundgesetzes und die Vor­

bereitung der Bundestagswahlen. Zum ersten Male begann die Partei, 
wirlilich auf überzonaler Basis zu denlcen und zu handeln. In einer Kon­
ferenz der Landesvorsitzenden der CDU, deren Gremium neben dem der 
Arbeitsgemeinschaft immer größere Bedeutung gewann, wurde zum 
ersten Male von allen Landesverbänden ein Mann mit der zentralen 
Organisation der Wahl für das gesamte Bundesgebiet beauftragt: der 
Fralctionsführer der rheinpfälzischen CDU, Dr. Aloys Zimmer. Die Auf­
gabe war schnell gestellt, aber die organisatorische Ausführung drohte an 
dem Mangel eines technischen Apparates zu scheitern. Nadi kurzer 
Ueberlegung entschloß sich der Leiter des Bundestagswahlkampfes, sich 
der Einrichtungen des Generalsekretariats in Frankfurt zu bedienen. Mit 
einer verhältnismäßig geringen Personalausweitung ging er in Frankfurt 
an die Arbeit. Zwar waren in allen Landesstellen organisatorische Unzu­
länglichkeiten zu überwinden, aber das gesteckte Ziel wurde erreicht: der 
Wahlkampf wurde gewonnen. 

Konferenz der Landesvorsitzenden 
Anläßlich der Fraktionssitzung der Bundesversammlung im Septem­

ber 1949 versuchte Dr. Zimmer, den gewonnenen Ansatzpunkt für eine 
gesamtdeutsche Organisation zu nutzen. Leider überschatteten auch hier 
noch die drangenden Tagesprobleme das Organisatorische und der Ver­
such scheiterte. Gleichzeitig gab praktisch die Arbeitsgemeinschaft der 
CDU/CSU ihre Tätiglteit auf. An ihre Stelle wurde die Konferenz der 
Landesvorsitzenden, vielfach unter Hinzuziehung der Vertreter der CSU, 
eine ständige Einrichtung im Leben der Partei. Ohne eigentliche po­
litische Legitimation wurden in den Tagungen der Vorsitzenden von Zeit 
zu Zeit brennende Fragen der Tagespolitik diskutiert und es wurde vom 
Parteistandpunkt aus zu ihnen Stellung genommen. Hier war auch der 
einzige Berührungspunkt zwischen der neu gebildeten Bundestagsfraktion 
und der Partei. 

Das Statut der CDU Deutschlands 
Es wird nie entschieden werden, wer mehr zu einer gesamtdeutschen 

Organisation der CDU drängte: die Fraktion des Bundestages oder die 
Männer der Partei. Tatsache ist, daß sowohl in der B'raktion wie auch 
bei den Konferenzen der Landesvorsitzenden immer wieder die Frage 
der gesamtdeutschen Organisation besprochen wurde. Endlich ergriff im 
Frühjahr 1950 Bundeskanzler Dr. Adenauer die Initiative und lud auf 
den 11. Mai 1950 zu einer Sitzung nach Königswinter ein, auf deren 
Tagungsordnung endlich der Punkt stand: Vorbereitende Maßnahmen für 
die Gesamtorganisation der Partei auf Bundesebene. 

In der Sitzung konnte weitgehend auf das Statut zurückgegriffen 
werden, das am 20. August 1948 in Königstein beschlossen worden war. 
Mit wenigen kleinen Aenderungen passierte es als vorläufiger Entwurf 
eines Statuts der CDU Deutschlands am gleichen Tage die Beratungen. 
Zu seiner Ausfeilung und zur weiteren organisatorischen Arbeit wurde 



ein Ausschuß aus acht Mitgliedern gebildet, deren Namen hier festge­
halten zu werden verdienen: 

Oberbürgermeister Bach, Siegen; Abg. Hubert, Untereggingen, Wttbg.; 
Dr. Holzapfel, Herford; Verwaltungsdirektor Lünendonck, Frankfurt; 
Dr. Schreiber, Berlin; Dr. Vogel, Stuttgart; Frau Dr. Weber, Essen; Dr. 
Zimmer, Montabaur. 

Endlich: Goslar 
Dieser Ausschuß, der in zahlreichen Sitzungen unter dem Vorsitz Dr. 

Zimmers zusammentrat, erarbeitete die endgültige Fassung des Statuts 
der CDU Deutschlands. Gleichzeitig traf er auch die Vorbereitungen für 
den geplanten Parteitag. In einer Sitzung der Landesvorsitzenden am 
11. September 1950 entschloß man sich nach langen Debatten, Goslar als 
Tagungsort des ersten Parteitages der gesamtdeutschen CDU zu wählen. 
Dem Vorbereitenden Ausschuß wurden eine technische und eine Pro­
grammkommission beigeordnet, die mit den technischen Vorbereitungen 
zum Parteitag beauftragt wurden. 

Blick in die Zukunft 
Es führte ein weiter Weg von Godesberg nach Goslar. Zwischen den 

beiden Terminen lag eine Fülle von Arbeiten und Sorgen. In Goslar 
wurde die CDU Deutschlands aus der Taufe gehoben und wenn nicht 
alles trügt, wird in Kürze durch Vereinbarung mit der CSU eine neue 
Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU Deutschlands entstehen, eine Gemein­
schaft, die sicli im Bundestage und im Kabinett bereits so sehr praktisch 
bewährt hat. 

So gesehen war Goslar ein Abschluß und ein Beginn. Mögen alle, die 
in Goslar sich auf die Quellen unserer Kraft besinnen durften, das eine 
beherzigen, daß nämlich die beste politische Idee nidits nutzt, wenn man 
sie nicht in Erfolge umsetzen kann, daß die beste Organisation tot ist, 
wenn sie nicht vom Leben der Idee erfüllt wird. Goslar sollte der Aus­
gangspunkt sein für eine organisatorisdi festgefügte CDU, die ihre Kraft 
schöpft aus den ewig gültigen Werten: dem Christentum, der demokra­
tischen Freiheit und der starken Union der Menschen, die guten Willens 
sind. 



Erster Tag: Freitag, 20 Oktober 1950 

AJiS der Vorsitzende des Landesverbandes Niedersaciisen, Oberkirchen-
rat Adolf C i l l i e n , am, Abend des 20. Oktoiber den Parteitag eröffnete, 
war der Odeon-Saal bis auijs fetzte Plätzchen gefüllt. Die Zahf der ge­
meldeten .'Stimmber.echtigtien Delegierten betrug 386. Davon konnten etwa 
50 aus beruflichen Gründen erst .im Laufe des folgenden Tages — Sams­
tag — eintreffen und deshalb an den bereits vormittags stattfindenden 
Wahlen nich't teilnehimeh. Neben ihnen waren rund 600 Gastdelegierte 
gekommen, und auch die Parteifreunde •aus Goslar und der weiteren 
Umgebung waren aus verständlichem Interesse herbeigeeilt. Die öffent-
Lichieri Gebäude der alten Kaiiserstadt hatten Fahnenschmu de angelegt, 
entlang der Straße vom Bahnhof zum Hotel „Achtermann", dem Sitz des 
Pairteiitßissbüros, flatterten an hoihen Masten nicht nur die Fahnen der 
Bundesländer, sondern auch jene Berlins, der Länder der sowjetisch be­
setzten Zone und der Provinzen .ienseits der Oder-Neiße. Auf der ge-

' räumiigen Bühne des Odeon-Saales — ihiren Hiintergrund zierte in gro­
ßen Lettern der Spruch „Einigkeit und Recht und Freiheiit". während 
von ihrer Höhe ein mächtiges grün-weißes Europa-E prangte — hatte 
eine Reihe von Bundesminjistern, Ministerpräsidenten und Ländermlni-
atern Platz genommen. Zu den Ehrengästen zählten ferner der evan­
gelische Landesbiischof Dr. Erdmann und als Vertreter des Bischofs von 
Hild'esheim Generalvikair Dr. Offenstein, drei Vertreter dê r Hohen Kom­
mission Niedersachsens und eine stattliche Zahl führender Persönlidi-
keiten der christlich-demokratischen Parteien aus Belgien, Frankreich, 
Luxemburg, Oesteirreich, Schweiz, Italien und Holland. Die Pressetribüne 
war ungemein istark besetzt. 

Nach den Klanen von, Beethovens „Egmonf'-Ouvertüre erschien Bun­
deskanzler Dr. Adenauer, von den Versammelten mit sitürmischer Herz­
lichkeit begrüßt. Namens des Landesvorstandes der CDU Niedeirsachsens 
entbot Oberkirchenrat Adolf C i l l i e n den Delegierten und Gästen und 
besonderis dem Bundeskanzler herzliche Willkommensgirüße. 

Es grüne die Tanne, es wachse das Erz, Gott gebe uns allen ein fröh-
(liches Herz! 

Ich grüße Sie alle mit diesen Worten der Lebenserfahrung und der 
Lebensweisheit des Harzes. Es entfällt die Feststellung, daß wir als 
Menschen niclit alles erarbeiten, nicht alles erdenken, nicht alles er­
kämpfen noch vielmehr erraffen können, sondern daß wir dankbar dafür 
sein müssen und dürfen, daß uns auch etwas geschenkt und gegeben 
wird. Es handelt sich um etwas Großes, nicht um das lustige Herz, nicht 
um das leichtsinnige Herz, sondern um das fröhlidie Herz, das mitten, 
in der Arbeit steht und dennoch immer weiß, daß es arbeiten und leben 
darf unter einer schenkenden und segnenden Hand. 

Wir sind hier nahe an der blutenden Wunde Deutschlands. Wenn Sie 
hinaufsteigen in die Harzberge, werden Sie bald vor eine Sperre kom­
men. Nicht einmal zu dem alten lieben Brocken vermögen wir hier noch 
hinaufzusteigen. Um so stärker fühlen wir aber von hier aus den Puls­
schlag und das Sehnen unserer Brüder und Schwestern dort in Mittel­
deutschland. Und ihnen gilt an erster Stelle unser Gruß und unser 
herzliches Gedenken -und unser Gelöbnis, daß wir sie nicht vergessen, 
sondein für sie arbeiten als wie ein Stück von uns. (Beifall) 



Alle unsere Freunde, die hierher gekommen sind, sind aber auch hier 
nahe einem besonderen Notstandsgebiet, bedingt durch die Fülle der 
Vertriebenen, die hier zu uns geltommen sind und durch die besondere 
Notlage in dem Gebiete Salzgitter und Watenstedt.. Die Entscheidung 
für Goslar bedeutet zugleich die Entscheidung dafür, daß das Schicksal 
der Vertriebenen und die Not der in ihrer Arbeit Gefährdeten von uns 
nicht vergessen wird. 

Dr. Cillien konnte dann folgende Gäste begrüßen: 
Aus B e l g i e n : Als Vertreter des Ministerpräsidenten M. Julien 

D u f r a n n e , von der Christlich-Sozialen Partei Belgiens den Präsiden­
ten Theo L e f e V r e und die Vizepräsidenten D e s c h u y f e l e e r und 
Paul H e r b i e t sowie Generalsekretär Hendrik V e r m a i r e . 

Aus F r a n k r e i c h : Als persönlichen Vertreter von M. Bidault M. 
Barthelemy O t t und von der MRP Franlcreichs iVT. La G r a v i e r e . 

Aus L u x e m b u r g : Den Vorsitzenden der Christlich-Sozialen Volks­
partei, Kammerpräsident Emil R e u t e r , den Generalsekretär der Christ­
lich-Sozialen Volkspartei, Lambert S c li a u s , und Kultusminister F r i e ­
d e n sowie Minister a. D. Dr. Nikolaus M a r g u e. 

Aus O e s t e r r e i c h Professor W e i n b e r g e r von der Oesterreichi-
schen Volltspartei und den Generalsekretär der Oesterreichischen Volks­
partei, Dr. Felix H u r d e s. 

Aus der S c h w e i z : Generalsekretär der Schweizerischen Konser­
vativen Volkspartei, Dr. Martin R o s e n b e r g , das Mitglied des leiten­
den Ausschusses der Schweizerischen Konservativen Volkspartei, Dr. 
Josef I s e n s c h m i d t , den Generalsekretär der Evangelischen Volks­
partei, Dr. H ü r l i m a n n , und Präsident, Dr. Hans A e s c h b a c k . 

Aus I t a l i e n : Von der Democrazia Christiana und gleichzeitig als 
Vizepräsidenten der NEI, Herrn T av i a n 1 und Minister C o n e 11 a mit 
Gattin, von der Italienisch-deutschen Gesellschaft, Direktor Prof. Dr. 
'G i o V a n n u c c i. 

Aus H o l l a n d : In Vertretung des Vorsitzenden der Katholischen 
Volkspartei, Sekretär Dr. von de P o e 1, Vizepräsidenten der Katholi­
schen Volkspartei, M a t s e r, und von der Christlich-Historischen Union, 
der Protestantischen Partei Hollands, Dr. S c h m a l . 

Ferner wurden begrüßt: Die Bundesminister Dr. Lehr, Anton Storch, 
Dr. Lukaschek, Professor Dr. Erhard, Professor Dr. Nililas und Jakob 
Kaiser, ferner die Ministerpräsidenten von Nordrhein- Westfalen, Karl 
A r n o l d , von Schleswig-Holstein, Dr. Walter B a r t r a m, und von 
Rheinland-Pfalz, A11 m e i e r. 

Die Parteifreunde der CSU aus Bayern wurden mit besonderem Bei­
fall begrüßt. 

Als Vertreter der Hohen Kommission waren Brig. L i n g h a m , Ame-
Tican observer Mr. B i e 1 aus Hannover erschieden so^vie der Verbin­
dungsoffizier der Französischen Hochkommission, M. C h a i s s o n s . 

Oberkirchenrat Cillien fuhr fort: 
Es ist Uns eine Ehre und eine Freude, daß wir unter uns begrüßen 

können Landesbischof Dr. E r d m a n n, und als Vertreter Seiner Exzel­
lenz von Hildesheim, Generalvikar Dr. O f f e n s t e i n . Und wir be­
grüßen Herrn Generaldirektor Dr. Adolf G r i m m e . Seine Anwesenheit 
gibt mir zugleich die Veranlassung, all den Damen und Herren der 
-Presse und des Rundfunks herzlich zu danken,,ohne deren Mitarbeit eine 
.politische Arbeit ja nicht möglich und nicht denkbar ist. 
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Und schließlich: Herrn Bundeskanzler Dr. A d e n a u e r . (Stürmischer, 
lang anhaltender Beifall, in Ovationen übergehend). Herr Dr. Adenauer! 
Sie sind stürmisch begrüßt worden. Ich darf hinzufügen: Sie sind von 
Anfang an bei uns gewesen, Sie sind unentwegt in diesen Jahren uns 
zur Seite gestanden mit Ihrem Rat, Ihrer Weisheit und Ihren Erfahrun­
gen. Sie sind vielen von uns ein väterlicher Freund geworden. (Beifall). 
Sie haben es verstanden, uns einzuführen in die schweren, tragenden 
Probleme unserer Zeit. Sie haben aber auch oft die gesamte Last und 
die Gesamtverantwortung allein getragen. Neben Ihrer Weisheit, neben 
Ihrer Tatkraft hat aber eines immer wieder für Sie unser Herz gewon­
nen: Ihre menschliche Güte und Ihr Humor. (Stärkerer Beifall). 

Icli denke aber auch in dieser Stunde, und möchte das unseren Freun­
den nicht vorenthalten, wie Sie einmal in einer sehr ernsten Unter­
redung spradien von all den Schwierigkeiten und Nöten der Außen­
politik und der Undurchsichtiglceit der Zeit, und wie Sie hinzufügten: In 
.solchen Momenten kann man nichts anderes tun als seine .Freunde 
darum bitten, daß sie auch einmal für einen beten. (Beifall). Ihnen, Herr 
Dr. Adenauer, vrönschen wir, "daß Gott Ihnen das fröhliche Herz erhalten 
möge. (Beifall). 

Ich bitte Sie nunmehr, gemeinsam mit uns das Lied zu singen, das 
auch heute geeignet ist, uns in einer tiefen Ueberzeugung zusammen­
zufassen, in der Ueberzeugung von der Notwendigkeit des Rechts und 
der Freiheit vor aller Welt und für alle Welt: „Einigkeit und Recht und 
Freiheit für das deutsche Vaterland!" (Die Delegierten sangen die dritte 
Strophe des Deutschlandliedes). 

Nach Begrüßungsworten des Oberbürgermeisters von Goslar, Dr. Pfaf­
fendorf, ergriff das Wort 

Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer 
zum Thema 

Deutschlands Stellung und Aufgabe' in der Welt 
Ueber Deutschlandis Stellurug und Aufgabe in der Welt zu sprechen, 

wäre noch vor einem Jahr nicht möglich gewesen; voir zwei Jahren hätte 
man ein solches Unterjiangen als unbegireiflichi empfunden. Ich glaube, 
daß man in diesen vielleicht das Schicksal Europas entscheidenden Mo­
naten um Europas willen darüber sprechen muß. Man ist es dem deut­
schen Volk und der Welt schuldig, darüber zu sprechen. 

Nodi drücken uns zwar schwere soziale Sorgen — Wohnungsnot, 
Lasteoausgleich, Kriegsopfervensorgung —, noch sind wir weder politisch 
nocäi wirtschaftlich frei, wenngleich wir auf dem Wege zur Freiheit sind, 
noch sind die beiden Teil© Deutschlands durch den Eisernen Vorhang 
•getrennt, aber unser Aufbau, unsere innere Konsolidierung, hat doch 
schon solche Fortschritte gemacht, daß das deutsche Volk in allen seinen 
Schichten wieder beginnt, sich Gedianken über seine Zulounft zu machen. 
Das deutsche Volk, das schwer gelitten hat, das schwer arbeitet, fragt 
sich mit Recht, ob sich seine Arbeit, seine Mühen einmal 'in einer besse-
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ren Zukunft lohnen werden. Es fraßt mach dem Zweck, •nadi der Bedeu­
tung des igianzen Geschehens in Europa und in dar Welt. 

Dia jüngere Generation vor allem will eine Antwort auf diese Fragen. 
Sie ist unter nationalsozialistisdiem Einfluß hrangewachsen. Sie hat die 
scheinbare Madit des Nationalisozialismus ßesehen, ohne zu wissen, ohne 
ziu erkennen, daß sie auf Sand gebaut, daß diese Macht ein Koloß auf 
tönernen Füßen war, der eines Ta.geis zusammenbrechen mußte. Diese 
iunge Generation hat den Zusammenbmch erletot, den tiefen Fall 
Deutschliands.-Sie sieht, wie von neuem. Mächte, gewaltige Mächte, gegen­
einander rüs.ten, sie fühlt, wie von neuem der Boden unter ihren Füßen 
anfängt au beben uind zu zittern. Sie will wissen und sie miuß wissen, 
ob das deutsche Volk in diesem Weltgeschehen noch eine Aufgabe m 
erfüllen hat, oder ob es in dumpfer und müder Besignation lund Stiumpf-
heit tatendos eine neue und noch furchtbarere Katastrophe über sich 
.und die Menschheit hereinibrechen lassen soll. 

Ich will versuchen, den Anhängern unserer Partei, aber nicht nur die­
sen, sondern allen Deutschen, und nicht nui; den Deutschen, sondern auch 
den Angehörigen anderer Völker zu zeigen, welches unsere Stellung und 
was unsere Aufgabe ist. 

Es hat Sternsitunden der Menschheit gegeben, aber auch Perioden tief­
ster Sorge und Not; Perioden, in denen die Zukunft in schwere Wolken 
gehüllt ist, in denen sich das Gescluick der Menschheit für Generationen 
entscheidet, sei es zujn Guten, sei es zum Bösen. In einer olchen Zeit 
leben wir jetzt: in unserer Zeit wird es sich entscheiden, ob Freiheit, 
Menschenwürde, christlich-abendländisches Denken der Menschheit er­
halten bleibt oder ob der Geist der Finsterniis und der Sklaverei, ob der 
anti-diristliche Geist für eine lange, lange Zeit seine Geißel über die 
hilflos am Boden liegende Menschheit schwingen wird. Glauben Sie mir, 
meine Freunde, Worte sind zu schwach, das wiederzugeben, was den 
freien Völkern an Schmach, an Leid, an Sklaverei, an Unfredheit des 
Körpers und des Geistes droht. 

Wenn wir die Frage nach der Stellung und nach der- Aufgabe des 
deutschen Volkes beantworten wollen, müssen wir vor allem eines uns 
klarmachen: die gegenwärtige politische Lage in der Welt "wird nicht von 
Dauer sein. Esi ist richtig: Nichts ist dauernd auf Erden und alles fließt. 
Aber der Fluß der Entwicklung kann langsam und geordnet sein wie 
etwa in dem Jahrhundert, das 1815 mit dem Wiener Kongreß begann 
und das 1914 mit dem Ausbruch des ersten, Weltkrieges endete. In 
solchen Zed'ten ist vielleicht die Mehrzahl der Menschen berechtigt, den 
eigenen Geschäften sich zu widmen und sich uim politische Angelegen­
heiten nicht zu kümmern,. Aber es kann auch Perioden geben, die erfüllt 
s-iind vom Sturm, von einer atemraubenden Schnelligkeit der Entwick­
lung, in denen es nur eine Wahl zwischen Gut und Böse, zwischen Leben 
und Untengang gibt, und in denen diese Waihl schnell und ohne Zögern 
getroffen werden muß. In einer solchen Periode ihat kein Mensch das 
Recht, sich abseits zu stellen. Kein Mensch und kein Volk hat dies Recht. 
Jeder Mensch und jedes Volk hat dann die Pflicht, Stellung zu nehmen 
und das von ihm als richtig Erkan.nte mit äußerster Zähigkeit und 
Energie durchzuführen. Letzten Endes tut jeder sich selbst damit den 
größten Dienst. 

In einer'solchen Geschichtsperiode leben wir. Wenn wir die politischen 
VerhältnAs'Se des Jahres 1914 vergleichen mit dem heutigen Zustand, dann 
erkennen wir erist, was in der, geschlchtliich betrachtet, so kurzen Zeit-
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spanne von 36 Jahren sich ereignet hat. Wir nehmen wahr, welch unge­
heuren Kräfte durch die beiden Kriege entfesselt worden siind und welch 
neuer, noch unendlich größeren Katastrophe die Menschheit in reißender 
Schnelligkeit entgegentreibt, wenn nicht rechtzedtig, wenn nicht buch­
stäblich im letzten Augenblick, ensclieidende Maßnaihmen getroffen, feste 
Dämme gezogen werden. • 

Bis zum Jahre 1914 sah die Welt folgendermaßen aus: Deutschland 
war die stärkste Militärmacht; England war die stärkste Seemacht der 
Welt; sein Flotte war igrößer als die beiden nächstfolgenden Flotten 
zusamimen. Frani^reich war einie wirtschaftlidi und militärisch starke 
Großmacht. Das Gleiche 'galt von Italien. Ais weitere Großmacht ver­
einigte Österreich-Ungarn in sich die Volkskräfte des früheren großen 
Österreichs, Unganns und der Tschechoslowakei, und es band fast die 
gesamten Balkanstaaten an Europa. Rußland war eine Großmacht, aber 
es betrachtete sich als zu Europa, zu dessen Kultur 'gehörend. 

Dieses politisch und wirtschaftlich starke und im großen und ganzen 
im Gleichgewicht sich befindende europäische Staatensystem konnte 
kraft seiner Stärke und infolge seines Gieichgewiclits wirtschaftlich und 
politisch die übrige Welt führen: Die Vereinigten Staaten von Nord­
amerika warien 1914 — man glaubt es nddit. wenn man es heute sagt — 
ein Schuldnerland. Ihre Streitmacht war relativ klein. Erst im Kriege 
1914 begannen sie, Weltpolitik zu treiben. Europa war maßgebend für 
die Geschicke der Welt. 

Und jetzt? Deutschland in zwei Teile gewaltsam zerrissen, politisch 
und wirtschaftlich schwer igeschädigt, außenpolitisch ein Vakuum. Frank­
reich 'hat sich von den schweren W'Unden, 'die es in den beiden Kriegen 
bekommen hat, bisher nicht erholen können. Dais Gleiche gilt von Italien. 
England hat, obgliaich es der Staatskunst seiner I^enker gelUingen ist, in 
erheblichem Umfang die alten Empire-Verbindungen aufrecht zu er­
halten, schwer in seinem wirtschafüichien und politischen Einifluß ge­
litten und seine Weltgeltung zum Teil verloren. 

Sowjetrußiaind fülilt siich nicht als europäische, sondern als 'bolsche­
wistische Macht. Es ist ihm gelungen, 'sdch anziugliedern: die baltischen 
Staaten: Litauen, Lettland, Estland, das polnisdie Weißrußland, das 
ganze übrige Polen, Ungarn, Tschedioslowakei, Rumänien, Bulgarien und 
fast die Hälfte Deutschlands in der Form der Sow.ietzone. Insgesamt 
hat Sowjetrußland sich seit dem zweiten Weltkrieg 637 400 qkm einver­
leibt und sieine Einflußsphäre auf Staaten von zusammen 12 Millionen 
qkm auisigedehnt. Deutschlan'd h.atte dagegen 1937 nur 470 000 qkm. 
Rußland 'Steht .jetzt mitten in Europa. Es ist in der Lage, in -seinen 
europäischen SatelliLtenstaaten und 'durch die von ihm -beeinflußten 
Völker in Asien jederzeit igroße Kriege zu führen, ohne einen einzigen 
sowjet-russischen Soldaten dafür einzusetzen. Darüberhinaus hat Sowjet-
Rußland an eui-opä'ischen Ländern starke Fünite Kolonnen aufgebaut, 
kommunisitische Parteien igegründet und finanziert. Es ist so in der Lage, 
auf die politischen Geschicke anderer europäischer Länder ohne kriege­
rische Maßnahmen unter Umstä-nden einen entscheidenden Einfluß in 
seinem Sinne auszuüben- Es hat planmäßig, und zielbewußt alle Kampf­
mittel des kalten Krieges vorbereitet. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben sich seit 1914 zu einer 
Weltmacht allenersten Ranges entwickelt. Man kann ohne z,u übertreiben 
sagen, daß seit der Zeit des Römischen Reiches unter Kaiser Augustus 
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kein Land jemals eine solche Macht in Händen gehabt h a t Amerika ist 
die stärkste MiJiirtärmacht, die stärkste wirtschaftliche Macht der Erde. 
Es ist eiin ^großes Glück für die Menschheit, daß das amerikanische Volk 
freiheitsliebend, fortschrittlich und eriitschlossen ist. Es hat überraschend 
schnell die Rolle, die ihm nunmehr in der Geschichte der Menschheit 
zugeiallen ist, begriffen, es hat klar erkannt, welche Verantwortung ihm 
sieine Macht und sein Reichtum gegenüber der gesamten Menschheit 
auferlegt. 

Während Europa bis zum Jahre 1914 entscheidend das poLiitische und 
wirtschaftliche Geschehen in der Welt beeinflußte, ist es jetzt in einen 
Zustand der Lähmung und Entkräftung verfallen, der es ihm nicht 
erlaubt, entscheidend in den Lauf der Dinge einzugreifen. Aber des­
wegen sollte kein Westeuropäer mutlos werden. In Europa, d. h. in 
England, in Frankreich, in Belgien, in Holland, Luxemburg, Deutschland, 
Schweiz, Italien, Spanien, den nordisdien Ländern, Griechenland, Öster­
reich, leben Hunderte von Millionen entschlossener, fleißiger, fortschritt­
lich gesinnteri, freiheaitsliebender Menschen. Auch in den Gebieten, die 
Rußland sich angegliedert hat, in der Sowjetzone, der Tschechoslowakei, 
Ungarn, Polen, in den früheren baltischon Gebieten, lebt der Geist der 
europäischen Zugehörigkeit, die Sehnsucht nach der Freiheit. 

Die beiden Super^Mächte, USA und Sowjet-Rußland, sind ideologisch 
völlig verschiedener Struktur. In Sowjetrußland: Vermassung und Be­
herrschung der Massen, rücksichtslose Austoeutun.fi durch eine kleine 
Oberschicht in der Form eines totalitären Staates, Sklaverei, Konzen­
trationslager, Verfolgung des Christentums. In den Vereinigten Staaten: 
Freiheit, Würde, und Schutz der Einzelperson, Schutz auch der Person 
gegenüber einer Staatsallmacht. Der Gegensatz zwisdien beiden Super-
Mächten ist so groß, daß er s£hon an sich geeignet ist, Spannungen her-
vorzuufen. 

Die aus der ideologischen Verschiedenheit herauswachsenden Span­
nungen ^werden gesteigert durch das Verhalten Sowjet-Rußlands seit 
1945. Sowjet-Rußland hat sich, wie ich eben schon ausigeführt habe, 
entgegen allen Prinzipien der freien Demokratie mit Gewalt einer ganzen 
Anzahl von Ländern bemächtigt. Es rüisitet hinter seinem eisernen Vor­
hang mit Hochdrudc; es rüstet in seinen Satellitenstaaten und in der 
Sowjetzone. Wo in der Welt jetzt schon kriegerische Unruhen bestehen 
— in Konea, in Indochma — hat Sowjet-Rußland seine Hand im Spiel. 

Es hat mehrere Jahre gedauert, bis die Westallüerten erkannt haben, 
welch ungeheure Gefahr ihnen droht; bis sie erkannt haben, was eine 
Fünfte Kolonne und was kommuniistische Parteien in der Hand Rußlands 
bedeuten. Spät erst haben sie sich der Lehren erinnert, die sie in den 
Jahren vor dem Ausbruch des zweiten Weltlcrieges bei den Verhand­
lungen mit dem totalitären Hitüerregime bekommen haben. Auch damals 
haben sie mit dem Diktator in der unter demokratischen Staaten üblichen 
Weise gesprochen und so versucht, ihn auf die Bahn der normalen fried­
lichen Zusammenarbeiit mit anderen Völkern zu bringen. Österreich und 
die Tschechoslowakei haben für die falsche Einschätzung eines totalitären 
Regimes den Preis ihrer Freiheit zahlen müssen, und ein furchtbarer 
Krieg war schließlich das Ende dieser .ganzen Art der Verhandlung mit 
Hitler. Ich bin überzeugt, hätte man Hitler sofont oder in den ersten 
Jahren nach der Machtergreifung des Nationalsozialismus gezeigt, welche 
Macht die Westalliierten besaßen, hätte man ihn davon überzeugt, daß 
man entschlossien war, falls nötig, diese Machtmittel anzuwenden, nie­
mals wäre der zweite Weltkrieg ausgebrochon. 
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Jetat endlich haben die Westalliierten auch gagenübeir iSo\yjiet-Rußland 
erkannt, daß ein totalitärer Staat ,nur eine Sprache kennt, di,e Sprache 
der Macht, daß man mit einem totalitären Staat nur dann zu einem ver­
nünftigen Ergebnis kommt, wenn man bei der Verhandlung mindastens . 
so stark dst wie er. Ein totalitärer Staat wird nur dainn bereit sein, sich 
friedlich ©inzuordnen in das Gesamtgefüge der Völker, wenn seine 
Machthaber wissen, daß jedes Ausbrechen, jeder Angriff für sie selbst 
schwerste, unter Uimständen vernichtende Folgen hat. 

Der amerikanische Staats.sekretär Acheson, der englische Außenmiinister 
Bevin und der französische Außenminister Scbuman haben (recht, wenn 
sie nach all den vielen Konfierenzen in Moskau, nach all den Verhand­
lungen in der UNO nunmehr sich entschlossen haben, Sowjet-Rußland 
zu 'zeigen, daß auch ihre Länder Macht besitzen. Die Entschlossenheit 
des amerikanischen Präsidenten Truman, mit der er sofont nach dem 
Ausbruch der Feindseligkeiten in Krorea .eiingegriffen hat, die Energie, 
die die amerlkamische Waffe im Verein mit den anderen UNO-Ländern 
gezeigt hat, die klare und unzweideutige Sprache, die Präsident Truman 
auf seiner in den letzten Tagen in San Francisco gehaltenen Rede ge­
sprochen hat, eine Sprache, die Sowjet-Rußland deutlich macht, welch 
Wagnis es läuft, wenn es nicht endlich Frieden gibt, sichern Präsident 
Truman einen hetTvorragenden Platz in der Geschichte nicht nur seines 
Landes, sondern in der Geischichite der Welt ' 

Ich ihabe versucht, meine Freunde, Ihnen das Bild der gegenwärtigen 
Lage zu zeichnen. Lassen Sie mich das Wesentliche unterstreichen: 

Auf der einen Seite steht Sowjet-Rußland mit seinen Trabanten- und 
Satellitenstaaten, seinen Fünften Kolonnen und den ihm blind gehorchen­
den kommunistischen Parteien in den demokratisichen Ländern, hoch­
gerüstet, Überali in der Welt das Feuer schürend, Religion und Christen­
tum, europäische Sitten und Kultur, Freiheit und Würde der Person 
vernichtend. Auf der anderen Seite stehen die Wesitallilerten, stehen die 
Atlantikpaktsitaaten unter Führung der Vereinigten Staaten, bereit und 
entschlossen, alles zu tun für den Frieden, aber nur für einen Frieden 
in Freiheit und Würde, bereit, ihre Rüstung aufs äußerste zu verstärken, 
um auf diese Weisie den von Sowjet-Rußland drohenden Angriff zu ver­
hindern. 

Zwischen diesen beiden Lagern liegt die Bundesrepublik Deutschland 
mit ihren fast 50 Millionen Menschen. Unsere Lage mitten im europäi­
schen Spannungsfeld ist alles andere als beruhigend. Seit Jahr und Ta' 
mußte jeder, der die Dinge klar siieht, fürchten um unser Vaterland, um 
unsere Sicherheit; er mußte fürchten, daß Deutschland eventuell Schau­
platz kriegerischer Auseinandersieltzungen werden könnte; er mußte 
zittern davor, daß dm Falle eines russischen Angriffs Millionen von 
Deutschen nach Rußland getrieben, in russische Armeen gesteckt oder 
zur Sklavenarbeit verdammt würden. Es ist daher rfür jeden Dauitschen 
eine große Enleichteruing und Beruhigung, daß auf der New Yorker Kon­
ferenz von den Außenministerin der Vereinigten Staaten. Englands und 
Frankreichs ein Versprechen hinsiclitlich des Schutzes und der Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland abgegeben worden ist, wie es kiarer 
und deutlicher nicht abgegeben werden konnte. Für jeden Deutschen, 
der die Dinge in Ruhe überlegt, muß es ein Gefühl der Erleichiterung 
sein, daß diesen Wonten .so schnell die Taten folgen, daß die Westalliierten 
ihre auf deutschem Boden stehenden Truppen zu verstärken beginnen 
und daß'sie, ihrem Versprechen gemäß, diese Truppen so stark wie nur 
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eben möglich machen woilem. Diese Tr.uppenvermehrung bringt natur-
gemäß Lasten für die BevöUtenung mit siLch. Aber die Weltmächte haben 
zuigesagt, diese Lasten so gering w:ie :möglich zu halten. Vor allem aber 
ist Sicherheit — wenn auch mit einer gewissen Belastung — viel, viel 
besser als Kampf und Zenstörung. 

Deutschland steht der sowjeit-nussischen Macht unmittelbar gegenüber; 
im Falle einer russischen Agression würde es das erste Opfer sein. 
Der kalte Krieg wird von Sowjet-Rußland mit aller Kraft igegen uns 
geführt. Die Fünfte Kolonne steht überall bereit. Durch eine skrupel­
lose, durch und durch unwahre Agitaition sucht man uns als Friiedens-
brecher, ails Söldlinge Amerikas hinzustellen. Man spricht nicht von 
Kommimismus; man hält bei ims die kommuniisitisclie Partei absichtlich 
klein, um braven Bürgern keine Angst zu machen. Man spricht von 
Frieden, von naitianaler Front, von der Einheit Deutschlands. Ich wollte, 
die Bewohner der Ositzonen-Republiik könnten einmal offen ischildern, 
wie es bei ihnen aussieht. Unsere Leute würden hören, daß der Druck, 
den der Nationalsozialismus durch Gestapo, durch Konzeintrationslager, 
durch Verurteilungen ausgeübt hait, 'maßig war gegenüber dem, was jetzt 
in der Ostzone igeschieht. Ich wollte, unsere Leute könnten einmal aus 
dem Munde der unterdrückten Pdlen, Tschechen und Ungarn hören, in 
welch igriausamer Weise religiöse Betätigung verfolgt und unterdrückt 
wird. 

Die deutschen Kriegsgefangenen, die in Sowjet-Rußland waren, wiissen 
Bescheid über das sowjet-russische Faradies. Si© verkünden laut und 
deutlich und für jeden hörbar, was das Regime Sowjet-Rußlands in Wirk-

• lichkeit bedeutet. Wenn wir an die Nöte, die Qualen der vielen Hundert­
tausende deutscher Krliieigsgefangenen, die in Sowjet-Rußland entgegen 
allen Bestimmungen des Völkerrechts, entgegen allen Versiprechungen 
zurückgehaliten werden, denken, wenn wir an die Sorgen, ajn den Jam­
mer, an die Sehnsucht der Angehörigen dar zurückgehaltenen Männer, 
Väter, Söhne denken, dann wissen 'Wir, was wir von Sowjet-Rußland zu 
halten .hahen'. Ich glaube, wenn alle Zeugen des Elends, das die sowjet­
russische Herrschaft über die Menschen bringt, sprechen könnten, keinen 
Augenblick würde das deutsche Volk zögern, seine Entscheidung zu 
treffen. Es würde nur eine Stimme erkliineen: daß wir zwar den Frieden 
wollen, mit aller Kraft wollen, aber daß wir auch wissen, daß Freiheit 
das höchste Gut des Menschen ist und daß daher für uns Deutsche 
niemals sowjet-rusisische" SklHverei in Frage kommt, sondern nur 
F r i e d e i n F r e i h e i t ! 

Es ist die Aufgabe Deutschlands, einen Damm aufzurichten gegen das 
Einsidcern und die Infiltration sowjet-russischer Ideen. Wir müssen die 
Menschheit diesseits des Eisernen Vorhangs aufklären über dias, was 
jenseits des Eisernen Vorhangs vor isicht geht, wais auch uns, was' Europa • 
beschieden sein würde, wenn die russische Ideologie bei uns in Europa 
zur Herrschaft gelangte. 

Unkraut gedeiht aiuf schlechtem Boden. Das gilt auch vom Kommunis­
mus. Daher :müssen Wiir uns hemühen, in unserem LaiOde Arbeit und 
Sicherheit, eine geriechte soziale Ordnung zu schaffen. Ein mächtiger 
Verbündeter des Kommuniismus und'Sowjet-Rußlands ist die Furcht, ist 
die Angst, Für sie darf Icein Raum miehr bei uns sein, seitdem" wir von 
der New Yorker Außenminasterkonferenz unsere Sicherheit garantiert 
bekommen haben. In. der Erklärung der drei Außenminister, daß sie 
jeden Angriff auf diie Bundesrepublik Deutschland, glieiichgültig, von 
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welcher Seite er auch konnmen möge, -wie einen Angriff auf sich selbst 
betrachten würden, geht eindeutig und klar hervor, daß die These der 
hinhaltenden Verteidigung westLich des Rheines endgültig aufgegeoen 
ist und daß einem etwaigen russischen Angriff schon am Eisernen Vor­
hang Halt geboten wird. 

Unsere Partei ist überzeugt davon, daß das christliche Gedankengut, 
das sde zur Grundlage ihrer Innen- und Außenpolilik machen will, 
wesentlich ist für den Kampf gegen den Bolschewismus. Es liegt mir 
fern zu sagen, daß unsere Partei alileLn die Aufgabe hat. diesen Damm 
gegen den Bolschewismus zu errichten. Wir wünschen, daß alle anderen 
Parteien unseres Landes mit uns an dieser im besten und wahrsten Sinne 
des Wortes überparteiLichen deutschen und europäischen Aufgabe mit­
arbeiten. 

In der letzten Zeit ist in der deutschen öffeniUdchkeit besonders lebhaft 
die Frage diskutiert worden, ob -Deulschland einen Beitrag zur Ver­
teidigung seiner selbst und Europas leisten sollte. Es handelt sich um 
eine außerordentlich ernste Frage, die nur richtig erörtert und ent chie-
den weirden kann, wenn man sie in ihrer chronologischen Entw.cklung 
und in voller Buhe betrachtet. 

Diese Frage wurde meines Wissens zuerist im Ausland diskutiert, als 
sich etwa seit 1947 die Verhältnisse zwischen Sowjet-Rußland einerseits 
und den Wesitallliierten und anderen europäischen Staaten andHrerseita 
begannen zuzuspitzen. Es kam auf Betreiben Englands im Jahre 1943 
zum Abschluß des Brüsseler Paktes, durch den England. Frankreich und 
die Beneluxstaaten sich zu Verteidigungszwecken zusammenschlossen. 
Ihm folgte der Atlanükpakt, der auch die Vereinigten Staaten, Kanada, 
die oben genannten Partner des Brüsseler Paktes, die nordschen Länder 
mit Ausnahme Schwedens umfaßte und der den Zusarnmenschluß geg^n 
die sow.iet-russischen Angriffstendenzen zum Gegenstand hatte. Es kam 
zu Abmachungen über Schaffung einas Verteidigungsorgans. E^ wurde 
dann in der Öffentlichkeit der am Atlantiki>akt beteiligten Länder d e 
Frage erörtert, wo eine Verteidigungsfront gegen Rußland gescha''fen 
werden solle, ob am Rhein, westlich des Rheins oder sogar noch weiter 
im Westen. Es wmrde die Frage der Schaffung deutscher Truppen­
verbände diskutiert, die aber nur mit leichten Waffen versehen sein 
sollten, und die den Westelliierten den Rückzug decken würden. 

Die Nachrichten über Aufstellung starker russischer Tnuppenverbände 
in der Sowjetzone wurden in der Folge immer genauer. Es kam zur 
Aufstellung der Ostzonenpolizeiarmee. Es verdichteten sxh die Nach­
richten, dalj in der Ostzone die Einführung der allgemeimen Dienstpflicht 
beabsichtigt sei. Ich habe immer wieder in der Hohen Kommission ver-
Tjangt, daß der Bundesrepublik Deutschland Sicherheit vor russischen 
Angriffen gegeben würde, ich habe darauf aufmerksam gemacht, daß es 
für uns unerträglich sei, wenn auch von westalliierten Stellen Dis­
kussionen abgehallen würden, denen ganz augenscheinlich der Gedanke 
zugrunde lag, die Bundesrepublik Deutschland nicht zu verteidigen I-h 
habe darauf hingewiesen, daß die Zulassung eines Überrol'ens durch 
russi-sjche Truppen, auch wenn man eine spätere Befreiung durch wast-
^eüiierte Truppen ins Auge fasse, für uns unertträgllch und unmöglich sei. 
Als der Aufbau der Ostzonen-Polizeiarmee zu einer wirklichen Armje 
in immer stärkerer Weise betrieben wurde, als das Beispie! Koreas 
zeigte, wie höchstwahrscheinlich Sowjet-Rußland auch bei uns verfahren 
wolle, habe ich nachdrücklich gebeten, uns ganz konlcrete Zusicherungen 
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zu geben. Herr Pfarrier Niemöller, der .letzt der lauteste Buter im Stielte 
ist, ,h'at mö.nies Wissens damals seiinie 'Stimme nicht erhoben, .iedenfalls 
hat er nicht gegen die uns bedrohende Aufstellung einer Sow.letzonen-
Polizeiarmee u.nd die außerordentliich sitarlce Anhäuiuing russischer Trup­
pen in der Ostzone protestiert. 

Die ei'sten bedeutungsvollen Erklärungen deutscher Stellen über eine 
deutsche Beteiligung an der Verteidigung Westeuropas wurden im 
Europarat im August dieses Jahres abgegeben. Von den Vertietern dar 
drei iCoal'itionsparteien wurde im Europarat erklärt, daß man, um den 
demokratisclien Völkerin Europas und der Welt den Friieden. aber auch 
diie Freiheit zu erhallen, bereit und entsclilossen sßi, den Gedanken 
einer verainiigten europäischen Armee unter gemeinsamer europäi-scher 
Führung und genauer demokratischer Kontrolle zu unterstützen. Die 
Abgesandten der Bonner Kcalitionispairteien erklärten sich bereit, mit 
der Rüclckehr zur Gleichberechtigung auch gleiche Verpfluchtungen zu 
übernehmen wie die Angehörigen anderer Staaten. Die Errlch'.iunig einer 
besonderen deutschen Armee lehnten sie ab. Die Vertreter der sozlal-
demokratischein, Partei enthielten sich bei der Abstimmung der Stimme, 
weil nach ihrer Ansicht die Frage noch nicht spruchreif sei. Meines 
Wissens hat Herr Pfarrer Niemöller sich niemals Segen dde Erklärungen, 
die im Europarait abgegeben wuraen, gewandt. 

Im Ansdiluß an den Europarat fand die New Yorker Außeramiaiister-
konierenz und eine Sitzung der Vertreter der Teilnehmer zum Atlsintik-
pakt statt. Die New Yorker Außenministerkonferenz sollte, sich u. a. 
mit der Regelung der Deutschland betreffenden Fragen beschäftigen. 
In einem Memorandum an diJese Konferenz habe idi. die gleiche Er­
klärung abgegeben, wie aie'a.m Europarat abgegeben worden ist, daß ich 
eine Remiiilitariisiei-ung Deutschlands durch Aufstellung einer deutschen 
Armee ablehne, daß ich aber für diie Bieteiligung eines deutschen Kon­
tingents in einer europäischen Armee sei. 

Am 17. September habe ich auf eine mir übarmittelte telefonische An­
trage der Außenmlnisterkonferenz, wie sidi die deutsche Regierung die 
Behandlung dieses. Fragenkomplexes denke, geantwortet, die Frage 
könne nur entschieden werden durdi den Bundestag; die deutschen Or­
gane könnten sich mit ihr nur beschäftigen auf Grund einer offiziellen 
und präzisen Anfrage dar wes.talliierten Regierungen. Die drei Außen­
minister haben bisher einen Beschluß über die Stellung einer solchen 
Frage an Deutschland nicht gefaßt. Es ist bekannt geworden, daß der 
amerikaniische und englische Außenimiinister sowie säimtliche AUantik-
paktstaaten mit Ausnahme Frankreichs sich dafür ausgesprochen haben, 
diese Frage .letzt zu stellen. Die französische Regierung hat, soviel b e ­
kannt geworden ist, sich auf den Standpunkt .ses.tellt, daß der Erledigung 
der Angelegenheit zur Zeit nodi nicht näher getreten werden solle. Die 
tranzösische Nationalversamm.lung ist nach ihren Sommerferien .letzt .zu 
einer Tagung zusammengetreten. Nach Pressenachrichten wird sie in der 
nächsten Woche den ganzeni Fragenkomplex erörtern. Das .ist der gegen­
wärtige Stand deip Dinge. 

Ich, stelle fest: Die Bundesregierung oder der Bundeskanzler, haben 
keine Verpflichtungen irgendwelcher Art eingegangen. Es ist auch das 
Eingehen solcher Verpüliditungen von niemand verQangt worden. Die' 
Angelegenheit wird im Bundestaig, falls eine dahingehende Anfrage von 
den WestaliUierten an uns igestellt werden sollte, erörtert und entschieden 
werden, also in aller Öffentlichkeit. Der Bundestag ist die hierzu kom— 
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petente Körperschaft. Wenn eine Volksbefragunig oder ei,ne Auülösu.ng 
des Bundestages und NeuwaMen verlangt worden Siiind, weil die Wahl 
dieses Bundestages nich-t zur Entscheidung diieser Frage voi'igenommen 
worden sei, so kann ich darauf n^ir antworten, daß alle diejenigen, die 
etwas derartiges sagen, offenbar das Grundgesetz, unsere Verfassung, 
nicht kennen. Das Grundgesetz kennt keine Volksbefraguing. Das Grund­
gesetz kennt keine Auflösung des Bundestages, es sei denn, daß die Wahl 
eines Bundeskanzlers niclit zustande kommt. Der Bundestag kann sich' 
auch nicht'selbst-, aufilösen. Der Bundestag ist vielmehr zuständig zur 
Entscheiidiung aller Fraigen, die während seiner Wahlperiode entschei-
dungsreif werden. 

Nun 'hat Herr Kirchenpräsident Niemöller schriftlich und mündlich d'.e 
heftigen Angriffe gegen den Bundeskanzler gerichtet ^^nd behauptet, daß 
wir die Remilitarisierung Westdeutschlands mit allen Mittein betrieben, 
daß Organisationsstäbe zur AufsteUung deutscher Einheiten innei'haib 
einer europäischen Armee, seit 1. Oktober d. Js. tätig, daß Rüstungsauf-
träge Qin die deutsche Industrie erteilt seien. Er versteigt sich in diesen 
Briefen sogar zu der Behauptung, daß die Schaffung der Bundesrepublik 
Deutschland die Herablassung des Eisernen Vorhangas und die Schatfu,ng 
eines os.tdEutschen Staates verursacht haben. Er spricht von einem Volks­
betrug, wenn der gegenwärtige Bu,ndestag über diese Frage en'.:scheide. 
[n einer Redie vor einer großen Versamimlung in Frankfurt hat er den 
Bundeskanzler und Grotewohl auf eine Stufe gestellt. Ich weiß, daß 
Herr Niemöller nicht die evangelische Kirche Deutschlands ist, ich weiß, 
daß er für keine evangelisch-kirchliche Stelle spricht, trotzdem kann ich 
nur meinem tiefen Bedauemi und meiner Empörung Ausdruck geben, 
daß sich Herr Niemöller nicht gescheut hat, solche Behauptungen aufzu­
stellen. ' . . 

Ei,n Kernstück sei,ner Behauptungen war, daß ein früherer General­
leutnant Paul M. den'Auftra,g erhalten habe, Organisationsstäbe aufzu­
stellen. Das war für ihn :und seiine näheren Freunde ein klarer Beweis 
für die, von der deutschen Bundesregierung angeblich betriebene Re-
militarisienung. Wie lächerlich dies Schreiben des Herrn Niemöller im 
Grunde genommen iist, ergibt tsdch daraus, daß dieser Generalleutnant 
Paul M. ails Ma.ior in amierikanische Dienste getreten ist und im Auf­
trage der amerikan,'schen Besatzungsarmee deutsche Arbeitskompanien, 
die von Anfang am bei den Be-atzungsarm,een tätig waren, reorganis'ert. 
D,as hat er seinem Freunde, dem Gen&'iail a. D. Be.yer, dem Privatsekretär 
des Herrn NiemöUer, in diesem Briefe, auf den man eine ganze Kom­
panie von Angriffen und Unwahrheiten aufgebaut hat, -mitteilen wollen. 
Ein telefonischer Ani-uf deis Privatsekretäris oder des Herrn Niamöller 
hätte genügt, restlos alles aufzuklären. 

Ich kann nur sa,gen, daß Herr Pfarrer Niemöller in geradezu unver-
antwortiliicher Weise sich gegen die Ehre und das Ansehen seiner Mit­
menschen versündigt und dem deutschen Volke im Inlande und im Aus-
la,nde ischwersten Schaden zufügt. Ich bin überzeu,£t davon, daß das Vor­
gehen des Herrn Pfarrer NJemöller in Frankreich Beachtung finden wird; 
bei der SED hat es größten Beifall ausgelöst. Ich habe wäh'iend meiner 
Amtstätigkeit noch in keiner Sache so viele Zuschriften erhalten wie jetzt 
aus Anlaß des Auftretens des Herrn Niemöller. Fast ausscMießlich be-
zeidinen sich die Verfasser der ZuschTiitliten als evangelische Christen, 
alle rücken mit Empörung von HeriTi Niemöller a.b. 

Wie ich schon sagte, wird sich die französische Nationalversaanmlung 
In der kommenden Wodie mit der Frage einer europäischen Verteidigung 
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beschäftigen. In Äußerungen vereinzelter (ratizösischer Politilcer sind 
aber bisher schon Auffassungen zutage getreten, die unrichtig und für 
uns Deutsche zum Teil verletzend sind. Solche Äußerungen s.nd leider 
nicht geeignet, die mir und der ganzen Bundesregierung und dem Bun­
destag so sehr am Herzen liegende Freundschaft m.t dem französischen 
Volke weiter zu festigen und zu stärken. Das französische Volk darf 
davon überzeugt sein, daß wir Deutsche dem Zerwürfnis mit Frankreich 
für immer ein Ende machen wollen, daß wir deswegen mit aller Kraft 
an der Gestaltung und dem Zustandekommen des Schuman-Pjaries mit­
gearbeitet haben und weiter arbeiten werden. Äußeruaugen allerdings 
wie die. ein wiedeirbewaffnetes Deutschland sei eine größere Gefahr als 
Sowjetrußland, oder aber, man solle die Deutsdien ihren Beitrag zur 
Verteidigtmg Westeuropas dadurch leisten lasren, daß man s'e zu Ar­
beiten heranziehe, sind bedauerlich. Ich hoffe, daß die französische 
Nationalversammlung etoenso wie der Deutsche Bundestag sachlich, ruhig 
und verantwortungsbewußt erörtern werden, daß sie die Prüf-ung diesea: 
schwerwiegenden Frage vornehmen nicht im Hinblick auf Vergangenes, 
Bondern im Hinblick auf die Zukunft. Politische Führer dürfen sich nicht 
von Gefühlen, die aus der Vengangenheit herrühren, leiten lassen, sie 
müssen an die Zukunft denken. 

Ehe ich diesen Teil meiner Ausführungen abschließe. lassen Sie mich 
noch einmal meiner tiefen Überzeugung Ausdruck geben, daß der einzige 
Weg, den Frieden zu sichern, der ist, den die Westalliierten und die 
Atlantikpaktstaaten jetzt eimziaschlagen beschilosen haben: näiml ch mit 
Sowjet-Rußland über die Herstellung eines dauernden Friedens zu ver­
handeln, nachdem sie sich mindesterus ebenso stark gemacht haben wie 
Sowjet-iRußland ist. Ich bin weiter der Überzeugung, daß jedes defai-
tistjische, fast könnte ich sagen, nihilistische Denken Sowjet-Rußland 
geradezu in die Hände arbeitet. Niemals kann ich anerkennen, daß es 
Gottes Wille sein soll, daß wir je unser Vaterland und Westeuropa der 
Herrschaft des antichristlichen Bolschewismuis tatenlos überlassen sollen. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, erfreut sich gerade bei dsn evange­
lischen Pfarrern, die zu Herrn Niemöller stehen, Professor Barth e nes 
großen Ansehens. Nun, Professor Barth hat, als Hitler die Tschecho­
slowakei besetzte, den bewaffneten Widerstand gegen Hitler als eine 
absolute Notwendigkeit bezeichnet und beigrüßt. Was damals von dem 
Widerstand gegen Hiller galt, das gilt erst recht von dem Widerstand 
gegen den Bolsdiewismus. 

Es werden sowohl bei uns wie auch im Auslande Sti-mimen laut, die 
befürchten, daß d e Stellung eines deutschen Kontingents in einer 
amerikanisch-europäischen Armee ein Wiederaufkommen militaristis-:hen 
Denkens bei uns zur Folge haben werde. Darauf erwidere ich folgendes: 
Die Bundesregierung, der Bundestag und ich persönlich werden uns mit 
ganzer Kraft dafür einsietzen, daß das militaristische Denken, das seine 
schärfste Ausprägung in der nationalsoziaUstischen Zeit gefunden hat, 
unter keinen Umständen wiederkommt. Wir werden mit allen uns zur 
Verfügung stehenden gesetzlichen Mitteln gegen diejenigen Kräfte vor­
gehen, d'e eine solche Wiederbelebung vergangener Zeiten versuchen 
wollen. Meine Worte richten sich auch gegen Persönlichkeiten, die in der 
naiion.alsozialistischen Zeit schwere Verfehlungen gegen das deutsche 
Volk und Europa begangen haben. Auch wenn die Eninazifiz'erunigs-
verfahren abgeschlossen werden und wenn wir frühere Nationalsozia­
listen, die ehrlich an dem Aufbau einer neuen Ordnung und eines neuen 
Deutschland sich beteiUiigen wallen, -wieder zur Mitarbeit heranziehen 
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wollen, müssen wir ums mit umso größerer Entschlossenheit und Schärfe 
gegen diejenigen wenden, die den nationalsozialistischen Geist wieder 
neu zu beleben ' versuchen. 

Von den Besch,lüs:en der New Yorker Außenministerkonferenz ist für 
die Stalliung Deutschlands in der Welt besonders bedeutsam die völker-
rechtlicbe Anerkennung der Bundesrepublik Deutschland als Vertre'er 'n 
des g.eramten deutschen Volkes. Wir haben uns schon bei der Schaffung 
des Gi-undgesetzes als die berufenen Vertireter auch der.ienigen Deutschen 
betrachtet, die der Bundesrepublik Deutschland noch nicht angehören 
können. Wir werden das nun mit wenn möglich noch größerer Energie 
und Entschlossenheit tun. Die Wiederherstellung der Einheit Deutsch­
lands ist unser großes Ziel, das wir nieimals aus dem Auge lassen und 
das.wir — davon bin ich fest überzeugt — auch erreichen werden. Un­
seren deutschen Brüdern und Schwestern in der Ostzone rufe ich hier 
von Goslar aus zu: Harret aus und hofft auf uns! Wir werden wieder 
zusammenkoimmen. Nichts kann uns abhalten, dieses Ziel zu verfolgen. 
Wir kennen Eure Nöte, wir kennen Bure Gewissensnot bei der soge­
nannten Wahl am 15. Oktober. Wir und die ganze Welt verstehen den 
Etummen Protest, den Ihr durch Euren Besuch der KiTchen am gleichen 
Taige erhoban habt. 

Nach meiner Uberzeuguing haben wir allen Grund zu der Anna'ime, 
daß es keinen Krieg geben wird.. wenn Sow.iet-Rußland eine Macht 
gegenübergestellt wird, die ihm gewachiren ist. Sowiet-Ruß'and hat 
keine Veranlessunig, seine Existenz in einem neuen Kriege aufs Spiel 
zu setzen. Aber wenn man ihm weitere Eroberungen leicht macht, wenn 
es die Möglichkeit sieht, diese Eroberungen ohne eigenes Risiko zu 
machen, dann allerdings besteht die große Gefahr, daß sich aus einem 
von Sowiet-Rußland zunächst als igefahrlos angesehenen Unternehmen 
ein neuer Weltltrieg entwidcelt. 

Ich habe eben den Schuman-Plan schon erwähnt. Ich betone noch-
m.als, daß wir ihn bejahen und ihn wollen. Wir wollen ihn. wie alles, 
was zum Zusammenschluß Europas führt. Der Europa-Gedanke hat~bei 
uns in Deut?chland tiefe WurEeln geschlagen. Wir werden unsere Jugend 
im Geiste der europäischen Gemeinschaft erzieherf. 

Meine Fre^inde, bei uns und im Auslande werden vielfach Unter-
suchuingen darüber angestellt, welches die tiefste Ursache der Wirren 
und des Unglücks unsener Zeit ist. Es ist richtig, solche Untersuch'mgen 
anzustellen, weil man nur, wenn man die Ursache des Übels erkennt, 
wirklich Abhilfe schaffen kann. Mir scheint, daß letzten. Endes das 
Schwinden des Rechtsgedankens eine der Hauptursachen ist. Die Grund­
lage des Gemeinschaftslebens im Staate und unter den Völkern' muß 
wieder die Hochachtung und der Respekt vor den Rechten der Einzel­
personen und der Völker werden, vor Rechten, die nicht willkürlich ge­
schaffen, sondern die tief iim Naturrecht verankeirt sind. Wenn w/r nicht 
den Staa,t wieder seiner Allmacht entkleiden, wenn wir uns nicht von 
der Vorstellung wieder freimachen, daß der Staat willkürlich Recht 
schaffen und Recht aufheben kann, wenn man nicht für den einzelnen 
Menschen wie für Völker Rechte anerkennt, die, weil im Naturrecht 
verankert, nicht geändert oder entzogen werden können, wird keiine 
Ruhe, keine Ordnung, keine Sicherheit mehr auf Erden sein. Unsere 
christliche Überzeugung verpflichtet uns, diesen Gedankon des Rechts 
zu stärken und neu zu beleben. 

Mit einem Dainkeswort an den Kanzler schloß die Kundgebung. 
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Zweiter Tag: Samstag, 21. Oktober 1950 

Oberkirchenrat M. C i 11 i e n eröffnet die Delegiertentagung und erteilt 
zunächst BundeskanzlerDr. Adenauer das Wort zur 

Verkündung des Statuts der Christlich-Demokratischen Union 
Deutschlands, 

wies es von den Vorsitzenden der Landesverbände am 20. Oktober 1950 
beschlossen und unterzeichnet wurde. 

Dr. Adenauer erklärte: 
Gestern haben die Landesvorsitzenden der Landesparteien das Statut 

der CDU Deutschlands unterschrieben. Heute soll es hier verkündet wer­
den, und Sie als die gewählten Delegierten aus allen Teilen Deutschlands 
sollen es bestätigen. Wir haben Wert darauf gelegt, daß die Gründung 
der CDU Deutschlands nidit nur als eine Vereinbarung der Landespar­
teien erscheint, sondern daß diese Vereinbarung durch Sie, meine Damen 
und Herren, genehmigt und vollzogen wird.- Mit dem heutigen Tage, 
meine Freunde, geht ein Wunscli in Erfüllung, den wir seit Jahren ge­
habt haben. Vielerlei Umstände standen dem Zusammenschluß zu einer 
Partei im Wege. Es lag zum Teil begründet darin, daß wir eine ganz 
neue Partei waren, die nicht auf eine hergebrachte Organisation sich 
stützen konnte. Es lag dann an den Bestimmungen der Besatzungs­
mächte, die nicht wollten, daß Parteien entstünden, die über die Zonen­
grenzen hinausgingen. Alles dks ist .letzt weggefallen, und wir können 
heute mit Stolz und mit Freude feststellen, daß nunmehr die Christlich-
Demokratische Union Deutschlands ins Leben tritt. (Beifall) 

V/enn die verschiedenen Landesparteien auch bisher schon enge Füh­
lung miteinander hatten — das galt besonders für die Landesparteien 
der britischen Zone —, so wird docli unsere Gesamtpartei ein ganz 
anderes Ansehen bekommen, als es vorher die Arbeitsgemeinschaft der 
verschiedenen Landesparteien besaß. Ich glaube, daß darum der heutige 
Tag in der Geschichte unserer Partei, unserer Bewegung, ein historischer 
Tag ist. Ich bin überzeugt, daß er auch auf die deutsche Entwicklung, auf 
die Entwicklung in Deutschland, von entscheidender Bedeutung sein wird. 

Sie wissen, meine Freunde, daß das enge Verhältnis zur Christlich-
Sozialen Union Bayerns v/eiter bestehen bleibt. Die besonderen Verhält­
nisse in Bayern haben es nicht für tunlich erscheinen lassen, daß die CSU 
in uns aufging. Aber diejenigen von Ihnen, die Mitglied der Bundestags­
fraktion sind, wissen, daß zwischen der Christlidi-Sozialen Union Bayerns 
und uns kein Unterschied besteht, höchstens gelegentlich ein Unterschied 
in der Ausdrucks weise und im Temperament. Aber wir sind eins ajch 
mit unseren bayerischen Freunden, und so wollen wir am heutigen Tage 
das Gelöbnis ablegen, daß wir mit vereinten Kräften, bauend auf das 
Fundament der abendländisch-christlichen Kultur, arbeiten wollen für 
unser geliebtes Vaterland. 

Ich darf noch einen Satz voll innerer Befriedigung hinzufügen: Inso­
fern ist dieser Tag von historischer Bedeutung, als damit doltumentiert 
wird, daß in der Christlich-Demakratischen Union Gesamtdeutschlands 
die beiden christlichen Bekenntnisse Hand in Hand gehen und arbeiten 
für das Christentum und für unser Vaterland. (Stürmischer Beifall.) 

Oberkirchenrat C i l l i e n : Das Statut, wie es beschlossen und unter­
zeichnet wurde, eimstiimmig und einmütig, von den Vorsitzenden der 
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Landesverbände am 20. Oktober, ist gedruelit in Ihrer Hand. Nachdem 
Herr Dr. Adenauer diese Tatsache soeben der Delegierten-Versammlung 
bekanntgegeben hat, bitte ich, daß die stimmberechtigten Delegierten 
ausdrücklich ihre Zustimmung durch Erheben von ihren Sitzen kund­
tun. (Die Delegierten erheben sich.) Ich stelle fest, daß das mit großer 
Geschlossenheit und Einmütigkeit geschehen ist, und danke Ihnen (Bei­
fall.) 

Wahl des Präsidiums und der Kommhsioncn für den Parteitag 
Auf Vorschlag des Landesverbandsvorsitzenden wird folgendes Präsi­

dium einstimmig gewählt: 
Als Präsident der Vorsitzende des Landesverbandes Niedersachsen, 

C i 11 i e n , - • 
als Vizepräsidenten Oberpräsident a. D. G r o n o w s k i, Westfalen, 
Ernst L e m m e r , Berlin, 
Dr. Z i m m e r , Rheinland-Pfalz, 
der Kreisvorsitzende von Goslar, Minister a. D. Dr. F r i c k e, und 
Frau Pfarrer D o l i als Vertreterin der Ffauen. 

Wahl des Parteivorsitzenden und der Stellvertreter 
Nach dem Statut ist vorgesehen, daß zu wählen sind ein Vorsitzender 

und zwei Stellvertreter. Die Landesvorsitzenden hatten folgende Vor­
schläge eingebracht: Vorsitzender Dr. Konrad Adenauer, Stellvertreter 
Dr. Friedrich Holzapfel und Jakob Kaiser. 

Weitere Vorschläge wurden -nicht gemacht. 
Auf Antraig aus der Versammlung berichtete Dr. Z i in m e r über die 

Verhandlungen der Landesvorsitzenden. Die Landesvei-bandsvorsitzenden 
haben sich, wie es der Bedeutung der Angelegenheit entspricht, in meh­
reren Sitzuftgen mit der Vorstandswahl eingehend befaßt. Bei dem Cha­
rakter unserer Partei als einer regionalen, von unten herauf gewach­
senen und föderalistisch gegliederten Partei war es naturgemäß nicht 
einfach, einen Vorschlag zu unterbreiten, der ein Spiegelbild für den. 
gesamtpolitischen Willen der Gesamt-CDU darstellen soll. Die Vorschläge, 
stehen in einem gewissen Zusammenhang mit den in Aussidit genom­
menen Damen und Herren für den Gesamtvorstand. Nach'den Statu'en i 
werden nur der Vorsitzende und seine Stellvertreter von den Delegierten ' 
gewählt, während die übrigen Mitglieder des Vorstandes von dem Par- | 
teiausschuß, der ein recht großes demokratisches Organ der Partei ist, i 
gewählt werden. 

Die Landesverbandsvorsitzenden glauben, daß der vorliegende Vor­
schlag dem Gesamtwillen der Partei insofern entspricht, als die wich­
tigsten politischen Beziehungen innerhalb unserer Partei zum Ausdruck 
kommen. Die Landesverbandsvorsitzenden glaubten, daß in den drei 
vorgeschlagenen Persörildchkeiten wirklich die Exponenten gefunden sind, 
die man als die oberste Spitze der Gesamt-CDU den Delegierten mit 
gute,m_ Gewissen vorschlagen dürfte. 

Ernst B a c h ergänzte die Ausführungen Dr. Zimmers dahin, daß für 
Süddeutschland eine der wichtigsten Stellen vorgesehen sei. Abg. Kie-
singer solle im Parteiausschuß zum geschäftsführenden Vorstandsmitglied 
der CDU Deutschlands vorgeschlagen werden. Damit sei auch Süd­
deutschland vertreten. 
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Die Wahl Dr. Adenauers 
Es wurden im ganzen abgegeben: 
335 Stimmen, 
Dr. Adenauer 302 Stimmen, : 
Arnold 2, 
Dr. Holzapfel 1, 
Jakob Kaiser 1, 
Stimmenthaltung 22, 
nein 4, 
ungültig 3, 
Gesamt: 335. 
Damit ist Dr. Adenauer zum Vorsitzenden der CDU Deutschlands ge­

wählt worden. 
Die Wahl wurde mit stürmischem, anhaltendem Beifall und Ovationen 

für den Bundeskanzler begrüßt. 
Während der Auszählung der Stimmen für die Stellvertreter des Vor­

sitzenden wurde folgende Redaktionskommission gewählt: 
Dr. von Brentano, 
Ernst Bach, 
Dr. Strickrodt, 
Dr. Süsterhenn, 
Dr. Bock, 
Dr. TiUmanns und 
Frau Maxsein. 

Die Wahl der Stellvertreter: 
Die Wahl der beiden Stellvertreter, 

wurde, hatte folgendes Ergebnis: 
1. W a h l g a n g 

Dr. Holzapfel 
Kaiser 
Helene Weber 
Simpfendörfer 
Kather 
Lemmer ^ 
Ungültig 
Enthaltungen 

2. W a h l g . ang 
Jakob Kaiser 
Lemmer 
Dr. Zimmer 
Dr. Holzapfel 
Zersplittert 
Enthalten 
Ungültig 

über die getrennt abgestimmt 

297 
11 
1 
7 
3 
1 
4 

18 

Stimmen 
,, « 
»• 
w 

,, 
„ 
,, 
„ 

zusammen: 342 Stimmen 

304 
3 
4 
4 
8 
4 
9 

stimmen 
„ 
,, 
,, 
,, 
,, 
,, 

zusammen: 336 Stimmen 

Als Vertreter der CSU Bayerns sprach Siegmund M a y r : 
Ich bin gekommen, um vor Ihnen ein lautes Bekenntnis dafür abzu­

geben, wie sehr die CSU Bayerns sich mit der CDU verbunden fühlt 
(Stürmischer Beifall) Längst hat es sich in der Zusammenarbeit in der 
Bundesregierung, im Bundestag und im Bundesrat gezeigt, daß der durch 
die Namensnennung gezogene Strich zwischen CDU und CSU kein Tren-
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nungsstrich ist. Wir haben die gleichen Grundsätze und gleichen Auf­
gaben zu erfüllen. Wir alle erstreben gemeinsam das Ziel: Einigkeit und 
Recht und Freiheit für unser liebes deutsches Vaterland. (Beifall) Es 
ist mir eine besondere Ehre. Ihnen, hochverehrter Herr Bundeskanzler, die 
Grüße unseres Landesvorsitzenden, Dr. Hans Ehard, der gegenwärtig in 
Rom anläßlich eines Staatsbesuches weilt, zu übermitteln. Meine bayri­
schen Freunde haben mich beauftragt, den Arbeiten der Delegierten des 
1. Bundesparteitages einen guten Erfolg zu wünschen. 

Als Erster Redner der Arbeltstagung sprach 
Professor Dr. Hans Ericli Stier, MdL, Münster 

über das Thema 

Der gesellichtliche Auftrag der CDU 
Goslar, die herrliche alte Stadt, die uns durch ein gütiges Geschick als 

lebendiger Zeuge einer großen abendländischen Vergangenheit bewahrt 
geblieben ist und die jetzt zur Stätte des ersten Parteitages der Christ-, 
lich-Demokratischen Union Deutschlands erwählt wurde, ist vom Hauche 
der Weltgeschichte durchweht. Als Lieblingssitz des wohl bedeutendsten 
unserer mittelalterlichen Kaiser, Heinrichs III. aus dem Gesdilecht der 
^Salier, war es eine Zeitlang ein Mittelpunkt der Christenheit, über deren 
Ordnung der tiefgläubige Herrscher mit starker Hand wachte. Kaum ein 
halbes Jahrhundert zuvor, um das .lahr-lOOO, war diese Christenheit von 
der Erwartung des bevorstehenden Weltendes bis in ihr Innerstes er­
schüttert worden. Wir können es kaum fassen, wenn wir hören, daß 
diese Erschütterung nicht zu Resignation und Tatenlosigkeit geführt hat, 
sondern die Herzen zur Errichtung der gewaltigen steinernen romani­
schen und gotischen Dome entflammen half. Auch wir leben seit ge­
raumer Zeit in Weltuntergangsstimmungen. Noch ist die Erschütterung 
lebendig, die die Erschließung der Atomkraft mit sich brachte. Mensch­
lichem Wahnwitz scheint das Schicksal des Menfchengeschlechts, ja 
unseres Planeten ausgeliefert zu sein. Das Ergebnis ist beschämend. 
Restlose Entmutigung, Angstpsychosen aller Art und als ihr Korrelat 
elende Genußsucht haben weite Kreise gerade unseres Volkes befallen, 
das einst, als für viele nicht wie heute der Untergang nur eine Möglich­
keit, sondern sichere Erwartung war, gleichsam nicht mit leeren Händen 
vor dem Throne des Weltenrichters erscheinen wollte. Wie erbärmlich 
groß war die Zahl von Riickversichererri, als mit dem kommunistischen 
Ueberfall auf Südkorea die ganze Größe der Gefahr im Osten schlag­
artig sichtbar wurde! Als die monumentale Kaiserpfalz gebaut wurde, 
lag die Grenze des Abendlandes immerhin schon an der Elbe, wo das 
Erzbistum Magdeburg einen vorgeschobenen Posten christlicher Kultur 
bildete. Heute reicht umgekehrt die Machtsphäre des Ostens bis fast vor 
die Tore Goslars und mit ihr die Verneinung aller Werte, die uns Men­
schen des europäisdien Kulturkreises das Leben überhaupt lebenswert 
machen. Schon der Nationalsozialismus, erschien wie ein Einbruch des 
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asiatischen Despotismus in die auf Freiheit gegmndete und von der 
Freiheit lebende abendländische Welt. Jetzt hat die abpclireckende Wahl­
komödie vom 15. Oktober gezeigt, daß selbst der nazistische Terror über­
boten werden kann. „Von Euren Wahlmethoden hätte Hitler selbst noch 
lernen können!" heißt es im Haager Manifest der Vertreter des ehe­
maligen europäischen Widerstandes, und die Opfer sind unsere deutschen 
Brüder und Schwestern, die auf unsere Hilfe An.'sprucli haben und deren 
Leid uns quält als sei es das unsrige. So sieht das neue Jahrtausend 
deutscher Geschichte aus, das Hitler bei seinem Ueberfall auf Holland 
und Belgien frevlerisch verkündete! 

Wenn wir uns unter solchen Auspizien hier versammelt haben, kann 
es nicht darum gehen, so etwas wie eine triumphale Heerschau abzu­
halten. Verantwortungsbewußte Parteifreunde erwarten — mit Recht — 
eher eine eindringliche Selbstkritik von uns. Wir haben dabei durchaus 
ein Anrecht auf ein gewisses Gefühl stolzer Befriedigung. Lassen Sie 
mich dafür nur eine ausländifche Stimme zitieren, den weltbekannten 
Genfer Volkswirtschaftler Prof. Wilhelm Röpke, der kürzlich schrieb: 
„Es ist nur gerecht, einen Umstand hervorzuheben, der dem deutschen 
Volk und der deutschen Regierung nur zur Ehre gereicht, aber von ein­
zelnen Stimmen abgesehen, noch immer nicht die verdiente Anerkennung 
findet. Es ist der Umstand, daß ein verelendetes, in seiner nationalen 
Existenz fast ausgelöschtes, defrioralisiertes, proletarisiertes und der 
Orientierung beraubtes Volk wie das deutsche nach 1945 am allerwenig­
sten eine Politik des Maßes und der Mitte hätte erwarten lassen. Es wäre 
nicht unbegreiflich gewesen, wenn ein Volk in dieser Lage zu verzweifel­
ten und unüberlegten Radikalmaf3nahmen der Wirtschafts- und Sozial­
politik seine Zuflucht genommen hätte. Um so bemerkenswerter ist, daß 
es gerade die deutsche Bundesregierung gewesen ist, die, gestützt auf ein 
demokratisches Mandat und auf eine breite Grundstimmung des deut­
schen Volkes, den Weg der Freiheit der Geduld und des stetigen Voran-
schreitens auf gesicherter Bahn gewählt und damit ein in der ganzen 
Welt beachtetes Beispiel gegeben hat." Und unsei-e Wähler haben dieser 
Bonner Politik der CDU/CSU aus voller Ueberzeugung die Mehrheit 
ihrer Stimmen gegeben; ich erinnere nur an die letzte Wahl zum Land­
tag in Nordrhein-Westfalen. Aber wir wis<;en um die Notwendigkeit 
einer immer wiederholten Selbsteinkehr. Das untei-scheidet uns von 
anderen Parteien und möge uns immer von ihnen unterscheiden, daß 
wir unsere Partei nicht verherrlichen und dann die Kritik von außen 
her hören müssen, sondern daß wir unsere Kritik selber liefern. Noch 
immer ist das ein Zeichen wirklicher Stärke und Lebenskraft gewesen. 
Aber Kritik darf nicht in bloße Besserwisserei entarten. Sie muß zu 
ener verantwortungsbewußten Erörterung Anlaß geben, wie und auf 
welchem Wege eine Besserung zu erzielen ist. „Nidit mein, sondern Dein 
Wille geschehe!" — Dieses Herrenwort muß üb^r dem Wollen einer Partei 
stehen, die die Verantwortung auf sich nimmt, sich christlich zu nennen. 
Ich fasse die ehrenvolle Einladung, in Ihrem Kreise über den geschicht­
lichen Auftrag der CDU zu sprechen, so auf, daß ich Ihnen in der kurzen 
Zeit, die für einen Vortrag zur Verfügung steht, einige persönliche Ge­
danken vorlege, die wenig mehr beanspruchen als eine brauchbare 
Grundlage für eine möglichst lebendige Aussprache zu bieten, und würde 
mich glücklich schätzen, wenn ich für diese Gedanken, die ja • keine 
offizielle Parteistellungnahme bedeuten, auf Ihr Wohlwollen und Ihre 
Nachsicht rechnen dürfte. 
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I. 
In der Septembeinummer der Frankfurter Hefte 1950 schrieb kürzlich 

Walter Dirlts (S. 947): „In den Konzentrationslagern und in der Hinter­
stuben der i.nneren Emigration waren Schwüre geschworen worden. Die 
ersten, die sie brachen, waren die Kommunisten. Bei ihrem Auftreten 
im Frühjahr 1945 merkte man: Sie hatten, ihre Linie, sie gaben sie nicht 
preis, sie diskutierten nur scheinbar, sie verhielten sich vom ersten 
Augenblick an taktisch, die anderen waren für sie nicht Partner, sondern 
Objekte." Das hat sich, wie allbekannt, dahin gesteigert, daß der Kom­
munismus schließlich nicht mehr auf die Kraft seiner Idee seine Hoff­
nungen gründete, sondern nur noch auf die Macht der russisclien Waffen. 
Den Höhepunkt seiner Gefährlichkeit hat er damit überschritten, denn 
er stellt sich in Gegensatz zu der durch zahlreiche Erfahrungen immer 
wieder bestätigten Einsicht, daß es eben nicht die Gewalt der Waffen 
ist, die die Siege erkämpft, sondern die moralirche Kraft. Man denlte an 
das Beispel Englands nach Dünkirchen! Aber diese Feststellung darf 
nicht dazu führen, die kommunistische Gefahr zu unterschätzen. Man 
sollte nie vergessen, daß sie nicht in Rußland ihren Ursprung hat, son­
dern in Europa. Es könnte ihr gehen wie dem Riesen Antäus in der 
Sage, der durch die Berührung mit dem mütterlichen Boden immer neue 
Kräfte gewann. Was in Rußland und seinen Satellitenstaaten heute be­
steht, ist eigentlich alles andere als Kommunismus. Es ist ein alU'usS'Scher 
Nationalismus, der die Tradition des Zarismus mit wesentlich größerer 
Macht und Konsequenz wieder aufgenommen hat und darüber in Kon­
flikt mit jenen anderen nationalkommunistischen Tendenzen geriet, die 
man mit dem Namen Titoismus zu bezeichnen sich gewöhnt hat. Die 
Sowjets können S'ch aber auf eine treu ergebene Gefolgschaft vor allem 
in Westeuropa stützen. Sie arbeiten in Ostdeutschland mit der Parole 
der „Nationalen Front", und es wäre verfrüht, anzunehmen, daß nat 'o-
nalistische Parolen auch bei uns heute bereits alle Wirksamkeit ein­
gebüßt hätten. Kurz gesagt, es bedarf der Errichtung eines Dammes 
gegen die bedrohliche Flut, eines Dammes nicht nur von Polizeikräften, 
sondern auch von geistigen Energien. 

Solche geistigen Energien können nur aus der Gegenposition zur kom­
munistischen ..Auffassung erwachsen. Der Nichtachtung des Einzelmen­
schen, die zu allen Zeiten die Kulturgeschichte Asiens so scharf und 
grundsätzlich von der abendländischen unterschieden hat, muß eine 
Daseinsform entgegengestellt werden, für die der Mensch, die Freiheit 
der Persönlichkeit, der unersetzliche Wert jedes Individuums im Mittel­
punkt alles Denkens und Trachtens in Politik und Kultur steht. Es ist 
das große, unverlierbare Erbe, das in der griechisch-römischen Antike 
gesammelt und vom Christentum in unsere Breiten gebracht worden ist. 
Seine politische Form ist die Demokratie, die man sehr treffend als 
„Staatsform der Menschlichkeit" bezeichnet hat. Sie ist nicht die Herr­
schaft enes Volksteils über den anderen, weder der ,Reichen' über die 
,Armen' noch (wie man sie nicht nur in der Ostzone mißversteht) der 
,Armen' über die ,Reichen'. Sie ist Herrschaft des Rechtes, und dieses 
Recht findet seinen Niederschlag in Gesetzen, vor denen alle Staats­
bürger gleich sind. Wie alle Staatsformen beruht auch sie auf einem 
Mythus: daß bei Abstimmungen 51 mehr recht haben als 49. Wer diese 
Spielregel — denn mehr ist sie doch im Grunde nicht — mißachtet, ver­
läßt den Boden'der Demokratie. Man hat diese Staatsform scherzhaft 
mit einem Floß verglichen, auf dem man sich unweigerlich nasse Füße 
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holt. Aber während die trefflich durchkonstruierten Schnelldampfer der 
autoritären Staaten bei einem Aufprall auf Klippen und Hindernisse fast 
mit Mann und Maus versinken, kann das Floß nicht untergehen, sondern 
erhält sich immer schwimmend. Voraussetzung ist freilich, daß es aus 
kernigen Stämmen und nicht aus morschen Hölzern zusammengefügt ist. 
Während Diktatur und Tyrannei sich bewußt auf Lüge und Tyrannei 
stützen, beruht die echte Demokratie, was lange nicht genug betont wird, 
auf Wahrheit und Vernunft. Sie sucht geradezu die Diskussion, um mit 
ihrer Hilfe den richtigen Sachverhalt herauszufinden. Sie ist lernbereit. 
Die Diktatur dagegen sucht lediglich Gründe zusammen, die ihren an sich 
schon unverrückbar feststehenden Willen plausibel machen sollen, und 
nimmt daher ungeniert bald diese bald jene Argumente auf, um sie 
sofort fallen zu lassen, wenn sie sich als unzweckmäßig herausstellen. 

Vielleicht wird bereits in Ihrem Geiste sich die Frage erhoben 
haben, ob diese Derriokratie, zu der unsere Partei sich rückhaltlos be­
kennt, noch bei der anderen großen politischen Gruppe in unserem 
Volke, der Sozialdemokratie, in so guter Hut ist, daß ihre Seele gegen 
diktatorische Umbiegungen und Infiltrationen gesichert erscheint. Die 
Frage ist bereclitigt, weil die SPD seit langem in offenem Kampfe mit 
KPD und SED steht und sich darauf sehr viel zugute hält. Es ist wahr­
haftig alles andere als erfreulich, auf jene Frage heute mit einem Nein 
anworten zu müssen. Das hahen die Ereignisse in Belgien, die sich an 
die Rückkehr des Königs ansdilossen, vor aller Welt dargetan. „Wie ist 
es möglich, daß ein Mann wie Spaak eine so totalitäre Politik prokla­
miert?" fragte damals Richard Tüngel in der ..Zeit". Und er FcWoß mit 
dem Satze: „Spaak hat pesiegt, aber er hat den Ehrentitel eines großen 
Demokraten und Ersten Europäers verloren." Selbst überzeugte Freunde 
der SPD in unseren Reihen geben zu, daß diese Partei heute nicht mehr 
unbedingt als demokratisch anzusprechen ist. Sie hat schon mit ihrer 
zur Obstruktion entarteten Opposition in Bonn schwere Bedenken über 
Deutschlands Grenzen hinaus wachgerufen, so in der Schweiz, wo man 
über ,.des Kanzlers Abkanzler" den Kopf schüttelte. Sie hat, statt den 
Deutschen Gewerkschaftsbund zu parteipolitischer Neutralität zu ver­
anlassen, ihm bei bedenklich totalitär anmutenden Machtbestrebungen be­
reitwilligst zur Seite gestanden. Sie bekennt sich nach wie vor zur Plan­
wirtschaft, und wenn sie behauptet, daß bei ihrer Auffassung von Sozia­
lisierung im wirtschaftlichen Leben em bedeutender Sektor für Privat-
kapital. Privateigentum und Privatinitiative erhalten bleibe, so ist auch 
dieser Sektor in ihrem System zentralistischen Kontrollen unterworfen. 
Ein solch<is System zentralistischer Planung und Lenkung ist mit den 
existentiellen Freiheiten des Menschen unvereinbar. Wiederum droht 
der Staat zum völligen Beherrscher der Wirtfchaft und damit des Men­
schen zu werden. Sozialismus und sozialistische Planwirtschaft sind 
ihrem ganzen Wesen nach das gerade Gegenteil von wirtsdiaftlicher 
Selbstverwaltung, in der allein sich die soziale Demokratie verwirklidien 
kann. Und der Arbeiter ist es vor allem, der für diesen Irrtum bezahlen 
muß, da das System notwendig, auch die Arbeit planen, steuern und 
kontrollieren muß. Die soziale Ördnungsfunktion des Privateigentums, 
die Freiheiten des Individuums und der freien Gesellschaft gegenüber 
Fehlentwicklungen im Staatsleben und gegenüber dem Mißbrauch der 
Staatsgewalt zu sichern, verkennt man auf sozialistisdier Seite anschei­
nend völlig. An die Stelle einer Verteilung und gegenseitigen Kontrolle 
der Gewalten, die ein Grundprinzip der modernen Demokratie dar-
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stellen, droht eine Hyperkonzentration der Macht des Staates zu treten. 
Es ist unmöglich, zu glauben, daß diese autoritären Züge sich auf den 
wirtschaftlichen Sektor beschränken ließen und auf anderen dafür die 
Freiheit um so besser blühe und gedeihe. Röpkes Feststellung über die 
„Tragödie des Sozialismus", daß dieser „nicht anders als freiheitsver­
nichtend im weitesten Sinne des Wortes" sein könne, daß er das Werk 
der Emanzipation krönen wolle und doch nicht anders könne als die 
schärfste Unterwerfung des Individuums bringen, daß Sozialismus und 
eine durch und durch unfreiheitliche Staatsform einander zugeordnet 
sind, ist bisher unwiderlegt geblieben. Und er hat Recht, wenn er sagt, 
es sei eine kaum entschuldbare Naivität, zu glauben, daß ein Staat im 
Bereich der Wirtschaft total sein könne ohne es zugleich im Folit'sch°n 
und geistigen Bereich zu sein, und umgekehrt. Schon sieht man deutlich 
als Ergebnis des sozialistischen Programmes die „geplante" Gesellschafts­
ordnung anstelle der organisch gegliederten. Was von Seiten der SPD 
als Befreiung des Menschen proklamiert wird, hat großenteils einen 
fatalen Beigeschmack. Man will Ehe und Familie nicht mehr als die 
einzigen Grundlagen men'^chlichen Gemeinschaftslebens anerkennen, son­
dern spricht von neuartigen Formen, die diese alten und überholten 
bereits abgelöst hätten. Man ist teilweise so weit, gegangen, jene „alten" 
Formen für die Katastrophe mitverantwortlich zu machen, die der Hit'e-
rismus über unser Volk und die Menschheit gebracht hat. Man setzt sich 
für die Aufhebung des § 218 StGB ein, man erwägt in sozialistischen 
Kreisen die Aufhebung des § 175 — und alles im Namen einer falsch 
verstandenen menschlichen Freiheit, die übersieht, daß Freiheit ohne 
echte innere Bindung gar nicht möglich ist. Die SPD hat sich besonders 
wenig widerstandsfähig gezeigt gegenüber der Korruption im öffentlichen 
Leben. In die großen Korruptionsaffären, die uns in Nordrhein-Westfalen 
seit geraumer Zeit in Atem halten, sind weitaus überwiegend Angehörige 
der SPD verwickelt. Man hat dort offenbar das Parteibucn für widitiger 
gehalten als die moralische Integrität, ein Verfahren, das ehedem die 
Nazis zum Prinzip erhoben hatten. Dazu paßt die rücksichtslose Personal­
politik, die auf eine Eroberung der vollen Macht im Staate hinsteuert. 
Zu was für Folgewirkungen sie führen kann, hat das belgische Beispiel 
gezeigt. 

Freiheit und Menschlichkeit können nur in einer lebendigen Kultur 
gedeihen. Schon immer ist aufgefallen, wie geringfügig die Rolle ist, die 
die Kulturpolitik bei der SPD spielt. Sie geht darauf zurück, daß man 
die abendländisch-christliche Kultur als etwas Fremdartiges empfindet. 
Man wittert in ihr Vorrechte von geistig Privilegierten. Man beargwöhnt 
das humanistisdie Gymnasium als Brutstätte eines Bildungshochmutes. 
Man untergräbt die Voraussetzungen für geistige Leistungen durch Ein­
führung einer sechsjährigen Grundschule, in der die begabten Kinder ge­
nötigt sind, sich schließlich zu langweilen und zu verbummeln. Auch die 
Stellung zum Christentum ist im großen und ganzen zweideutig. Neben 
dem Kreise „religiöser Sozialisten" steht, die Menge der Dissidenten. 
Auskünfte über die Religionszugehörigkeit sozialistischer Abgeordneter 
werden verweigert. Und die Partei denkt gar nicht daran, sich funda­
mentale Forderungen der christlichen Gruppen zu eigen zu madien, wenn 
sie in ihr politisches Programm nicht passen. Mich persönlich als evange­
lischen Christen stößt an der SPD vor allem ab, dalJ diese Partei sich am 
schärfsten von allen antikatholisch gebärdet. Die Redensarten des Vor­
sitzenden der SPD von der katholischen Kirche als der fünften Besat-
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Zungsmacht und den Evangelischen in der CDU als den „Flugblattver­
teilern einer fremden Konfession" kann ich so leidit nicht vergessen. 
Und immer wieder erklingen Töne dieser Art, so kürzlich in Bayern 
über Dr. Hundhammers angebliche „zweite Gegenreformation". Wir 
Evangelischen wissen, oder sollten es doch wissen, daß überall dort, wo 
man unsere katholische Mitchristenheit angreift, der Angriff auf die 
evangelische Kirche unmittelbar folgen wird. Das ist seit den Tagen 
des Kulturkampfes so gewesen und wird auch so bleiben. Ich weiß, daß 
man hier und da in sozialistischen Kreisen „Rom" für eine größere Ge­
fahr hält als „Moskau". Und ich kann nur sagen, daß ich angesichts 
solcher Weltfremdheit niemals die Verantwortung übernehmen könnte, 
einer so gestimmten Partei die Fürsorge für unser deutsches Volk gerade 
in der gegenwärtigen Weltsituation anzuvertrauen. Dabei interessiert der 
mehr oder weniger gute Wille von sozialistisdien Politikern, für eine 
riditige Auffassung der Dinge sich einzusetzen, weniger als die geheime 
innere Zwangsläufigkeit, die zu den extremen Auffassungen immer wie­
der führte und noch führt. Sie ist es, die in den Enzykliden der Päpste, 
vor allem in Pius' XI. „Quadragesimo anno" (113 ff.) vollkommen zu­
treffend erlcannt und charakterisiert worden ist: „Nadi christlicher Auf­
fassung ist der Mensch mit seiner gesellschaftlichen Anlage von Gott 
geschaffen, um in der Gesellschaft und in Unterordnung unter die gott­
gesetzte gesellschaftliche Autorität sich zur ganzen Fülle und zum ganzen 
Reichtum dessen, was Gott an Anlagen in ihn hineingelegt hat, zur Ehre 
Gottes zu entfalten und durch treue Erfüllung seines irdischen Lebens­
berufes sein zeitliches und zugleich sein ewiges Glüdt zu wirken. Von 
all dem weiß der Sozialismus nichts; vollkommen unbekannt und gleich­
gültig ist ihm. die erhabene Bestimmung sowohl des Menschen als der 
Gesellschaft; er sieht in der Gesellschaft lediglich eine Nutzveranstal­
tung." Wir sind •weit davon entfernt, dem Sozialismus das Recht zu einer 
solchen Auffassung zu bestreiten. Wir leugnen „keineswegs einen mög­
lichen und wertvollen Beitrag des Sozialismus in der sozialen Diskussion. 
Er trifft sich mit der christlichen Lehre in der Kritik unsozialer Zu­
s tände. . . Es mag als das Verdienst des Sozialismus gelten, die beson­
dere moderne Problematik der sozialen Frage schonungsloser ausge­
sprochen zu haben", erkennt einer unserer hervorragendsten Vorkämpfer 
für die Soziale Marktwirtschaft, Prof. A. Müller-Armack, unumwunden 
an. Aber er erklärt mit Recht, daß man vom christlichen Standpunkte 
in jener Kritik nie so weit gehen könne, um gegeneinander kämpfende 
Klassen als letzte Realitäten der menschlichen Gesellschaft anzuer­
kennen. 

Sehe ich recht, so beruht die mangelnde Fähigkeit, die wahre Situation 
des heutigen Menschen und seine wirklichen Bedürfnisse Idar zu er­
kennen, bei der SPD darin, daß sie sich mit Stolz eine revolutionäre 
Partei nennt und es sein will. Sie glaubt an die Revolution — noch 
immer. Genau dasselbe tut der Osten audi, aber mit wesentlich größerer 
Eindeutigkeit und Konsequenz. 

Längst ist aufgefallen, wie unsicher die geistige Position des Sozialis­
mus geworden ist. Die Schwierigkeit einer überzeugenden Abgrenzung 
gegen den Kommunismus, der sich als konsequenten Marxismus geben 
kann, macht sich peinlich bemerkbar. Wie soll sie gelingen, wenn man 
sich selber vom Marxismus nicht lösen will? Dabei ist es erschütternd 
zu beobachten, welche Rolle seit dem 19. Jahrhundert einzelne Bücher, 
seien es Marx' „Kapital" oder die Schriften des englischen National-
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Ökonomen Keynes oder andere Werke, auf die Gemüter gerade der 
Kreise ausüben, die so gern über das Vertrauen des Christen zu seiner 
Bibel lächeln. Und doch liegt ein Unterschied klar zutage: Während die 
Bibel zeitüberlegenen Charakter trägt, sind jene Bücher, unbeschadet 
ihrer Verdienste, Schöpfungen der Zeit, in der sie entstanden, und an 
diese in ihrem Inhalt gebunden. In der Tat sind seit einiger Zeit ein­
sichtige Sozialisten an der Arbeit, den Marxismus den neuen wissen­
schaftlichen Einsichten in Oeltonomie, Anthropologie und Philosophie 
anzupassen. Ob und wie das gelingen kann, mag mit Recht zweifelhaft 
erscheinen. Uns interessiert dieses Vorhaben als Symptom für die innere 
Lage des Sozialismus. Welche Paradoxie, fortschrittlich-revolutionär sein 
zu wollen und dabei ständig zurüd^schauen zu müssen! Und darin 
offenbart sich die Problematik des Wortes Revolution, das zu den 
Lieblingsworten des vorigen Jahrhunderts gehörte und jetzt nodi 
künstlich am Leben erhalten wird. IVIan hat über dem revolutionären 
Phrasenschwall so ziemlich vergessen, daß Christentum und Revolution 
von Anfang an Gegensätze gewesen sind. Das Christentum ist zwar die 
Revolution unter den Weltreligionen und hat das Angesicht der antiken 
und der abendländischen Welt auf die Dauer völlig umgewandelt, revo­
lutioniert. Aber diese Umwandlung, die still und allmählich vor sich 
ging und auf wirkliche Erfolge sah, war im Grunde eine Evolution, eine 
Entwicklung. Sie unterscheidet sich von den menschlichen Revolutionen 
schon darin grundlegend, daß diese ohne eigentlichen, dauerhaften Erfolg 
geblieben sind. Ihnen waren revolutionärer Aufwand, revolutionäres 
Pathos, revolutionäre Scheußlichkeiten immer wichtiger als eine wirklichö 
Hilfeleistung für die leidende IVIenschheit. Man hat längst darauf hin­
gewiesen, welche Kluft sich auftut zwischen dem Selbstbewußtsein einer 
vorwärtsdrängenden Klasse, die sich als die „bessere" an die Stelle einer 
„entarteten" setzt, und der demütigen christlichen Haltung: „Gott jei mir 
Sünder gnädig!". Schon daran sind alle Versuche gescheitert, den Auf­
stieg des Christentums im Römerreiche als eine soziale Revolution zu 
begreifen. Und in der Folgezeit sind es, so weit ich sehe, immer die 
„Rotten- und Schwarmgeister" gewesen, die die Fahne der Revolution 
erhoben: 1525, wo Luther sich von ihnen distanzieren mußte, 1789, wo 
es schon offen gegen Christentum und Kirche ging, 1917, 1918, 1933! Auch 
die Revolutionen von 1830 und 1848 können nicht als christliche bezeichnet 
werden, und die englische der Cromwellzeit nur mit größten Einschränkun­
gen. Gott sei gedankt, daß es 1945 bei uns nicht zu einer Revolution ge­
kommen ist; daß sich eine solche Revolution durchaus nicht in christlichen 
Bahnen abgespielt haben würde, können wir heute, wo uns die Ergebnisse 
der Entnazifizierung vorliegen, wohl mit Sicherheit sagen. In Rußland 
und den kommunistischen Ländern existiert die Revolution sozusagen in 
Permanenz und verschlingt von Zeit zu Zeit wie Saturn ihre eigenen Kin­
der. Aber wenn man sie betrachtet, geht es in ihr nicht zu wie nach dem 
bekannten französischen Spruche: „Plus ya change, plus c'est la mome 
chose?" Es ist eine vielsagende Feststellung, daß die Revolutionen sich 
häuften, seitdem die Vormachtstellung des Christentums im geistigen 
imd gesellschaftlichen Bereich erschüttert worden ist. „Bin ich der 
Menschheit Odem nicht, die rastlos nach Befreiung lechzt?" sang Ferd. 
Freiligrath 1851 in seinem großen Nachruf auf den für uns Deutsdie 
unstreitig edelsten jener gewaltsamen revolutionären Ausbrüche, die 
Revolution der Paulskirche von 1848. Nirgendwo lechzt heute die 
Menschheit mehr nach Befreiung als dort, wo der „revolutionäre" Kom­
munismus sie unterjocht. Das sehen die Sozialisten auch. Aber wie 
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wollen sie dieser Revolution begegnen? Wissen sie nichts Besseres als 
den Teufel mit Beelzebub auszutreiben? Glauben sie mit Fral<tions-
?.wang der Freiheit zu dienen? Glauben sie, daß ihnen bei Verwirk­
lichung ihrer noch immer Stark marxistisch gefärbten politischen und 
wirtschaftlichen Ziele das Schicksal erspart bleiben würde, das im Osten 
eingetreten ist, wo mit Hilfe des Marxismus nur erreicht worden ist, 
daß man zu dem Zustande zurückkehrte, den die Revolution überwinden 
wollte: zu langer Arbeitszeit und niedrigen Löhnen, Stachanow- und 
Henneckesystemen und Unfreiheit auf allen Gebieten? 

Ich habe diese Dinge hier eingehender dargelegt, um mich damit an 
diejenigen unserer Parteifreunde zu wenden, die meinen, wir sollten 
(mit Bismark zu reden) unsere schmucke Fregatte mit dem wurm­
stichigen alten Orlogschiff koppeln, das die SPD z. Zt. darstellt. Haben 
sie übersehen, daß die ganze sozialistische Ideenwelt weitesten Kreisen 
des In- und Auslandes wie etwas Ueberholtes erscheint? Daß sie vor 
allem nicht mehr das Öhr der jungen Generation hat? Aus Australien 
wird berichtet, bei den letzten Parlamentswahlen sei die jüngere Wäh­
lerschaft so allgemein gegen den Sozialismus gewesen, daß die Labour 
Party, die früher eine große Anziehungskraft auf die Jugend ausgeübt 
hatte, nicht einmal eine eigene Jugendorganisation zusamenbringen 
konnte, die ihren Wahlkampf unterstützt hätte (Stanley High in „Das 
Beste aus Reader's Digest", Okt. 1950 St. 26). Und nicht anders geht es 
mit der Frauenwelt. Es genügt doch nicht, gegenüber diesen Tatsachen 
das zu einem wahren Popanz übersteigerte Schreckgespenst einer natio­
nalistischen Reaktion in Deutschland aufzurufen. In der Demokratie 
bestimmt die Mehrheit. Man sehe sich die zahlenmäßige Geringfügiglteit 
dieser Gruppen an; hält man sie im Ernst für gefährlich oder will man 
nur mit ihnen bluffen? Das wäre eines aufrechten, s'ch an die Wahrheit 
gebunden wissenden Demokraten unwürdig. Die FDP mag vor den letz­
ten Wahlen überschwengliche Hoffnungen gehabt haben; sie haben sich 
nicht erfüllt. In Nordrhein-Westfalen war sie bereit, den Führungs­
anspruch der CDU in der neu zu bildenden Regierung anzuerkennen, 
die SPD war es nicht. 

Die FDP unterschrieb die ihr von der CDU vorgelegten Forderungen 
hinsichtlich des neuen Schulgesetzes. Sie tritt ein für Kostensenkung 
und Verwaltungsreform mit dem Ziele äußerster Sparsamkeit. Die SPD 
sträubt sich gegen diese Reform. Maßlos übertreibende Berichte über ein 
angebliches Anwachsen des deutschen Nationalismus, wie sie jetzt wieder 
der englifch geschriebene, einer „besseren internationalen Verständigung 
dienen" wollende Information Letter einer Fonst hochstehenden Zeit­
schrift wie der „Frankfurter Hefte" (Nr. 7/8) gebracht hat. sind rasch auf 
das rechte Maß zurückgeführt worden. Da die Einstellung jener Zeitschrift 
zur Bonner Politik bekannt ist, sehe ich in solchen Berichten einstweilen 
nur Stimmungsmache gegen diese Politik — zum Schaden einer inter­
nationalen Verständigung, die ja nur auf Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit 
aufgebaut sein kann. Ich beklage es von ganzem Herzen, daß man bis­
her so wenig unternommen hat, der Lüge in unserem öffentlichen Leben, 
sei sie nun absichtlich oder sei sie nur fahrlässig, entgegenzutreten. 
Sife ist der größte Feind der Demokratie, weil sie das gefügige Werk­
zeug der Autokratie und Diktatur ist. Im übrigen sollte für alle Be­
teiligten feststehen, daß die Demokratie um ihren Bestand nicht zu ban­
gen braucht, solange nicht die Demokraten ihre eigenen Grundsätze 
preisgeben. Erst als der Weimarer Vielparteienstaat zur Karikatur 
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eines geordneten Staatswesens geworden war, gewannen die nationa­
listischen und reaktionären Gruppen wirlclicii Boden in der Oeffentlidi-
keit. Das mindert die Schuld dieser Gruppen nicht, aber es ist zugleich 
eine fühlbare IVTahnung an alle diejenigen, die wohl den Splitter im Auge 
des anderen wahrnehmen, nicht aber den Balken im eigenen Auge. — 
„Daß wir Sie nicht lieben, steht außerhalb jeder Diskussion" rief kürz­
lich der Führer der sozialdemokratischen Fraktion im Düsseldorfer 
Landtag uns von der CDU zu. Das war ein klares Bekenntnis. Aber 
folgt daraus, daß jetzt die CDU ihr Liebeswerben um die SPD mit ver­
doppelter Kraft fortsetzen müßte? Wäre es da nicht natürlich, als Regie­
rung und Opposition miteinander zu arbeiten, mit dem Ziele, die Demo­
kratie aktionsfähig zu machen und damit immun gegen jeden Totalitaris-
mus, der immer zugleidi Nationalismus und Militarismus ist, mag er von 
rechts oder von links kommen? 

Ein politisch-geistiges Bollwerk, das unseren so leicht kleinmütig und 
verzagt werdenden deutschen Menschen Mut und Kraft zum Widerstand 
gegen die Gefahr verleihen würde, die alles freie Menschentum des 
Abendlandes heute vom „Osten" her bedroht, kann somit u. E. die SPD 
n i c h t genannt werden. 

Wir dürfen für unsere CDU/CSU uns der Überzeugung hingeben, daß 
sie im politischen Räume ein solches Bollwerk ist. Die überwältigende 
Kundgebung, auf der der Bundeskanzler gestern abend sprach, hat es 
jedem sichtbar gemacht. Der Wille ist da, und das Können ist da. Unsere 
Tagung soll es auf allen Gebieten überprüfen. Ich will heute versuchen, 
auf eine andere, für uns brennende Frage eine Antwort zu geben: haben 
wir ein Anrecht darauf, allen Anfechtungen von innen und außen zum 
Trotz zu sagen: der Geist der Zeit ist mit uns? So etwas kann man nicht 
bloß behaupten; der Hitlerismus hat es gezeigt, der dem Wissen abschwor 
und es mit dem — blinden — Willen und der — bewußt verlogenen — 
Propaganda allein machen wollte. Welches ist das innere Antlitz der Zeit, 
in die wir hineingeboren sind und in der wir zu wirken hpben, damit die 
in ihr angelegten Möglichkeiten Wirklichkeiten werden? Und dürfen wir 
aus ihm so etwas wie einen geschichtlichen-Auf trag für unsere christlich­
demokratische Bewegung herleiten? Hat nicht das Christentum zvierst 
den Blidc auf die Weltgeschichte gelenkt, die es als Verwirklichung eines 
göttlichen Heilsplanes für das Menschengeschlecht verstanden wissen 
wollte? 

II. 
„Wir leben in einer verhängnisschweren Zeit. Die großartigste Geschichts­

epoche., der gesamten Welteeschiclite Ist angebrochen, größer und weit 
furchtbarer als die Zeiten Caesars und Napoleons. Aber wie blind sind 

•die Menschen, über die dieses gewaltige Schicltsal hinwegbraust, sie 
durcheinander wirbelnd, erhebend oder vernichtend. Wer von ihnen 
sieht und begreift, was mit ihnen und um sie her geschieht?" Seit 
Oswald Spengler 1934, nicht lange vor seinem Tode, diese Sitze schrieb, 
ist eine Katastrophe von ungeahntem Ausmaße über die Welt herein­
gebrochen, und man zittert bereits vor der nächsten. Aber es war doch 
nicht nur eine Katastrophe; es war ein Gottesgericht, in dem Werte 

.geläutert wurden und sich als beständig erwiesen, an die vor allem in 
unserem Volke weite Kreise nicht mehr recht glauben wollten, weil sie 
sich so „modern" fühlten. Christentum und Demokratie haben die Probe 
bestehen dürfen; menschliche Gottähnlichkeit zerging zu Staub, noch 
dazu mit Schimpf und Sdiande. Zum erstenmal wieder, seit rund 
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eineinhalb Jahrhunderten, wurde ein Wandel spürbar, der sich in: 
der Stille in unserem geistigen Sein vollzogen hatte. Die Natur­
wissenschaften kehrten sich seit Max Planck von Mechanismus und 
Materialismus ab. In der Kunst erhob sich der Widerspruch gegen die 
intellektualistische Abstraktheit und Lebensüerne. Hans Sedlmayrs auf­
sehenerregendes Buch über den „Verlust der Mitte" hat erst kürzlich 
gezeigt, wie unmodern die angebliche Moderne ist, wie ihre Grund­
elemente schon mit dem Zeitalter der Französischen Revolution auftraten 
und alles Spätere nicht viel mehr war als immer neue, teils gelungene, 
teils mißlungene Variationen des damals angeschlagenen Themas. Viele 
Einsichtige haben von dem „Zug nach Rechts" gesprochen, der sich heute 
weithin bemerkbar macht. Sind das alles Zeichen der Schwäche, der Er-
müdung,^^ der Resignation? Das wird niemand glauben, der die Fülle 
produktiver Energie und den Idealismus und die Pflichttreue so vieler 
schaffender Menschen unbefangen auf sich wirken läßt. Was wir er­
leben, sind doch wohl Anzeichen einer welthistorischen Epochenwende, 
die sich lange vorher anzukündigen pflegt, ehe sie Wirklichkeit wird. 
Aber es könnte eine Wendung zum Tode sein, an die Spengler dachte.. 
So radikal ist man nicht mehr. Der bekannte englische Denker Arnold 
J. Toynbee urteilt, das Abendland brauche durchaus nicht zugrunde zu 
gehen. Gibt es eine Möglichkeit, hier aus dem bloßen Vermuten heraus­
zukommen und bis zu greifbaren Ahnungen vorzudringen? 

Es scheint, als wenn das vertiefte Verständnis der Weltgeschichte, das-
in der neueren Geschichtsforschung erarbeitet wurde, uns so etwas wie­
eine Gestalt, eine Struktur erblicken ließ, die der gewaltige Geschehens­
zusammenhang von den Anfängen schriftlicher Kunde bis heute merk­
würdigerweise aufweist. Diese Struktur ist einstweilen rätselhaft, und 
deswegen sträubt sich der Rationalismus begreiflicherweise, sie anzuer­
kennen. Aber die Zahl derer, die in stiller, ernster Arbeit hier ihre Be­
obachtungen sammelten, ist doch so erheblich, daß ich nicht zögere, ihre 
wissenschaftlichen Einsichten ernst zu nehmen. Es ist der vielbesprochene 
Parallelismus zwisdien der Geschichte des antiken und des neueren 
Europa. Er bildete bereits die Grundlage für Spenglers überraschende 
Visionen, die ja, was die Ki'itik unseres Zeitalters anlangt, durchaus nicht 
bloße Phantasien waren, sondern so manche bestürzende Rechtfertigung 
durch die Ereignisse fanden. Es würde zu weit führen, hier die Dinge im 
Einzelnen auszuführen. Völkerwanderung, Karolingerzeit, Wikingerzüge, 
Mittelalter, Neuzeit, modernes Zeitalter seit 1789 haben alle ihre genauen 
zeitlichen Entsprechungen in der Lebensgeschichte der griechisch-römi­
schen Welt, mögen auch, äußerlich gesehen, die antike Welt und unsere 
neuere die größten Versdiiedenheiten aufweisen. Schon längst hat man 
die Aehnlichkeiten zwischen dem Zeitalter seit Alexander d. Gr. und dem 
19. und 20. Jahrhundert beobachtet. Wie damals das Griechentum zur 
Hegemonie in der Mittelmeerwelt und im Alten Orient emporgetragen 
wurde, so gewannen die europäischen Mächte seit dem Zeitalter Napoleons, 
die Herrschaft über die Erde. Und dann folgte der zweite, bittere Ab­
schnitt: der größtenteils selbstverschuldete Rückgang dieser Herrschafts­
stellung, jedesmal begleitet von Revolutionen und Leiden ohne Zahl. In 
dieser Epoche würden wir uns zur'Zeit befinden. Spengler hielt sie für-
die letzte einer großen Geschichte. 

Das war verfehlt. Seitdem ist der Nachweis erbracht worden, daß es 
sich in jenem Zeitalter des niedergehenden Hellenismus und der römi­
schen Bürgerkriege weniger um eine Todesagonie als um eine 'Gene­
sungskrise gehandelt hat. Sie ist durch ein neues, echtes klassisches. 
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Blütealter abgelöst worden. In ihm trat das Augusteische Rom dem 
Perikleischen Athen in vieler Hinsidit ebenbürtig zur Seite. Das Ergebnis 
der Aera der Kriege ist ein wirklicher Friede gewesen. Der wiedergewon­
nene Wohlstand und Kunstsinn geben sich noch heute in den monumen­
talen Anlagen zu erkennen, die der Spaten des Ausgräbers fast überall 
dem deckenden Boden entriß, und in den prachtvollen Statuensammlungen 
der Museen. Die Zeitgenossen mutete der Wandel wie ein Wunder an. 
Dichterische und schriftstellerische Genien, ein Vevgil, ein Horaz, ein 
Livius, führten erst in dieser Zeit das ,Goldene Zeitalter' der lateinischen 
Literatur herauf und taten ihr Bestes, um der aufhorchenden Menschheit 
das Saeculum der Wiedergeburt zu künden. Von neuem entfaltete der 
Geist des Okzidents seine ordnende Ki'aft in der Menschheit. Und das 
Zeitalter der Wirren verschwand so weitgehend aus dem Gedächtnis, daß 
es erst im vorigen Jahrhundert durch die Wissenschaft regelrecht wieder­
entdeckt werden mußte. 

Welches waren die Kräfte und Ideen,, die diesen fast unerhörten Wan­
del der Dinge heraufführten? Wodurch unterscheidet sich das Walten 
des Kaisers Augustus von dem seiner Vorgänger, mochten unter ihnen 
auch Genies wie Julius Caesar gewesen sein? Sie alle hatten den Frieden 
gewollt; er hat ihn erreicht. Seine Neuordnung, die die Grundlage für 
ein fast z\yeihundertjähriges Zeitalter des Weltfriedens wurde, und zwar 
wahrnehmlidi nicht einer „Kirchhofsruhe", wie die erstaunlichen Bauten, 
Kunstwerke und literarischen Schöpfungen noch heute lehren, war im 
Unterschied zur vorangehenden Revolutionsperiode, die alle Bindungen 
zu zerreißen strebte, konservativ, national und religiös. 

Es befremdet uns moderne Menschen fast, so etwas zur.Kenntnis neh­
men zu sollen. Aber es ist eine nüchterne Tatsadie. Es sei denn, es be­
liebte Gott als dem Herren der Geschichte, schon bald aller Zeit ein Ziel 
zu setzen; aber darüber weiß nach biblischem Zeugnis niemand etwas zu 
sagen. Der Christ hat sein Leben so zu führen, als trete schon morgen 
das Weltende ein, und andererseits wiederum so, als liege es noch in 
weiter Ferne. Ilim ist der Gedanke, daß die Zukunft kein unbeschriebenes 
Blatt sei, sondern ihr Weg im Grundsätzlichen bereits gewählt erscheint, 
nichts Fremdes. Wenn wir uns vor dieser Einsicht nicht damit zu retten , 
versuchen, daß wir uns einreden, die Parallelität beider Geschichts­
verläufe, des antiken und des abendländischen, gelte vielleicht bis zu 
unserer Zeit, keinesfalls aber für die Zukunft — ein Ausweg, der eher 
eines Vogel Strauß würdig erscheint als eines denkenden Mensdien —, 
dann bleibt keine Wahl: auch die furchtbare Krise, die wir durchleben 
müssen, ist im Grunde eine Genesungskrise, und zwar eine Genesung 
von Ideologien, die auch die Epoche vor der Augusteischen Wiedergeburt 
beherrschten, jenes „moderne" Zeitalter der Revolution und der Irreligion, 
des Unglaubens und der Gottlosigkeit, wie sie dem Zeitalter seit 1789 das 
Gepräge gaben und geben. Die leidgeprüfte abendländische Welt und ihre 
Kultur streben einer neuen Blüte entgegen! Niemand vermödite diese 
Wendung heute schon zu erblidien. Sie ist im Schöße der Zukunft ver­
borgen. Aber sprechen die oben erwähnten Zeichen eines tiefgreifenden 
geistigen Wandels nicht schon vernehmlich genug? Die Wissenschaft auf 
dem Wege zur'Religion? Der „Zug nach redits" (der beileibe nicht zu 
verwechseln ist mit politischem Rechtsradiltalismus einer vergangenen 
oder vergehenden Epoche, sondern oftmals in krassem Widerspruch zu 
jenem nur karikierten Konservatismus steht, gerade in den Kreisen der 
Jugend), den so mancher vmabhängige Beobachter gerade auch in unserer 

3« 35 



CDU sehen will, die sich doch mit vollem Bewußtsein und auch mit 
vollem Recht eine Partei der Mitte nennt und nennen darf? 

Wir greifen nun aber einen fundamentalen Unterschied zwischen der 
antiken und unserer abendländischen Welt. Die Antilte war heidnisch. 
Sie strebte nach statischer Ruhe. Ihr Konservatismus hatte daher eine 
Neigung zum Despotismus. Es ist belcanrit, wie das in der Geschidite der 
römischen Kaiserzeit zum Ausdruclc kam, wo aus dem princeps, dem 
Ersten unter Gleichen, der Augustus nur sein wollte, der dominus et deus, 
der Herr und Gott der Zeit der sog. Soldatenkaiser wurde. Die soziale 
Frage, die es auch in der Antike gab, die aber aus einer wirklichen Reform 
sehr bald von ehrgeizigen Prätendenten als Sprungbrett zur Erlangung 
persönlicher Macht mit Hilfe der Fäuste der Enterbten entwürdigt wor­
den war, wurde damit „gelöst", daß man das Übergewicht der Besitzen­
den wiederherstellte. Das wäre für uns keine Lösung. Unsere abend­
ländische Welt ist christlicli geprägt. Sie kann und muß von christlicher 
Haltung her die Dinge schärfer sehen, als es dem umflorten heidnischen 
Blick möglich ist, und sich vor Folgen schützen, die die heidnische, schließ­
lich bloß zum „Brot und Spiele" heischenden Pöbel entartete Menschheit 
nicht zu vermeiden vermochte. Ihr Konservatismus kann nur evolutionär, 
d. h. auf ständige, verantwortungsbewußte, ruhige Weiterentwicklung 
gerichtet sein. Er will entsagungsvoll und demütig der Menschheit dienen 
und ihr Leben nicht unterbinden, sondern fördern und entwickeln. Wo 
wäre wohl die Verpflichtung, dem Mitmenschen zu dienen, so nachdrüclc-
lich den Herzen eingeschäi-ft worden wie in den Heilandsworten am 
Schlüsse des 25. Kapitels des Matthaeus-Evangeliums, wo die Welt zu 
hören bekam, daß alles, was dem Nächsten jemals Gutes getan oder aber 
ihm gegenüber unterlassen würde, dem Weltenrichter, Gott selber, getan 
oder vorenthalten sei? Wo ist dem, der seinen Bruder haßt, so rücksichts­
los bedeutet worden, dann solle er auch nicht von seiner Liebe zu Gott 
reden? Die Menschlichkeit, lateinisch gesagt, die Humanität, die sich das 
antike Heidentum doch nur erträumen konnte, aber niemals erreichen, 
weil sein Sinnen und Trachten letzten Endes immer um das Ich kreiste 
•— sie ist der Menschheit erst durch die Botschaft wirklich greifbar ge­
worden, die neben das Ich völlig gleichberechtigt das Du stellte. Es ist 
die Tragödie der Revolution, daß sie ein Ich nur durch ein anderes ersetzt. 
Den Weg zum Du findet sie aus eigener Kraft nicht und will ihn auch 
meist gar nicht finden. 

Weniger kraß tritt der Unterschied zwischen der antiken Welt und der 
unsrigen bei dem zweiten Grundgedanken der Neuordnung hervor, dem 
nationalen. Augustus hat das Römertum als nationale Größe gerettet, das 
Caesar bereits als überholt ansah und dessen freiheitlich-republikanische 
Grundstruktur er durch Errichtung seines persönlichen Königtums zu Tode 
treffen wollte. Die Menschheit, nicht nur das römische Volk, hat es dem 
Retter fast überschwenglich gedankt. Wir haben durch den barbarischen 
Nationalismus, der den Völkern wahrhaft grauenvolle Opfer abgenötigt 
hat und den jeder menschlich Fühlende restlos verui-teilt, das Verständnis 
für ein gesundes Nationalgefühl weitgehend verloren. Und doch sind beide 
voneinander durch eine tiefe Kluft geschieden. Viele Opfer wären der 
Welt erspart geblieben, wenn das deutsche Volk es zu einem ruhig 
leuchtenden, in sich gefestigten Nationalgefühl nach Art anderer Völker 
gebracht hätte, statt haltlos immer wieder zwischen den Extremen einer 
völligen Selbstaufgabe und einer kaum begreiflichen Selbstüberschätzung 
hin und-her zu pendeln. Ist es nicht eine der wichtigsten Aufgaben der 
Gegenwart, aus formlosen Massen wieder echte Völker zu machen, 
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Nationen, die, wie Leopold Ranke sagte, Gedanken Gottes wären und sich 
dieser Verpflichtung bewußt blieben, von der eine große Masse nichts, 
aber auch gar nichts wissen will? Entdeckt wurden Volk und Volkstum 
in jener wundersamen Zeit der Romantik, auf deren LiederfüUe und 
Edelsinn wir heute fast wie auf ein verlorenes Paradies zurückblicken. 

Es war der Völkerfrühling, der in der Verteidigung der abendländi-
' sehen Freiheit gegen die napoleonische Tyrannei seine Bewährung vor 
der Geschichte erbrachte. Sein strahlender Optimusmus ist schließlich 
dem wilden Feuer des stets pessimistisch gestimmten Nationalismus err-
legen. Und doch bietet allein die Gemeinschaft freier Vollmer, die selbst­
verantwortlich über ihr Geschick zu bestimmen vermögen, die Möglichkeit, 
den Weltfrieden durch einen Weltbund zu sichern, statt ihn wie die 
heidnische Antike einem auf die Dauer jede Freiheit erstickenden Uni­
versalstaat überantworten zu müssen. In der griechisch-römischen Welt 
war der Gedanke des monarchisch regierten Großreiches die neue Idee, 
die in der Geschichte sich schließlich durchsetzte; bei uns war die neue 
Idee der demokratische Nationalstaat. Man möge bedenken, daß nor­
malerweise jede Nation sich wie ein besonderes Instrument in einem 
Orchester empfinden soll, das vermöge seiner Sonderart seinen Part in 
der großen Symphonie der Menschheit übernehmen kann, die ja, wenn 
überall ein und dieselbe Weise gespielt wird, niemals wirklich als Sym­
phonie, als Zusammenklang des Verschiedenen, zum Lobe des Schöpfers 
hörbar sein kann. Wie wenig begriffen wir doch, welch tiefer Sinn darin 
lag. daß in der Goethezeit, dem Zeitalter des ei-wachenden National­
gefühls, 'Weitbürgertum und Nationalempfinden sich nicht ausschlossen, 
sondern vollkommen gleichberechtigt nebeneinander standen und als 
unentbehrliche Ergänzungen angesehen wurden. In unserer Zeit hat 
das Bonner Grundgesetz mit .ce'nem Verzicht auf wesentliche staaUiche 
Souveränitätsrechte für den Fall eines politischen Zusammenschlusses 
der europäiFchen Staatenwelt den realen Beweis für ein neues, geläuter­
tes Verständnis des Nationalgedanl5:ens bei uns bereits erbracht. Die 
lebendige Europagesinnung, auf deren Hintergrund allein wir uns heute 
als Deutsche fühlen wollen, ist ein weiterer Beweis für den Aufbruch der 
Herzen aus 'der Todesstarre des Nationalismus und Chauvinismus. 

Der dritte, aber vielleicht wichtigste und jedenfalls den beiden ande­
ren, dem konservativen und dem nationalen, zur Grundlage dienende 
Faktor bei der Wiedergeburt der antiken'Menschheit im Zeitalter des 
Aueustus war der religiöse. D^mit griff der Friedensstifter die besten 
Traditionen des antiken Staatslebens wieder auf. Auch das Athen des 
Perikles, in dem die Demokratie ihre erste Idassische Vollendung fand, 
war. von Frömmigkeit gegenüber dem Göttlichen erfüllt und auf sie ge­
gründet. Noch kündet Sophokles' Drama Antigone von^diesem Geiste. 
Im Zeitalter der Wirren hatte sich dann die entgötterte Menschheit daran 
gewöhnt, den jeweilieen Machthaber göttlich zu verehren. Augustus hat 
sich dapegen gesträubt, so sehr er irgend konnte. Bekanntlich ist es dem 
Heidentum nicht gelungen, dieses Surrogat echter Gottesverehrung, den 
Kult irdischer Menschen, ab-rustreifen. Die blutigen Christenverfolgun­
gen der Römerzeit sind darüber entbrannt. Aber nicht diese Dince be­
schäftigen uns hier, sondern die Tatsache, daß das klassische Heidentum 
ein Funlttionieren eines demokratisch-republikanischen Staatswesens — • 
und als Wiederherstellung eines solchen war das Augusteische ..Prin­
zipat" gedacht — für unmöglich hielt ohne eine echte religiöse Bindung. 
Wir dürfen daraus eine Bestätigung mehr gewinnen, für unsere in den 
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Kämpfen der Hitlerzeit gewonnene Ueberzeugung, daß auch unsere 
Demokratie auf das granitene Fundament der Religion sich gründen 
muß, wenn sie aus einer bloßen Fassade zu gelebter Wirklichkeit werden 
soll — und eine Ermutigung, die Verantwortung weiterhin zu tragen, 
die wir mit dem Namen einer christlich-demoliratischen Bewegung auf 
uns genommen haben. 

Das ist es, was wir m. E. über den Geist der Zeit, die unsere Nach­
kommen erwartet — falls nicht (wir wiederholen es) Gott der Herr nach 
seinem unerforsdilichem Ratsdiluß schon vorher aller Zeit ein Ende setzt 
— und die sich damit bereits in unseren Lebenszeiten fühlbar ankündigen 
muß, sagen dürfen. Wir sahen: die Ideale, für die sie unseren tatkräftigen 
Einsatz verlangt, berühren sich eng mit denen, die in unseren Herzen 
bereits wieder lebendig geworden sind. Es sind nicht die Ideale irgend­
einer der anderen Parteien und schon garnicht die des revolutionären, 
nationalistischen („Nationale Front"!), in-eligiösen Kommunismus. Wie 
sehr erleichterte es uns unseren Einsatz vor den teils spöttischen, teils 
feindlichen Augen der Gleichgültigen, wenn wir nun die Ueberzeugung 
im Herzen tragen dürften: der Sieg ist unser! 

III. 
Verzicht auf Weltpolitik schützt nicht vor ihren Folgen, hat man ge­

sagt. Als aktiver Faktor der Weltgeschichte existiert unser Volk nicht 
mehr. Gott hat ihm die Macht aus der Hand geschlagen, die es zweimal 
zum Unseeen mißbraucht hat. Aber er wollte es damit nicht untätig 
machen. Christ sein, Christus bekennen, zu Christus bekehren heißt 
aktiv sein, heißt Anteil nehmen an Leid und Lust der gesamten Mensch­
heit — und heißt: gegebenenfalls dem Bedrängten beispringen, nicht nur 
mit geistlichem Trost, wie das Gleichnis vom barmherzigen Samariter 
zeigt, der doch vor allem die Wunden des Ueberfallenden verbindet und 
pflegt und darüber selbst des heiligen Sabbat nicht achtet. 

Wir, die wir uns in der CDU zusammenschlossen, katholische und 
evangelische Männer und Frauen, sind davon durchdrungen, daß der 
tiefste Grund unseres Unglücks nicht von' Intriguen kurzsichtiger Wirt­
schaftsführer oder machthungriger Junkerkasten oder was man sonst 
nennen mag, sich herschreibt, sondern allein aus dem Abfall unseres 
Volkes und seiner Führung von Gott und Christus. Wir betrachten 
es als unsere Aufgabe, die Folgen dieses Abfalls auch im politischen 
Leben belieben zu helfen. Wir erblicken darüber hinaus den eigent­
lichen Grund für die schwere Krise, die unsere abendländisch-ch''istliche 
Kultur an den Rand des Abgrundes geführt hat und ihr den „Verlust der 
Mitte" brachte, ebenfalls die Abkehr von Gott und Christus. Man hat uns -
vorgeworfen, wir hielten es für nötig, für Christus und seine Kirche zu 
kämpfen und sie schützen zu müssen; das sei kurzsichtige menschliche 
Ueberheblichkeit, dertn Christus und seine Kirche brauchten unseren 
Schutz nicht. Hier waltet ein merkwürdiges Mißverständnis ob. Daß 
Christus, unser Herr und Heiland, unseres Schutzes nicht bedarf, und 
daß die Kirche Christi von den Pforten der Hölle nicht überwältigt wer­
den soll, wissen wir sehr wohl. Wir kämpfen aber darum, daß den 
suchenden Menschen der Weg zur Kirche und zu Christus nicht noch ein­
mal durch einen omnipotenten Staat versperrt werden darf. Als bei den 
bekannten Verhandlungen über das volle Elternrecht am Kinde für das 
Bonner Grundgesetz die Abstimmung im Ausschuß ein Resultat ergab, das 
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weder unseren noch den kirchlichen Wünschen entsprach, hat die per­
sönliche Intervention hoher Kirchenmänner beider Konfessionen nicht 
erreichen können, daß die zweite Abstimmung ein anderes Ergebnis hatte 
als die erste. Deutschland zeigte sich damals, welche Bedeutung eine 
große Partei, die bei Abstimmungen die nötige Stimmenmehrheit sichern 
könnte, für die Durchsetzung christlicher und kirchlicher Anliegen im 
politischen Räume besaß. Die'Wähler begriffen seit damals, daß unter 
den gegenwärtigen Umständen weder Autorität noch Einsatzbereit­
schaft und guter Wille kirchlicher Würdenträger die Berücksichtigung 
fundamentaler christlicher Anliegen durch den Staat erzwingen kann, 
sondern lediglich die Mehrheit abgegebener Stimmen. Gerade im gegen­
wärtigen Augenblick, den der. Bischof von Passau in seiner Eröffnungs­
rede auf dem Passauer Katholikentag als Zeitalter einer Christenverfol­
gung von einem Umfang; und einer Schärfe, wie sie die Welt noch nicht 
•erlebt hat, leider hur; allzu treffend charakterisiert hat, dürften wir 
erwarten, daß man christlicherseits überall sich über die Bedeutung einer 
großen christlichen- Partei im klaren ist und, statt sie mit Mißverständ­
nissen und Wortklaubereien zu verdächtigen, ihr lieber brüderlich-christ­
lich helfend beispringt. In der abendländischen Kultur aber sehen wir 
nicht eine bloße Redensart oder bestenfalls e i n e Kultur unter vielen 
anderen, innerlich gleichrangigen, so sehr wir auch jene anderen schätzen 
und vielelicht sogar lieben, sondern diejenige Hochkultur, die von Anfang 
an das unauslöschliche, Siegel des Kreuzes aufgeprägt erhielt. Sie-ver­
nachlässigen bedeutet für uns Christen, ein Stück von unserem eigenen 
Fleisch und Blut. vernachlässigen zu sollen. Ich habe aber fast immer 
gefunden, daß die Kritiker von der abendländisch-christlichen Kultur nur 
Weniges oder Entstelltes wußten und sich auch nicht die Mühe machten, 
diesen Wissensstand zu revidieren. Dann kritisiert es .sich bekanntlich 
besonders leicht. Die Welt ist nicht glücklicher geworden und vor allem 
nicht friedlicher, seitdem die abendländischen Mächte so viele Positionen 
in Übersee haben räumen müssen. Ich erinnei^e an den Kaschmir-Konflikt 
in Indien mit seinen furchtbaren Opfern; ich erinnere an Indonesien seit 
der Auflösung, der, vorbildlichen holländischen Kolonialverwaltung. — 
Eins jedenfalls läßt sich mit Sicherheit sagen: Die soziale Frage ist in 
ihrer bedrohlichen Zuspitzung im Schöße unserer abendländischen Welt 
€rst erwachsen als Folgeerscheinung der weitverbreiteten A b k e h r vom 
Christentum. Der Atheismus hat bei ihre Pate gestanden, beim Liberalis­
mus wie beim Sozialismus, und hat aus diesen beiden Bewegungen, die 
doch im Grunde nichts anderes als Wirtschaftstheorien waren und sein 
sollten, die Ersatzreligionen gebildet, die heute noch immer das schwerste 
Hindernis für eine nüchtern-sachliche Lösung des Problems bedeuten. 
Ich selbst gestehe, mir außerhalb des christlichen Raumes keine Lösung 
vorstellen zu können, da nur in ihm alle Menschen sich nicht als For­
dernde mit Ansprüchen, sondern in erster Linie als H e l f e n d e mit 
Verantwortung empfinden können. 

Wie ein Geschenk empfinden wir es immer wieder, daß das Zusammen­
gehen der beiden christlichen Konfessionen, zu denen auch das Judentum 
als Ihr nächster Verwandter gehört, allen skeptischen Kritikern zum 
Trotz auf der politischen Ebene sich jeder Belastungsprobe gewachsen 
gezeigt hat. Mit dem Walten der CDU/CSU ist wirklich eine interkonfes­
sionelle Befriedung eingezogen, die zur Zeit eigentlich nur noch von 
denen gestört und kritisiert wird, die zutiefst weder mit der einen noch 
mit der anderen Konfession innerlich zu tun haben, sondern die Unfrie­
den brauchen, um i h r e m kleinen persönlichen Ehrgeiz besser frönen 

39 



zu können. Welche Befreiung bedeutet es doch, in gemeinsamer Front die 
schweren Probleme der wirtschaftlichen und sozialen Not von klarer, 
nücliterner Sicht aus anpacken zu können und die Methoden sich zu 
eigen zu machen, die nun auch wirklich die Erreichung des Zieles gestat­
ten, die Lage des k o n k r e t e n Menschen zu b e s s e r n und nicht bloß 
eine andere Ordnung aufzurichten, in der bestimmte Gruppen neue 
Machtpositionen gewinnen und das als sozialen Fortschritt ausgeben. Mit 
dieser Haltung ist die CDU m. E. einstweilen sozialer als die Sozialisten. 
Während andere Parteien, sei es mit Recht, sei es mit Unrecht, sich gern 
als Vertretung besonderer Volksschichten ausgeben, umschließt die CDU/ 
CSU ganz bewußt Menschen aller Klassen und Berufe, die sich glücklich 
fühlen — oder doch fühlen sollten '•—, über ihre bloße berufliche Existenz 
hinaus M e n s c h e n und Staatsbürger zu sein und sich auch als solciie 
zu fühlen. Daher muß gegen jedes Auftreten eines Interessentenklüngels 
in unseren Reihen unnachsichtig Front gemacht werden. Wir sind weder 
eine Standes- noch eine Wirtschaftspartei! Ist und bleibt die CDU wirk­
lich eine Partei von M e n s c h e n und nicht bloß von anonymen Klassen­
oder Interessentengruppen, so ist s i e diejenige politische Organisation, 
die wirklich zu dem "dringend geforderten Bollwerk gegen alle bolsche­
wistische Entrechtung des Menschen tauglich ist. 

IV. 
Das führt uns zu einem letzten Punkt unserer Betrachtungen, zu einer 

kritischen Selbsteinkehr. Wir haben erleben müssen, daß sich in unserer 
Partei Gegensätze und Spannungen erhoben haben, die die Öffentlichkeit 
mit Beunruhigung und unsere politischen Gegner mit Befriedigung er­
füllt haben. Ich will die Gründe dafür hier nicht untersuchen. Dar wich­
tigste scheint mir in einer gefährlichen Überschätzung der Stärke unserer 
Position im augenbliddichen politischen Leben zu liegen. Das ist eine 
alte deutsche Untugend. Wie man auf der Höhe des ersten Weltkriegas 
allen Ernstes innerhalb der belagerten Festung Deutschland gegenein­
ander um die Form des künftigen Friedensschlusses, um „Siegfrieden" 
oder „Verzichtfrieden", erbittert kämpfte, als hinge es von uns Deut­
schen allein ab, wie der Friede aussehen würde, ohne zu beachten, daß 
der Bär, dessen Fell man hier verteilen wollte, doch gar nicht erjagt war, 
so ist es vor nicht langer Zeit vorgekommen, daß bei Verhandlungen 
über die Regierungsbildung in einem Lande des Bundes inmitten der 
CDU eine Gruppe die eigene Auffassung gegen die Fraktionsmehrheit 
durchkämpfte, als sei davon allein die neue Regierungskoalition abhängig. 
Und die Gegner in den anderen Parteien sah man kaum noch! 

Wir haben erleben müssen, daß CDU-Politiker sich öffentlich die so-
zlaldemokratisclie These zu eigen machten, das „Spiel" von Regierung 
und Opposition sei für Deutschland, noch mehr aber für ein Land des 
Bundes, „eine wirklichkeitsfremde professorale Theorie", und man müsse 
„Größtkoalitionen" von der FDP bis zur SPD anstreben. Das bedeutet 
eine glatte Abkehr von der reinen, echten Demokratie. Sollte nun die 
Aufgabe der staatstragenden Opposition dem Radikalismus von rechts 
und links zufallen und dieser damit' demokratisdi legitimiert werden? 
Oder meinte man auf eine Opposition in legaler Form verzichten zu 
können? Dann war das eine Verwechselung von Demokratie und Dik­
tatur. Wie sollte unser Eintreten für das relative Mehrheitswshlrecht 
gerechtfertigt werden, das doch ein Zweiparteiensystem anstrebt, wie es 
uns von hervorragenden Sachkennern aus einem demokratisch so vor­
bildlichen Lande wie England wieder und wieder empfohlen wurde und 
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auch allein durch Verschwinden gewisser Splitterparteien einen dei-
schlimmsten Herde der Korruption auszuräumen gestattet? Oder sollen 
wir dieser Korruption so gegenüberstehen, wie es jüngst in der Oktober­
nummer der „Frankfurter Hefte" geschehen ist, wo man sie als eine Art 
Naturerscheinung der Demokratie betrachtet und gegenüber diesem Übel 
sich gar zu der Erklärung versteigt: „Wer ernstlich versucht, es zu ändern, 
dessen Strenge und Härte muß das Volk-notwendigerweise mehr kosten 
als selbst die ungenierteste Korruption" (S. 1052)? Handelt es sich hier 
wirklich um eine Kostenfrage oder um ein m o r a l i s c h e s Anliegen? 
Auch CDU-Freunde fürchten gelegentlich die Aufdeckung schwerer Kor­
ruptionsfälle als Schädigung des Ansehens der Demokratie. Das Ansehen 
der Demokratie im Volke kann m. E. ab^r n u r d a n n geschädigt werden, 
wenn man Korruptionsschädeh n i c h t aufdeckt. Parteifreunde,, die. den 
undankbaren Kampf auf sich nehmen, laufen jedoch unter Umstanden 
Gefahr, in ihrem schweren Kampfe allein gelassen zu werden. 

Es kann innerhalb unserer Partei mit ihrer klar umrissenen Zielsetzung 
nur e i n e Linie geben, die die. Parteilinie ist. Wir streiten niemandem 
das Recht ab, seine eigene Auffassung von politischen Dingen zu'haben 
und mit allem Nachdrudc zu vertreten. Aber er muß sich bei grundsätz­
lichen Entscheidungen fragen, ob er diese Meinung noch als Mitglied der 
CDU öffentlich vertreten kann oder ob nicht inzwischen eme andere 
Partei besser seinen Überzeugungen entspräche. Unser Bemühen um die 
SPD ist darauf gerichtet, sie zu einer k l a r e n Haltung und Stellung­
nahme zu nötigen. Dann stände einer Zusammenarbeit nicht so viel im 
Wege wie zurzeit. Wir müssen dann aber a u c h b e i u n s s e l b e r für 
Klarheit sorgfen. Es ist eine ernste. Frage, ob der gegenwärtige Partei­
apparat der CDU/CSU in der Lage ist, diese Aufgabe zu lösen; sie hat 
uns jetzt hier in Goslar zusammengeführt. 

Täuschen wir uns nicht: Wir haben als Partei, nicht zuletzt um unserer 
Neuartigkeit und um unserer Erfolge willen, bei anderen Parteien wenig 
Freunde. Wir sind darauf angewiesen, zusammenzustehen und zusam­
menzuhalten. Aber das kann nicht auf der Basis von bloßen Mahnungen 
zur Einigiceit, sondern nur auf der einer w i r k l i c h e n Einlieit erfolgen, 
eben auf der Basis der Wahrheit und Ehrlichkeit. Ich glaube, daß wir 
an Befähigungen in unserem Kreise keinen Mangel haben. Und von 
u n s e r e m Auftreten, unserer Entschlossenheit und unserer Werbekraft 
wird es abhängen, ob und inwieweit wir weitere Befähigungen, nament­
lich aus den Kreisen der Jugend, zu uns heranziehen. Die Vielgestaltig­
keit war und ist für uns ein beglückendes Moment. Aber sie darf nicht 
zu einem Sprengstoff, zu einem „Ferment der Dekomposition", entarten. 

Lassen Sie mich zum Abschluß unserer notgedrungen nur skizzenhaften 
Überlegungen über den gescliichtlichen Auftrag der CDU/CSU noch ein­
mal feststellen: Wir beugen uns in Demut v o r G o t t als,dem H e r r n 
der Welt und der G e s c h i c h t e , der sich uns in C h r i s t u s , seinem 
fleischgewordenen Wort, offenbart hat. Wir wissen, daß er sein Wollen 
bald m i t , bald g e g e n uns Menschen vollzieht, je nach dem Ernst, mit 
dem wir i.ms um die Erkenntnis seines heiligen Willens bemühen. Und 
•wir zittern bei dem Gedanken, wir könnten ihn verkennen, weil wir die 
Zeichen nicht achteten, die doch kein anderer als er selb.st in der Ge­
schichte aufgerichtet hat. Eines glauben wir zu sehen: Der Weg der Welt­
geschichte ist bereits gewählt. Wir haben ihn nicht zu erfinden, wir haben 
ihn nur noch zu f i n d e n . Möge der Allmächtige und Allgütige uns die 
Kraft schenken, im Suchen nicht zu erlahmen und auf Grund des Ge­
fundenen und Geschenkten tatkräftig und unerschrocken zu h a n d e l n . 
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Das Korreferat erstattete 
Kurt Georg Kiesinger MdB, Tübingen 

Fünf Jahre sind seit der größten Katastrophe des deutschen Volkes 
vergangen. In den Lehmsümpfen der Gefangenenlager, in den Trümmern 
unserer noch rauchenden, zerstörten Städte, auf den Straßen der Flucht 
schien es vielen von uns, als ob dies der Untergang unseres Volkes sei. 
Viele von uns hatten nicht nvir die Sorge, daß dieses Volle nie mehr einen 
Aufstieg erleben würde: Die tiefere Sorge fraß an unseren Herzen, daß 
die Katastrophe die arme, gequälte, verirrte und verstörte Seele unseres 
Vollces zerstören, daß sich dieses Volk aus der Untergangsstimmung 
heraus einer Botschaft des Unheils zux^enden würde, die sich ihm damals 
bereitwillig genug anbot, einem Radilcalismus von Osten her, der vielen 
als Rettung erscheinen konnte. Unser Volk hat diesen Weg n i c h t be­
schritten. Es hat damals den Männern und Frauen, die die Christliche 
Demokratische Union gründeten, ein Mandat gegeben.. Konnte es schei­
nen, als habe es dieses Mandat nur aus einem Augenblicksgefühl der 
Hilflosigkeit gegeben, in der man sich an jeden Strohhalm klammert, —• 
seit fünf .Jahren hat das Volk immer wieder, wenn es zur Wahl aufgerufen 
wurde, sein Mandat erneuert und damit gezeigt, daß es ihm wirklich ein 
echtes, dauerndes Anliegen war. Es hat uns das M_pndat gegeben, einen 
demolcratischen Staat zu bauen und zu regieren und zu verteidigen, aber 
nicht nach den demokratischen Grundsätzen des Jacobinismus, nicht nach 
den Grundsätzen, die seit der Französischen Revolution die Demokrat.en 
insbesondere unseres Kontinents geprägt haben, sondern nach deijiokra-
tischen Grundsätzen aus christlicher Schau. (Sehr gut!) 

Dies ist ein großer Auftrag. Fünf Jahre nach der Katastrophe hat der 
Bundesleanzler eine Rede halten können, die jedem von uns gezeigt hat, 
welche Verantwortungsbürde dem deutschen Volk erneut auferlegt wird. 
Denn es geht ja nicht nur darum, daß wir einen äußeren Beitrag leisten 
sollen zur Verteidigung gegen eine Madit, die sich von den Ufern der 
Elbe bis zur Brandung des Stillen Ozeans erstreckt. Es geht auch darum, 
daß dieses Volk jene inneren Energien und Kräfte entfaltet, die not­
wendig sind, um der größten Gefährdung in der Geschichte unseres Pla­
neten erfolgreich zu begegnen. 

Wohin würde der Weg der Menschheit führen, wenn sich dieses Volk, 
diesseits und jenseits der Elbe, in der Stunde der Katastrophe der Bot­
schaft des Ostens zugewandt hätte? Wer sich diese Frage einrnal in ihrer 
Bedeutung klargemacht hat, weiß, daß ,uns wieder einmal in der Ge­
schichte der Menschheit etwas Ungeheures auferlegt worden ist. Wir 
haben dafür zu sorgen, daß unser Weg der Weg des christlichen Abend­
landes bleibt, und daß damit dieses deutsche Volk mit der ganzen Kraft, 
die es je und je in der Geschichte bewiesen hat, dazu beiträgt, daß die 
Menschheit nidit Opfer des bolschewistischen Ostens wird. 

In den vergangenen Jahren konnte mancher fragen: Ist diese Ver-
koppelung von Christentum und Demokratie wirklich etwas Echtes? Ist 
sie nicht ein Notbehelf, eine Notbrücke, die bestenfalls ein paar Jahre 
halten kann, aber dann zusammenbrechen wird oder abgebaut werden 
muß? — Gewiß, wir wissen, daß immer wieder in der Geschichte ver­
sucht worden ist, ein politisches System auf die Botschaft Christi zu 
gründen, und daß dieser Versuch immer wieder mißlungen ist. Soll ich 
etwa die Erinnerung heraufbeschwören an jenen großen französischen 
Bisdiof, der einmal geglaubt hat, den patriachalischen Fürstenstaat un­
mittelbar auf das Wort der Heiligen Schrift gründen zu können? — Das 
fordert auch von uns Selbbtbesinnung und Klarheit über die Eigentüm-
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liclikeit jener Demokratie, die wir als Christen verteidigen wollen. Mein 
verehrter Herr Vorredner hat die Formel gebrauclit, die Spielregel der 
Demokratie sei nun einmal, daß diejenigen recht haben, die ein Prozent 
oder eine Stimme Mehrheit haben. Ich weiß, er hat das nur ais „Spiel­
regel" gemeint, den nie und nimmer hat in allen Dingen, die das Leben 
der Menschheit bestimmen, die Mehrheit recht (sehr gut), sondern immer 
hat das ewige göttlidie Gesetz recht. (Beifall.) 

Das allein, meine Damen und Herren, bedeutet nach meiner' Ueber-
zeugung die Rettung des Abendlandes und die Rettung der Welt. Wir 
alle wissen, daß Demokratie als ein Verband selbstverantwortlicli^ den­
kender Staatsbürger heute ungeheuer gefährdet ist. Die politischen Pro­
bleme sind so kompliziert und so unübersichtlich geworden, das Zeit­
alter der Massen, das ' Zeitalter raffinierter Propagandatechhiken be­
schwört gewaltige Gefahren herauf: Daß nicht nur wissende und verant­
wortlich fühlende, denkende und handelnde Menschen die öffentlichen 
Dinge bestimmen, sondern daß Riesenmassen unwissender, nur aus dem 
Gefühl heraus handelnder Menschen in die Hände der Demagogen, jeher 
„terribles simplificateurs" fallen, die dann — und nicht die Mehrheit des 
souveränen Volks — die Menschheit beherrschen werden. 

Dieses Problem müssen wir sehen. Das bedeutet, daß wir mit den 
Behelfsmitteln aus den Arsenalen des 19. Jahrhunderts allein nicht mehr 
auskommen. (Sehr richtig!) Wir müssen mit einem evolutionären Willen 
versuchen, das Üeberkommene weiterzubilden und eine Staatsform zu 
entwickeln, die wahrhaft demokratisch ist, aber audi die Probleme der 
Zeit meistert. 

Das ist ja auch die große Frage, die die junge Generation an uns stellt. 
Gewiß, sie stellt vielfach FriLgen aus politischer Ahnungslosigkeit. Man 
war ja selber einmal Zwangzigjähriger und wollte die Sterne vom Him­
mel holen. Man war — und. das ist das gute Recht.der Zwanzigjährigen 
— humanitärer Optimist; man glaubte an den vollkommenen Menschen, 
man war — wer von uns war es nicht? — in irgendeinem Winkel seines 
Herzens Schüler Jean Jaques Rousseau's. Als idi als Student zum ersten 
Male die düsteren Prophetien eines Donoso Cortes in die Hand bekam 
und geweissagt las, was inzwischen buchstäblich eingetreten ist, da legte 
ich das Buch weg mit dem Gedanken: Das hat ein verfinstertes spanisches 
Gemüt geschrieben; nie werden die Menschen solcher schauerlichen Dinge 
fähig sein! — Und wenige Jahre danach hat das Unheil, das im Osten 
bereits gesiegt hatte, auch in unserem Vaterland sein; Haupt erhoben; 
wenige Jahre danach rauchten in unserem Vaterland die Oefen, in denen 
Hunderttausende unschuldiger Mensclien von Staats' wegen gemordet 
wurden. '̂ 

Woran lag das? Daran, daß wir etwas vergessen hatten, was man in der 
Politik nie vergessen dai-f, ohne mit den schwersten Strafen belegt zu 
werden. Wir hatten das wahre Bild des Mensdien vergessen. (Zustim­
mung.) Welches war denn^ die Botschaft des Marxismus und des Libe­
ralismus, dieser Söhne ein und desselben Vaters? Es war der Glaube an 
den vollkommenen Menschen: Der Mensch ist gut, der Mensch kann sich 
zu einer ungeahnten Perfektion emporentwickeln. Höher und höher wird 
sich diese Fortsdirittsspirale sdirauben, bis eines Tages der vollkommene 
Mensch die vollkommene Ordnung der Dinge auf dieser Welt geschaffen 
haben wird. 

Dieses verhängnisvolle Menschenbild von Jean Jacques Rousseau über 
Karl Marx zu Lenin ist es gewesen, das die Katastrophen unserer Zeit 
herbeigeführt hat. Tausende von Kommunisten tragen in ihren Herzen 
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eine Menschenliebe, die oft heißer brennt als in manchen trägen Christen­
herzen. Das Furchtbare aber ist, dal3 diese Menschenliebe unter einem 
falschen Glauben steht, daß sie glaubt. Unmögliches vollbringen zu kön­
nen: das irdische Paradies. Mein verehrter Herr Vorredner hat bereits 
darauf hingewiesen, daß dieser Glaube an die Perfektibilität des Men­
schen auch heute in unserem Vaterlande, links und redits von uns, wenn 
auch abgeschwächt und durch die Erfahrungen mit einem leichten Meltau 
bedeckt, noch lebt. Das ist widerlegtes 19. Jahrhundert. Wir aber haben 
uns vorgenommen, das Volk hat es uns aufgetragen, etwas Neues zu 
bilderi. Wir müssen uns herauslösen aus dem ewigen Einerlei des 
Kampfes der Tnteressenhaufen, des Haderns und Schacherns einer ver­
gangenen Zeit. Wir haben uns darum nicht zu einem Klasseninteressen-
verbähd zusammengeschlossen, sondern zu einer Christlich Demokra­
tischen Union. Da ist in der Tat etwas verwirklicht, was die besten Kräfte 
unseres Volkes, insbesondere unsere junge Generation, gefordert haben: 
hier stehen alle Stände unseres Volkes zusammen, vom Vertreter der 
Großindustrie bis zum Arbeitnehmer, der Städter und der Bauer, und — 
Gott sei es gedankt — endlich auch der evangelische und katholische 
Christ. Das ist keine Partei im alten Sinne mehr'. (Beifall.) 

Wenn gesagt worden ist, die Epoche der Parlamentarischen Demokratie 
sei vorbei, weil an die Stelle von Meinungsgruppen und Meinungs­
kämpfen Interessengruppen und Interessenkämpfe getreten seien, dann 
können wir für unseren Teil beteuern, daß das nicht so ist. Wie könnten 
wir existieren, wenn es bei uns nur die Auseinandersetzung von Inter­
essengruppen gäbe! Wir müssen in unseren Reihen die harten Interessen­
gegensätze auszugleichen suchen in einem höheren Gemeinsamen. D.eses 
höhere Gemeinsame schöpfen wir aus unserer christlidien Ueberzeugung. 

Die politisdie Entscheidung in unserem Vaterlande wird so fallen, daß 
die Gruppe siegen wird, die den überzeugenden Beweis liefert, daß in ihr 
jene geistigen Energien leben, die erforderlich sind, um die Probleme-
unserer Zeit zu meistern, den Kräften des bolschewistischen Ostens zu 
widerstehen und die nihilistischen Gefahren im eigenen Bereich zu über­
winden; 

Dafür gilt es insbesondere die junge Generation zu gewinnen, die noch 
immer abwartend der politischen Entwicklung zusieht. Sie ist nicht 
radikal nach links oder rechts gegangen. Aber wir dürfen nicht ver­
schweigen, daß sie auch noch nicht in großer Zahl zu uns gestoßen ist. 
Sie zu überzeugen ist eine der wichtigsten Aufgaben der kommenden 
Jahre. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat gestern bei 
anderer Gelegenheit gesagt, die größte Tugend des Politikers sei die Ge­
duld. Er hat recht. Im Leben eines Volkes dai'f man nicht mit den Maßen 
rechen wie im Leben eines einzelnen Menschen. Was im 'Leben eines em-
zelnen Menschen einer kurzen Zeitspanne bedarf, bedarf .im Leben eines 
Volkes langer Jahre und geduldiger Pflege. Ich habe aber die feste Über-
7,eugung: wenn wir unser Ideengut tatkräftig auswerten und vorleben, 
wenn wir uns nicht auf papierene Programme und Deklarationen ver­
lassen, sondern unsere ganze Person werbend und kämpferisch einsetzen, 
ehrlich, sauber, unermüdlich und zukunftsoffen, dann werden wir das 
Vertrauen des Volkes und sein Mandat behalten. Wir werden alle auf­
bauenden Kräfte unseres Volkes um uns sammeln zu seiner Rettung aus 
einer tödlichen Gefahr, die von außen und innen droht. Damit leisten 
wir auch jenen Beitrag, den dieses Volk zur Rettung der ganzen gefähr­
deten Welt erbringen kann. (Stürmische Ovation!) 
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Die Aussprache 
G o n t !• u m : 

Ich bin evanigelischer Pfarrer und-weiß aus Geistlicher meiiner Kirche 
und als überzeugter CDU-Politilter seit 1945. daß unsere evangelische 
Kirche die Notwendigkeiiten leider nicht so klar erkannt hat oder er­
kennt, nicht weil sie bösen Willens wäre, sondern nach meiner Über-
zeugung. weil sie dazu leider nicht wie die katholische Kirche die ent­
sprechenden VorauiSsetzungen mitbringt. Um die in dem Referat ange­
schnittenen Fragen auch in u n s e r e r Kirche und seitens ihrer Gläu­
bigen in entsprechender Klarhielt seihen und iim politischen Raum ver­
wirklichen zu kömnen, möchte ich daruim bitten, diese Rede auf Koisten 
der Partei sofort drucken zu laissen und in alle evangelischen Pfarr­
häuser zu schicken. Die evangelische Kirche ist — ich kann es nicht 
anders sehen — guten Willens. Ich weiß, daß meine Amtsbrüder beute 
bei der ungeheuren Schwere iihner Aufgabe angesichts der sozialen Not 
ihrer Gemeinden nicht das Rückgrat einer geschlossenen Kirche hinter 
sich, um sich und in sich haben wie die Schwasterkirche. Damit sie aber 
nun in iihirer Not von uns gestärkt und ausgerichtet werden' und in den 
wenigen Stunden ihrer Muße im PtaTrhaus — es s i n d nur noch wenige 
Stunden — diese geistige Speise genießen können, deshalb meine Bitte. 
Dann habe ich die Hoffnung, daß auch in den Bereich des evangelischen 
Christentums die Erkenntnisse eindringen werden, die wir brauchen, um 
in der Öffentlichkeit das Gewicht zu bek0:mmen, das wir nicht haben 
können, wenn sich die evangelischen Chi-istenmenschen dieser Aufgabe 
nicht hundertprozentig mit verschreiben. 

Dr. F r i e d e n s b u r g : 
Auch 'mir scheint es richtig, vom evangelischen Standpunkt ein kurzes 

Woct zu isagen, und zwar vor allen Dingen zu den Ausführungen unseres 
verehrten Bundeskanzlers von ©estern, die sich gegen den Kirchen­
präsidenten Niemöller und gegen die von ihm vertreten© Auffassung in 
der Frage der Verteidigung Deutschlands gegen den Bolschewismus 
richteten. Als einer der Varteidiger Benlins und als Mitglied der Be­
kennenden Kirche glaube ich einige Legitimation zu haben, wenn idi 
faststelle, daß die vom Kirchenpräsidenten Niemöller vertretene Richtung 
eine kleine Minderheit in unserer m'otestantischen Kirche darstellt 
(großer Beifall), eine so kleine Minderheit, daß ich mich frage, ob man 
ihr gestern nicht fast ein wenig zuviel (Zwischenruf: Zuviel Ehre!) 
Ehre und Bedeulung geschenkt hat. Ich möchte ausdrücklich festsieilen, 
daß die große Mehrheit meiner evangelischen Freunde die Abwehr des 
Bolschowismus als eine zwingende Notwend gkeit erkennt und bereit ist, 
sich für diese Notwendigkeit auch mit Leib und Leben einzusetzen. 
(Großer Beifall.) Auch Berlin hat nicht allein gehalten werden können 
mit Gebeten und Reden (Zwischenruf: Sehr wahr!), sondern Berlin hat 
nur gehalten werden können, weil wir entschlossen gewesen sind, auch 
das Äußerste, auch das Leben und die Gesundheit einzusetzen. (Beifall.) 
Meine Freunde, wir haben heute in dem Referat von Herrn Dr. Stier 
uns zurückversetzt i,n die große geschichtliche Tradition, in dei- auch 
unsere Bewegung steht. Gestatten Sie, daß ich in diesem Zusam:menhang 
noch besondere .geschichtlichie Erinnerungen wachrufe. Seit bald 2000 
Jahren steht das christliche Abendland immsir wieder unter der Gefahr, 
von den zerstörerischen, formlosen Kräften des Ostens überschwemmt 
und zerstört zu werden. Wenn die Hunnen von den Goten und Franken, 
wenn die Ungarn wenig später von den deutschen Sachsenkaiser.n, wenn 
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die Mongolen von den sclulesischen Rittern vor Llegnitz zum Stehen 
gebradiit worden sind, wenn die Türken vor Wien (gestanden iiaben und 
auch von den versammelten Kräften des Aibendlandfes liaben aufgehalten 
und zurückigeworfen werden können, so wissen wir. daß man das nicht 
mit einem pietistischen Hinnehmen geschafft hat, auch nicht damit, daß 
man pazifistische Waffenlosdgkeit gepredigt hat, sondern damit, daß 

' man für seinen Glauben, für seinen Frieden sich auch mit der Walfe zur 
Wehr gesetzt hat. (Beifalü.) Wir wiesen, daß hier große, schwere und 
ernste Probleme angeschmitten werden. Mir liegt es nur daran, festzu­
stellen, daß dieser Kampf, seit 2000 Jahren hin- und herwogend. heute 
einmal wieder eine neue Krisis erreicht, daß 'wir Deutsche und gerade 
wir deutschen Christen verpflichtet sind, in diesem Kampf uns zu ent­
scheiden und daß diese En'tscheddunig nicht nur in den Studierstuben 
und nicht nur am Schreibtisch eines Innenministeriums und nicht von 
der Kanzel irgend einer iCirche entschieden werden kann, sondern damit, 
daß wir uns zur Wehr setzen flegen Kräfte, die inur der Macht gegenüber 
Respekt empfinden. Wenn wir den Frieden wollen, so glauben wir, daß 
wir j:,erade durch eine solche Haltung am allerbesten dem Frieden dienen 
werden. (Beüall.) 

H e i m b l u t h : 
Wir wissen alle aus Erfahrung, daß 'wir überarbeitet sind und nicht 

genügend Mithelfer haben. Woran liegt das? Vor 14 Tagen erschien im 
..Rheiniischen Merkur" ein Artikel: „Die Blutarmut der CDU!" Es ist in 
diesem Artikel auch die Foligeruaiig gezogen worden, daß die CDU keine 
Angriffslust habe, daß sie immer in Verteidigungsstellung stehe und an­
scheinend nicht genügend revolutionäre Ideen habe. Ich bin nicht dieser 
Meinung, denn nach meinem Dafürhalten gibt es keine revolutionärere 
Idee in der Welt als die Forderung des Christentums „Liebe deinen 
Nächsten wie dich selbst!" Wir haben auch in unserem Parteiprogramm 
genügend revolutionäre Ideen. Ich denke beispielsweise an unser Ahlener 
Programm. Wopan liegt es also, daß wir doch die große Masse nicht so 
begeistern können? Liegt es nicht vielleicht dairan, daß wir bisher nicht 
deutlich den Willen gezeigt haben, diese Ideen auch zu ver^virklichen? 
Wir müßten hier uns klar und einig werden darüber, daß wir — und 
wir verkennen nicht, da.ß manche Einflüsse bisher die Verwirklichung 
dieser' Ideen verhindert haben — es ausstrahlen in die Öffentlichkeit, 
daß wir alle entschlossen sind, diese Ideen zu verwirklichen. Dann wird 
man nach meinem Dafürhalten in späterer Zeit von einer „Blutarmut 
der CDU" nicht mehr reden können. (BeLfaU.) 

R a d e 1 : 
Unser Freund Stier ba t in dem ersten Teil seines Referats sehr ein­

dringlich über die Geifahren gesprochen, die von der Sozialdemokratie 
und vom Sozialismus her drohen. Ich meine, damit hat er aktuell Reclit. 
Aber vergessen wir.nicht, daß in denen, die sich heute zum Sozialismus 
bekennen, auch ein sehr lebendiiger sozialer Wille lebendig ist. Wir, die 
wir aus dem Osten kommen, wissen sehr genau, welche Gefahren im 
Sozialisnius oder — ich möchte deutlicher sprechen — im Marxismus 
liegen. Aber damit wir dieser Gefahren wirklich Herr werden, ist die 
aUerwichtigäte Aufgabe, die wir haben, unser ganzes politisches Denken 
und Tun mit intensivster sozialer Gesinnung zu durchtränken und zu 
zeigen, daß das soziale Wollen nicht nur da drüben gut aufgehoben ist, 
sondern sehr gut auch bei uns . . . (großer Beifall). Den geschichtlichen 
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Auftrag, der uns erteilt ist, haben wir seit fünf Jahren, tmd erst jetzt 
sind wir so weit gekommen, daß wir beginnen, eine Parteiorganisation, 

. eine gesamtdeutsche Partei zu schaffen, die-diesen Auftrag auch w.i-rklich. 
erfüllen kann. Wir haben fünf Jahre Zeit dabei verloren und niemand, 
glaube ich, hat das meihr bedauert als wir und unsere Freunde, die 
heute noch in der Sowjetzone ikiben, die "darauf gewartet hatoen in den 
vergangenen Jahren, daß sie durch eine eeramtdeuLsche Union den 
Rückhalt bekommen und die Unterstützung, die sie in ihrem Kampf so 
notwendig brauchten. (BeLfaU.) Wiir haben den geschichtlichen Auftrag 
vernommen, nun rriüssen wir dafür sorgen, daß diese Parteiorigantsation 
auch wirklich so wird, daß sie den geschichtlichen Auftrag übernelimen 
kann. Jeder von uns, der im Leben der Partei steht, weiß, wieviel bei 
uns daran fehlt, um für unser Gedankengut • wirkldcli den Letzten iJT> 
Volke zu interessieren. Worauf es anikommt, ist, daß. wir nun wirklich 
bis zum Letzten im Volke hiniunterkommien. Nur so vermögen wir auch 
das .Volk davon zu überaeugen, daß die Arbeit,, die unsere ParteJfreu,nde 
in so 'Schwieriigen Situationen zu leisten haben, auch wirklicli im Vollce 
anericannt und vom Volke positiv mitgeimacht wird. Es hat uns und ich 
glaube, alle, die über den Rundfunk in der Sow.ietzone nodi hören 
konnten, was gestern abend der Bundeskainzler-hier gesagt hat,- beson­
ders gefreut, mit welcher Leidenschaft das Bekenntnis zur deutschen 
Mitte und zuim deutschen Osten ausgesprochen und zu einem Anliegen' 
unserer Gesamtpartei gemacht worden ist. Vor 1000 Jahren sind unsere 
Vorväter schon eiinmal .dort hinüber gegan.gen und haben dieses Land 
für christilicbe deutsche Menschen gewonnen, für ein christliches Reich 
deutscher Nation. Ich glaube, es liegt ein besonderer Sinn darin, daß 
heute, wo uns dieselbe Aufgabe gestellt .ist, gerade eine politische I;e-
wegung mit betont christlicher Grundhai tun« die ers.te Verantwortung 
für den neuen dsiutschen Staat trägt; genau so, wie wir damals dieses 
Land und diie Menschen für ein christliches Deutschland gewonnen haben, 
mit genau demselben Eifer müsisen wir uns auch hebte wieder dafür ein­
setzen, denn da drüben, da liegt das Land mit den Donnen von Magde­
burg und Naiumbufig und m-it der Wartburg. Jeder von uns weiß, was 
das für Deutschland und für die deutsche Geschichte bedeutet, imd das 
müssen wir zurückholen. Das ist fiir unsere praktische politische Arbeit 
der geschichtliche Auftrag Nummer 1. (Beifall.) 

S i m p f e n d ö r f e r : 
Die CDU ist nicht gegründet worden als Gegenposition zum Kommunis­

mus, sondern als Gegenposition zum Nationalsozialismus, und da ist sie 
gegründet worden nicht im Jahre 1945, sondern schon in den Jahren 
1933 bis 1945. Im Jähre 1945 wurde nur der Sdilußpunkt unter eine 
Entwicklung gesetzt. Das bedeutet, daß im Jahre 1945 der National-
soziialism:ius nicht nur als politische Bewegung zusammengebrochen ist, 
sondern auch als geistige Bewegung. Der NationalsozialiiSimius hat .ta den 
Menschen, den autonomen Menschen, den an keine sittliche und keine 

religiöse Bindumg gebund-nen Menschen auf den Thron gesetzt. Und damit 
verbunden war d.e Vergötzung des l\4enschen, die Vergötzung des 
Staates, die Vergötzung des Blutes, und damit war eine geistige Ent­
wicklung abgeschlossen, die von der Renaissance über den iLiberalisimus 
zum Marxisnius geführt hatte. Im Jahre 1945 ist diese Bewegung 
zusammengebrochen und dami.t die Herrlichkeit des Menschentums.. Es 
hat sich gezeigt, daß Humanität ohne GottesgLauben immer zur Bestialität 
führt. Wenn wir Gott in den Mittelpunkt aller Ordnungen und aller 
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menschlichen Beziehungen stellen, dann bedeutet das, daß dei- Staat 
nicht die Schöpfung des Menschen ist, sondern daß er göttlicher Ordnung 
ist. Damit ist seine Würde, aber auch seine Begrenztheit gegeben. Der 
geschichtliche Aiiütrag der CDU besteht nicht in Restauration und Re­
aktion, sondern er bedeutet Integration., d. h. Neuaufbau adler mensch­
lichen Beziehiungen und aller menschlicher Ordnungen in ihrer Bezogen-
heit auf Gott und den Bruder. Daß dies ein geschichtlicher Auftrag ist, 
sehen wir auch daran, daß diese Verpflichtung heute nicht nur in 
Deutschland erkannt wird, sondern in der ganzen Welt. Es ertönt heute 
der Ruf nicht nur durch Deulischland, sondern durch die ganze Welt: 
Christen an die Front! — Gehen sie nicht an die Front, dann wird die 
Welt untergehen. Gott gebe uns. daß wiir uns an dieser Front bewähren! 
(Beifall.) 

Dr. S i X : 
Was uns nach den ,hei-vor,ragenden Aiiisfülirungen der Herren D'\ Stier 
und Abg. Kiesinger bewegt, ist die Frage: Wie schaffen wir die CDU zu 
dem Instrument, das diesen geschichtlichen Auftrag erfüllen kann? Wir 
brauchen ein viel schärferes Profil unirerer Partei. Haben wir e n e Idee 
von der Demokratie, die das deutsche Volk braucht, nicht von der Demo­
kratie Im allgemeinen, sondei-n von der, die der Eigenart und dem ge­
schichtlichen Werdegang unseties Volkes, die vor allem seiner Ordnungs­
liebe entspricht? Wenn wir sie nicht haben, müssen wir sie in unserer 
PETtei erarbeiten. Haben wir ein klares Bild vorn Staate? Haben wir 
eine klare Staatsidee? Sind wir imstande, wenn eines Tages die Frage 
nach der Umjwandlung des Grundgesetzes zu einer endgültigen Verfas-
Siung entstehen wird, hier einheitlich und sofort uns geschlossen ein Bild 
vorzulegen, für das das deutsche Volk sich begeistern kann? Der Staat 
ist für unser Vaterland, his'torisch gesehen, immer die Verkörperung 
einer gewissen Maclit und eines gewissen Glanaes, ein Abbild des Reiches, 
von dem es imimer geträumt hat, nicht nur ein Dämion, vor dem wir uns 
fürchten müssen. Haben wir ein klares Bild einer sozialen Neuordnung, 
deutlich verschieden vmd abgehoben vom LiberalismuG. aber ebenso 
deutlich tmd verschieden voim Sozialisanus? Wie kommen wir zu diesen 
Dingen? Ausgangspunkt ist eine straffere Organisation un-erer Partei. 
(Sehr richtig — Beifall.) Wir sind in Gefahr, über den födsi-aldstischen. 
Gedanken immer zu vergessen, daß ein Zentrum da sein muß für Or-
ßaniration und für geistige Arbeit (Beifall.) Nur. wenn wir e'.ne straffe 
Organisation, nur wenn wir ein Studium-Zentrum,, nur. wenn wir Kom­
missionen für Grundsatzfragen, für slaatspolitische Fragen haben, die 
zusammenarbeiten, einheitlich fieleitet werden und wo e-n arbeitsfähiger 
Vorstand dann die Entscheidung trifft, das politische Führungsgremiram 
darst&Ut, werden wir diesen Aufgaben gerecht werden,. JJnd es fehlt uns 
noch eines, das wir unbedingt erringen müssen: das ist Parte bewußtsein 
und Parteistolz. (BeWall.) Nur, wenn wir das Bewußtsein haben, daß in 
der CDU einer für den anderen sprechen kann, der Katholik für den 
Protestanten und umgekehrt, der Bauer für den Handwerker und um-
gelfehrt, der Unternehmer für den Arbeiter und umgekehrt, wenn wir 
dieses gegenseitige Vertrauen. und diesen Willen haben, dann we-den 
w.ir das Inslrument schaffen, das unsere Aufgabe erfüllt. Und dann 
werden wir stolz auf unseire Partei sein können. (Großer Beifell.) 

H i n w e i l e r : 
Wenn wir das Abendland in der großen Auseinandersetzurug zwischen 

Ost und West verteidigen wollen, dann kann dies nur init christlichen 
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Ki^äften in der ersten Front geschehen. Die beiden christlichen Kirchen 
müssen die Menschen aber vornehmlich aus ihrer dogmalischen Haltung, 
ansprechen. Wir als CDU haben die Pflicht, darüber 'hinaus zu gehen. 
Wir haben in den Ostgebieten erlebt, daß Merisichen oft genug über die 
CDU iiinweg wieder die aite Bindung zu ihren Kirchen aufgenommen 
haben. Denken wir auch daran, daß wir beispielßwease Fieunde im 
iürageren Lager haben, die wh- dann am ehesten ansprechen, wenn wir 
die allgemeinen religiösen Grundsätze, die,wir im Christentuan vertreten, 
auch bei ihnen mobtl niiachen. Immer nur Meiiischen anzuspredien, die 
schon bei uns sind, ist für eine politische Partei, wie die Union, eine 
Selbitverstänidilichkeit. Wir müssen aber auch mit den anderen in Be­
rührung kommen und müssen ihnen diese christliche Haltung zeigen. 
Wir müssen uns absetzen von denen, die sagen, Christentum sei Privat­
sache. Wir wollen überall Christen sein und das auch auf der' politischen 
Ebene. (Beifall.) 

H a r s t : 
Wir haben das AnJiegen, daß das, wasi hier a u f dem Parteitag gesagt 

wird,' in einem Manifest oder einer Botschaft oder wie man es sonst 
nennen wUl, zusammengefaßt wird, daß es auf Flugblättern gedruckt 
wird und daß wir die Möglichkeit haben, diese von hier oder von Berlin 
aus hineinzuschleusen in die Sowjetzone. Die Freunde in der Zone sehen 
auf diesem Parteitag, sehen vielleicht m^ehr auf ihn als die Freunde hier 
in der Bundesrepublik. Wir möchten, daß ein Wort gesagt wird über 
die Möglichkeit und den Sinn einer christlichen Politik. Unsere Freunde 
in der Ostzone sind durch die wahnsinnjige Politik der Nuschke-CDU 
dazu veranlaßt worden, weithin irre zu werden an der Möglichkeit und 
dem Sinn einer christlichen Politik. Auch unsere Freunde in der Sow.jet-
zone verfolgen den Fall Niamöller. Auch dazu muß etwas gesagt werden. 
Dann haben wir von der Sowjetzonen-CDU, der iegitim'Sn und legalen 
Sowjetzonen-CDU, das Anliegen, daß die CDU in der Bundesrepublik 
eine starke OrgäniEstion wird, damit siie die ihr gesetzten Aufgaben 
erfüllen kann. Wir halten es darum für richtig, daß die Mitglieder­
werbung fortgesetzt und in S'tärkstem Maße durchgeführt wird, denn 
nur mit einer starken Mitgliedschaft werden wir die Aufgaben bewäl­
tigen können, die uns gestellt sind. 

Ein besonderes Wort muß auch an die Arbeitersdiaft gerichtet werden. 
Wir müiSisen davon abkommen zu iglauben, daß die Arbaiterschaft ein 
für allemal die SPD wählen wird. Wir müssen der Arbeiterschaft eine 
neue politische Heimat geben. Ein besonderes Wort gelte ferner der 
Jugend. Und in aller Deutlichkeit möge auch ein Wort an unsere Fi-eunde 
in der Sowjetzone ges.prochan werden, die nichtS' heißer ersehnen als ein 
einiges deutsches Vaterland in Recht und Freiheit. (Beifall.) 

j i m m e c k : 
Unser Ideal ist der Mann und die Frau, die in ihrem Benuife gezeigt 

haben, daß sie das Leben meisitern, und die dabei auch noch den Drang. 
haben, sich in der Öffentlichkeit an Meiner oder an größerer Steile' zu 
bewähren. Daneben stehen in unserer Skala der FamUienva'l.er und die 
Familienmutter, die unverbrüchlich aneinander festhalten und ihre Kin­
der für die Zukunft erziehen. (Deifali.) In der Familie haben wir ein 
Ideal, das die anderen Parteien, das weder die Demokraten noch die 
Sozialdemokraten in seiner wirklichen'Bedeutung erkennen. Die Familie 
ist wichtiger als deir Staat. (Beifall.) 
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Der Nachmittag des zweiten Tages war der Erörterung kulturpoliti­
scher Fragen vorbehalten. Zunächst sprach 

Staatssekretär Frau Dr. Mathilde Gantcnberg-, Mainz 
über das Thema 

DtT kulturpolitische Äuflmg dn CDU 
Es ist Programm und Ziel der CDU das öffentliche Leben auf demo­

kratischer Basis nach christlichen Grundsätzen zu prägen und zu gestal­
ten. Das gilt für jedes Teilgebiet des öffentlichen Lebens, für das wirt­
schaftliche, das politische, das soziale. In keinem dieser Bezirke aber 
stößt sich der Gegensatz der Weltanschauungen so hart wie im kultu­
rellen, auf keinem Gebiet ist die Forderung auf klare Entscheidung und 
Gradlinigkeit so unerbittlich wie im Bereich der Kulturpolitik. 

Wir haben darum konsecjuenterweise immer betont, daß die Gestaltung 
des kulturellen Lebens uns besonders wichtig, daß die Kulturpolitik das 
Herzstück der CDU-Arbeit überhaupt sei. Wenn wir die Beweggründe 
untersuchen, die Mitglieder und Wähler in unsere Reihen führen, so 
werden wir am häufigsten jene finden, die auf Ordnung und Gestaltung 
des kulturellen Lebens zielen. Die stärkste Übereinstimmung, die 
wärmste Zustimmung zeigt sich uns immer im Kampf um die christliche 
Erziehung, um den Schutz der Kirche, um die sittlich saubere Haltung 
in Kunst und Schrifttum. 

Natürlich ist Kulturpolitik weithin abhängig von der Politik in den 
übrigen Lebensbereichen: Ohne eine gesunde Wirtschaftspoliitik, ohne 
eine klare Erfassung der sozialen Situation und den ernsthaften Willen 
und die ernsthafte Tat zur Schaffung erträglicher sozialer Verhältnisse, 
ist Kulturpolitik ein im leeren Raum haltlos Schwebendes, 

Dies vorausgestellt — ohne im einzelnen darauf eingehen zu können — 
geht es um die Frage: Woraus ist die Kulturpolitik der CDU herzuleiten 
und wodurch wird sie bestimmt? 

Wenn uns in der Verworrenheit der Zeit eins klar ist, dann dies, daß 
wir in einer Zeitwende stehen, in einem gigantischen Kampf wider­
strebender Kräfte, für die sidi die Fronten wohl auch nach politischen 
Grenzen, aber nicht einfach nur nach der Formel Ost-West abzeichnen. 

In dem Kampf, in dem wir heute stehen, geht es nicht um ein Teil­
gebiet der menschlichen Existenz, um wirtschaftliche, soziale, politische, 
soziologische Entscheidungen allein, sonder es geht um die menschliche 
Existenz überhaupt, um den Menschen selbst, um seinen Wert, um seinen 
Adel, um seine Freiheit und dieser Kampf wird nicht im politischen 
Raum allein, sondern auch in uns selber, in jedem einzelnen von uns 
ausgekämpft. Es geht darum, ob der Mensch ein Rädchen in einer Staats­
oder Wirtschaftsmaschine ist, oder lebendiges Glied einer lebendigen 
Gemeinschaft, ob er anonyme Zahl in einer Masse ist oder Individuum, 
ein Unteilbares, ob er „Reflexsystem" ist, das vom Staat gesteuert und 
diesem dienstbar gemacht wird, (wie ein englischer Psysiologe von dem 
Menschenbild des offiziellen Rußland sagt) oder ob er ein seiner selbst 
bewußtes und sich selbst verantwortliches Geistwesen ist, es geht darum, 
ob er ein Nichts ist oder ob jeder einzelne der einmalige, unwiederhol-
bare, unersetzbare Ausdruck eines göttlichen Schöpfergedankens. 

Dieser Kampf um den Menschen wird heute und morgen entschieden 
und mir scheint es die Aufgabe der Kulturpolitik der CDU zu sein, für 
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diesen Kampf die geistigen Waffen zu schmieden, alle geistigen Kräfte 
wachzumachen, sie appellierend anzurufen und zu stärken. Nach dem 
unsagbar tiefen Abfall des Menschen im Faschismus und Kollektivismus 
ist es unsere Aufgabe, das Bewußtsein von dem echten Mensehenwesen 
lebendig zu machen. Kultur kann nur sein, wo Achtung vor dem Ge­
heimnis ist, das wir menschliche Persönlichkeit nennen. Diese Ehrfurcht 
leuchtet über dem Menschenbild des Humanismus, wenngleich hier der 
Mensch in der bloßen Naturwirklichkeit gesehen wird, gesehen als Mi­
krokosmos, der das Universum erkennend und liebend umfangen kann, 
Spiegel, in dem das All sich reflektiert. Der Humanismus sieht den 
Menschen als Geistträger, als Person, durch die das Geistige durchklingen 
will: Personare. Wie viel strahlender wird diese Ehrfurcht vor der 
menschlichen Persönlichkeit, wenn sie vorn Licht der Transzendenz 
durchglüht ist. Für den Christen ist der Mensch mit dieser königlichen 
Würde gekrönt, Gottes Ebenbild, Gottes Kind, durch Christus erlöst zu 
sein. Der Christ weiß aber auch darum, daß diese königliche Würde des 
Menschen durch ihn selber ständig bedroht, da*!? die Gottesebenbildlich-
keit durch die Erbschuld beschattet, daß die Gotteskindschaft dankbar 
ergriffen aber auch mit Undank abgelehnt werden kann, und daß auch 
die Erlösung durch Christus die menschliche Freiheit nicht aufhebt, sich 
dem Erlösungswerk zu versagen. Von diesem Menschenbild aus nimmt 
die christliche Kulturpolitik in ihrem gesamten Bereich Maßstäbe und 
Ziiele. 

Ich möchte aus dem Gesamtbereich einige Teilgebiete herausheben. 
Zu den von der CDU vertretenen Grundsätzen gehört das Recht der 
Eltern auf Erziehung ihrer Kinder. Dieses Elternrecht ist im Natur­
recht begründet, ist unabdingbares Menschenrecht. 

Je differenzierter ein Lebewesen ist, umso länger dauert seine Entwick­
lung, umso weniger ist mit Zeugung und Geburt die Aufgabe der Eltern 
abgeschlossen. 

Der Mensch ist bei seiner Geburt von allen Lebewesen das hilfloseste 
und unfertigste. Die erzieherische Aufgabe der Eltern (die eine Voll­
endung von Zeugung und Geburt ist), die Pflicht zur Erziehung dauert 
bis der junge Mensch körperlicli, geistig, sittlich und wirtschaftlich selb­
ständig und mündig wird. Aus dieser Pflicht zur Erziehung und soweit 
sie wahrgenommen wird, leitet' sich das Recht her, das erste und 
ursprüngliche Recht der Eltern, Weg und Art der Erziehung zu be­
stimmen. Ein Recht, das wie jedes Menschenrecht seine Grenze da findet, 
wo die Berechtigung des Mitmenschen die Grenze setzt. Die Kompliziert­
heit unseres Lebens, die Vielfältigkeit unserer Schulungsbedürfnisse ma­
chen es unmöglich, daß die Eltern alle Schulungs- und Erziehungsarbeit 
allein leisten können. Einrichtungen für Erziehung, Schulen, Lehr­
anstalten müssen ihnen helfen, ihre Maßnahmen auch subsidär zu unter­
stützen. Da somit alle diese Einrichtungen zur Erziehung nur stellver­
tretend für die Eltern eintreten, erhalten sie von den Eltern Auftrag 
und Weisung. Das Naturrecht der Eltern wird in der Charta der Men-
sclienrechte, die die Vereinten Nationen mit Ausnahme Rußlands und 
seiner Satellitenstaaten am 10. 12. 1948 unterschrieben, ausdrücklich als 
solches anerkannt. Es ist im Grundgesetz und in Länderverfassungen 
verankert. 

Nun ist aber das Kind nicht nur Glied der Familie, sondern auch 
künftiger Staatsbürger. Der Staat hat als Hüter des Gemeinwohls das 
Recht und die Pflicht, an die Erziehung des künftigen Staatsbürgers An-
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forcierungen zu stellen, soweit Bestand des Staates, Funktionieren seiner 
Wirtschaft, Höhe seines Kulturstandes garantiert werden müssen. Dar­
um Irann und muß er Schulen errichten, kann und muß er an diese 
Schulen in Bezug auf Lernstoff, Leistungshöhe und Methode Forderun­
gen stellen und Verwaltungsbestimmungen erlassen. Er kann aber nicht 
sich in Widerspruch zu dem Recht der Eltern stellen und zu dem von 
Ihnen gewollten Erziehungsziel. Er kann nicht einmal den Eltern ihre 
Erziehungspflicht — soweit sie sie erfüllen wollen und können — gegen 
ihren Willen abnehmen. Das heißt ein Schulmonopol des Staates ist mit 
der konsequenten Bejahung des Elternrechtes unvereinbar. Dem trägt 
das Grundgesetz und tragen die Landesverfassungen durch die Zulas­
sung von Privatschulen Rechnung. 

Für den Christen erfährt das Elternrecht zwar keine Änderung des 
naturrechtlichen Charakters wohl aber eine wesentliche Vertiefung. Für 
den Christen ist Gott Schöpfer aller Dinge, Schöpfer aller Menschen, 
höchste Autorität im wahren Sinne des Wortes, das sich von auctoritas — 
Urheberschaft herleitet. "̂  An dieser Autorität, an dieser Schöpferkraft 
haben die Eltern Anteil, daß sie das Kind zeugen und gebären können. 
Christlichen Eltern ist das Kind ein Geschenk Gottes, ein göttliches 
Pfand, das sie ihm wieder zuführen, dessen Seele sie für ihn erschlie­
ßen müssen. Daher bekommt die Erzieherpflicht der christlichen Eltern 
eine besondere Verantwortung, eine besondere Riditung: Erziehung ist 
ihnen nicht nur bürgerliche Pflicht, sondern tiefste Gewissensverpflich­
tung, an deren Ausübung im Sinn und nach der Vorschrift ihres Ge­
wissens, sie keine Macht hindern darf. Eine Behinderung würde dem 
Grundrecht der Gewissensfreiheit Abbruch tun. 

Noch eins leitet sich für den Christen aus der Tatsache des Christseins 
her: In der Taufe wird das Kind im Hl. Geiste wiedergeboren, das heißt, , 
es empfängt in der Taufe ein neues Leben, das übernatürliche Leben 
der Gnade. Diese zweite Geburt geschieht durch die Kirche und darum 
hat die Kirche im übernatürlichen ein ebenso ursprüngliches Recht auf 
die Erziehung des Kindes, soweit sie zu seiner übernatürlichen Bestim­
mimg führt, wie- im Bereich des Natürlichen die Eltern es Kraft der 
natürlichen Geburt haben. 

Je entschiedener wir für das Elternrecht, für die Zuständigkeit der 
Eltern in grundsätzlichen Entscheidungen eintreten, umso klarer müssen 
wir auch betonen, daß für Verwaltungs- und Organisationsfragen die 
Zuständigkeit bei den Stellen liegt, die mit Sachkenntnis und dem not­
wendigen Überblick über allgemeine Belange und Notwendigkeit dafür 
berufen sind. Mißverstandene sogenannte Elternrechte können das echte 
nur gefährden. 
Und mir scheint, daß eine Partei, die sich zum Elternrecht so stark 
bekennt, damit die Verpflichtung übernimmt, die Eltern für eine sinn­
volle und fruchtbare Wahrung dieses Rechtes zu schulen, dafür zu sorgen, 
daß das Interesse der Eltern sich nicht auf Abwehr und fruchtlose Kritik 
beschränkt, im Negativen stecken bleibt. Daß es ihnen und uns nicht 
nur wichtig ist, daß Religionsunterricht in den Schulen erteilt wird, 
sondern wie er erteilt wird. Es darf uns nicht genügen, für den welt­
anschaulichen Charakter der Schule zu kämpfen, sondern um den Gehalt 
der Schule überhaupt. Kardinal Newman schreibt in einem Brief vom 
2. 11. 1882 an Lord Braye: „Ich empfinde im Augenblick schwer . . . was 
man Nihilismus in der katholischen Gemeinseihaft und ihren Leitern 
nennen kann. Sie verbieten, aber führen und schaffen nicht." Es will 
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auch heute scheinen, als blieben wir Christen oft, als bliebe auch die 
CDU oft im Verbieten, d. h. im Ablehnen stecken und als überließen 
wir das Führen den andern. Das Führen, zu dem aber wir berufen sind 
kraft des reichen Besitzes der richtunggebenden Weisheit unseres Glau­
bensgutes, berufen kraft des Vertrauens unserer Wähler, die uns zur 
stärksten und damit maßgebenden Partei der Bundesrepublik machen. 
Die Pflicht zur Führung, im weiten Raum der Erziehung und Volles-' 
bildung, die ernsthafte Auseinandersetzung mit allen Problemen, die 
sich hier stellen, nicht nur die im Weltansdiaulichen sich bewegenden, 
verlangt von uns nicht nur ein kraftvolles Festhalten an bewährter 
Tradition, sondern auch offenen Blick und offenen Sinn für die Fragen 
und Aufgaben unserer geistigen Situation und die aufgeschlossene Be­
reitschaft sie zu lösen. 

Lassen Sie mich einige Fragen der Schulreform besprechen, soweit sie 
in den Rahmen meines Themas gehören. Wir haben nach 1945 erlebt, 
wieviel von Schulreform gesprochen wurde. Zwar hat dieser Ruf nicht 
das lebhafte Echo in weiten Kreisen der Bevölkerung gefunden, das man 
um der Sache willen gewünscht hätte. Das lag wohl daran, daß die 
damalige Not um die Erfüllung der primitivsten Lebensbedürfnisse, um 
Nahrung, Kleidung und Wohnung, das Interesse für die geistigen Pro­
bleme lähmte. Und es war bezeichnend, daß vielfach die Aufgaben der 
Schulreform im Organisatorischen gesehen wurde, ja daß rein organisa­
torische Fragen zu weltanschaulichen und politischen Fragen wurden. 
Wie steht es heute mit der Schulreform? Man kann oft die Meinung 
hören, man solle mit den Experimenten aufhören, man solle der Schule 
erst einmal Ruhe lassen, denn nur in Ruhe und Besinnlichkeit könne 
Schularbeit und geistige Arbeit fruchtbar geleistet werden. Daran ist 
richtig, daß Stetigkeit in der Schule notwendig ist. Sie scheint irn 
großen und ganzen in den westdeutschen Ländern jetzt erreicht zu sein; 
soweit es sich um Organisationsfragen der Schule handelt, hat man sich 
in den verschiedenen Ländern — wenn auch nicht endgültig, so doch 
vorläufig — festgelegt auf eine bestimmte Dauer der Grundschule von 
hier vier und dort sechs Jahren, man ist bei der Pflichtzahl von acht 
Volksschuljahren vorläufig geblieben und versucht vorsichtig Erfahrun­
gen zu sammeln mit einem zunächst freiwilligen neunten Schuljahr. 
Die Berufsschule hat theoretisch drei Jahre, und man ist überall auf dem 
Wege, weitere Berufsschulen einzurichten, sie durchzugliedern und aus­
zubauen. Auf dem Gebiet der höheren Schule sind im großen und 
ganzen die Schultypen in drei Grundformen festgelegt, dem huma­
nistischen Gymnasium, dem neusprachlidien Gymnasium und dem 
naturwissenschaftlidien Gymnasium. Diese drei Typen betonen jeweils 
eine der drei Bildungskräfte, 'die außer dem allen gemeinsamen christ­
lichen Ideengut unser heutiges Weltbild bestimmen: Die Antike, das 
Europäertum und das naturwissenschaftliche Denken. Für diese Schul­
typen sind Stundentafeln und Lehrpläne ausgearbeitet und der pädago-
gisdien Praxis zur Erprobung übergeben. 

So ist mancherlei in der Organisation der Schule schon geleistet. Aber 
die Organisation ist nicht das Wesentliche. Und die Forderung nach 
Ruhe könnte gefährlich werden, wenn man glaubt, es sei nun alles in 
Ordnung. Die innere Schulreform ist das Wesentliche und für sie muß 
noch beinahe alles getan werden. Die innere Schulreform, wie wir sie 
wünschen, rnuß sich richten nach dem vorhin gezeichneten Menschen­
bild. Unsere Erziehung meint den ganzen Menschen, seine Verantwor^ 
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tung für sich, für seinen Mitmenschen, für die Gemeinschaft. Wir bilden 
seinen Geist zu Klarheit und Urteilsfähigkeit, seinen Charakter zu Zu­
verlässigkeit, Wahrhaftigkeit und Treue und sein Gemüt zu Ehrfurcht 
und Mitgefühl. Den ganzen Menschen, das meint alle seine Kräfte. Viel­
leicht haben wir zu sehr und zu einseitig bisher in unserer Schule den 
intellektuellen Typ bevorzugt und nicht genug beachtet, daß Begabung 
vielgestaltig sein kann: die künstlerische, die zeichnerische, die musika­
lische, die manuelle, die technische. Alle geistig-seelischen Kräfte haben 
das gleiche Recht auf Entwicklung. Wenn wir uns in der Schule daran 
gewöhnten, alle diese Kräfte als gleichwertige menschliche Kräfte anzu­
sehen und sie zu fördern, dann würden wir einen doppelten Gewinn er­
zielen, die Schule würde vielgestaltiger und lebendiger und die Kinder 
würden glücklichr und froher. Da jedes Kind, mit ganz wenig Ausnah­
men, auf irgendeinem Gebiet etwas leistet, gäbe es viel weniger soge­
nannte „dumme" Kinder, und wir vermieden damit die große Gefahr, 
das Kind zu entmutigen und ihm Minderwertigkeitsgefühle anzuerzie­
hen. Was das für die spätere Entwicklung eines Kindes bedeutet, für 
seinen Erfolg in Beruf und Leben, für die glückliche Beziehung in 
Freundschaft und Liebe, weiß jeder, der einen durch Minderwertigkeits­
gefühle geplagten und gehemmten Menschen kennt. 

Die zweite Forderung, die wir an die Schule stellen, ist die, daß die 
Schule die Kinder und Jugendlichen zu echtem Gemeinschaftssinn er­
zieht. Das Gegeneinander von Einzelpersönlichkeiten und Masse muß 
aufgehoben werden in echter Beziehung des einzelnen zur Gemeinschaft. 
Daraus ergibt sich für die Schule die Forderung; Das Kind wird dazu 
erzogen, daß es die Abhängigkeit des einen vom anderen spürt, daß es 
lernt, wie man in der Gruppenarbeit mit gegenseitiger Hilfe weiter­
kommt; es muß den Ansporn erfahren, der in dem Wetteifer der Gruppe 
sich edler auswirkt als in kleinem persönlichem Ehrgeiz. Das alles kann 
durch viele erzieherische Kleinigkeiten erreicht oder doch angestrebt 
werden: Durch die Aufteilung einer Arbeit an eine Gruppe, die nach 
verschiedenen Begabungen zusammengesetzt ist, und wo jeder den ihm 
gemäßen Teil der Arbeit übernimmt, durch gemeinsame Sorge für die 
Ordnung und die Verschönerung der Klasse, durch die Weckung der 
Spielmoral, die ohne Übermut gewinnen und ohne Bitterkeit und Ärger 
verlieren läßt. Die langsame Gewöhnung an die Schülerselbstverwaltung 
weckt das Verantwortungsgefühl jedes einzelnen für die Gesamtheit, sei 
es die der Klasse oder die der Schule. Der Lehrer kann, ja müßte manche 
Aufgabe, die er bisher selbst wahrnahm, auf die Schüler übertragen, 
zum Beispiel Aufgaben der Ordnung, der Aufsicht, der Disziplin. Er 
machte dadurch nicht nur sich selbst freier für wichtigere Dinge, er 
würde auch die Schüler einsichtig machen für die Notwendigkeit der 
Ordnung. Sie werden selber die Forderungen für gerechtfertigt und 
wichtig halten, die sie bisher vielleicht als lästigen Zwang ansahen, und 
sie werden sidi selbst dafür einsetzen und Verantwortung übernehmen. 

Das ist dann der beste Weg zur staatsbürgerlichen oder politischen Er­
ziehung, die ich als dritte Forderung für die innere Schulreform auf­
stellen möchte. Wenn wir nach dem totalen Zusammenbruch unseres 
Staatslebens wieder zu geordneten und klaren staatlichen Verhältnissen 
kommen wollen — und das wollen alle, die Deutschland und das deutsche 
Volk lieben — dann müssen wir erreichen, daß der Bürger sich wieder 
verantwortlich fühlt für seinen Staat, daß er den Staat, seine Verfas-
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sung, seine Gesetze, seine Existenz sichert und garantiert, in dem er den 
Staat mitträgt und sich für ihn mitverantwortlich fühlt. 

Das muß in der Schule und bei der Jugend beginnen und sich aus den 
kleinen Gemeinschaften auf die großen erstrecken: Von der Klasse .•?ur 
Gemeinde, zum Land, zum Bund, zur europäischen Völkergemeinschaft. 

Diese drei Forderungen: 
Individuelle Beachtung aller Kräfte und Fähigkeiten, 
Pflege des Gemeinschaftssinnes, 
Staatsbürgerliche Erziehung, 

setien eine Lehrerpersönlichkeit voraus, für die diese Forderungen 
Herzenssache sind, eine Lehrerpersönlichkeit, die die ganze Kraft voll 
an ihre Erfüllung setzt. Aber auch die beste Lehrerpersönlichkeit kann 
nur Erfolg haben, wenn wir ihr die notwendigen Vorbedingungen er­
füllen: Eine gute eigene Ausbildung, vor allen Dingen in Psychologie und 
Pädagogik, Schulräume, in denen sich die- Kinder wie in einem Heim, 
nicht wie in einer Kaserne fühlen, und die Abschaffung der überfüllten 
Klassen, in denen das einzelne Kind in der Masse untergehen muß. 

Ich möchte noch kurz die Aufgaben und Möglichkeiten der Er­
wachsenenbildung in das Licht unserer Verantwortung stellen. Es han­
delt sich dabei vornehmlich um die Volkshochschule und die Volks­
büchereien. 

Die Arbeit beider Institutionen geht oder sollte" gehen in weiteste 
Volkskreise, sie kann das Bildungsniveau der breiteren Volksschichten 
heben. Vor allem scheint sie mir wichtig für die politische Bildung 
unseres Volkes. Wenn wir Deutsche uns in vielen Beziehungen getrost 
neben die übrigen Kulturvölker stellen Itönnen, so sind wir in einem 
sehr weit unterlegen; In der politischen Reife. Das ist eine Tatsache, die 
nicht durch die urteilslose Gefolgschaft politischer Scharlatane bewiesen 
wird, nein, sie beweist sich auch heute täglich. Daß viele Deutsche zur 
politischen Reife noch nicht gekommen sind — und diese Erscheinung 
geht durch alle Stände und Klassen — hat seine Ursache in unserer Ge­
schichte und in unserer Veranlagung. 

Vv'ir sind geneigt, Politik zu machen aus Illusion und Wunschbildern, 
statt die Realitäten zu sehen. Wir haben diese politische Unreife teuer 
bezahlt, so teuer, daß wir nicht schnell genug eine Schulung nachholen, 
in der uns andere Völker voraus sind, die vor Jahrhunderten begriffen 
haben, daß das Volk Träger und Gestalter seines Schicksals ist. Zu 
diesem Schulungsprozeß gehört Einsicht in den Zusammenhang geschicht­
licher Verhältnisse, gehören reale Kenntnisse, gehört ein Geschichts­
bild, das frei ist von nationalistisch gefärbten Tendenzen, frei von 
Zwecklegenden, ein Geschichtsbild, das Deutschland. und seine Nachbar­
völker in ihren realen Beziehungen und Wechselwirkungen sieht und 
uns nicht gegen die Welt, sondern in die Welt stellt. 

Da für die meisten Deutschen ihre Schule für diese Schulung versagt 
hat, wäre die Volkshochschule der geeignete Ort, diese so notwendige 
Bildung zu vermitteln. Wir machen ja immer wieder die Erfahrung, daß 
junge Menschen hungrig sind nach politischem Wissen, aber aus man­
cherlei Gründen politische Schulung durch eine Partei ablehnen. Die 
Volkshochschule ist und soll neutral sein, d. h. sie darf keiner Partei als 
solcher dienen. Es ist unsere Aufgabe dafür zu sorgen, daß in der 
Volkshoclischule Menschen aufgeschlossen werden für politische Einsicht, 
daß sie für politische Entscheidungen reif werden, daß sie wirklich 
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wählen können aus selbständigem Urteil heraus. Dann braucht uns nicht 
bange zu sein, daß die größere politische Bereitschaft uns zugute Icommt. 
Zu diesem Vertrauen berechtigt die Güte und der Wahrheitsgehalt 
unserer Sache. Aber — ich möchte noch einmal betonen: Es geht darum, 
daß wir uns um die Volkshochschulen kümmern, daß wir sie nicht den 
politischen Gegnern überlassen, sondern lebendiger, eifriger, aufgeschlos­
sener uns beweisen als sie es tun im Dienst der Volkshochschule und der 
Volksbildung. Das Buch aus den Volksbüchereien kann eine noch brei­
tere Wirkung haben als die Völkshochschule. Es kann in jedes Haus 
kommen, ja es ist so, daß das Buch Grundlage und Wegbereiter für alle 
weiteren kulturellen Einrichtungen ist. Eine Jugend, die nicht mehr 
liest, wird weder für Vortragsabende, für ernsthafte Diskussionen noch 
für Theater zu gewinnen sein. Darum sollte uns die Pflege der Volks­
büchereien, des guten Buches ein Anliegen sein. Auch deshalb, weil' 
Schmutz und Schund positiv und dauernd wirksam nur zu bekämpfen 
sind durch das gute Buch, durch die Heranführung an gehaltvolle 
Lektüre. Um den Beginn des Jahrhunderts standen Volkshochschule und 
Volksbüchereien unter dem Motto: Wissen ist Macht. Dies Wort hat 
seine Berechtigung auch heute. Ich möchte ihm ein anderes, tieferes 
entgegensetzen, das Wort, das Viktor Hugo gesprochen hat: „Aus dem 
Wissen erwächst die Gerechtigkeit." Nur wer um die Zwiespältigkeit der 
Dinge weiß, nur wer die Schwierigkeiten der Zusammenhänge kennt, 
nur wer versteht, wie vorsichtig abgewogen werden muß, um ein objek­
tives Bild zu erhalten, kann gerecht urteilen. 

Die Forderungen, die die Kulturpolitik der CDU erheben muß, sind 
nicht ohne Opfer durchzuführen: Opfer an innerer Bereitschaft und 
persönlidier Hingabe, erhebliche Opfer auch in finanzieller Hinsicht. 
Wenn wir die geistigen Kräfte aber wirklich schätzen, dann darf in 
unserer Not und Armut die Kulturpolitik nicht die Seite des geringsten 
Widerstandes bei Einsparungen sein. Das müßten alle politischen Gre­
mien der CDU wissen, von der kleinsten bis zur größten Gemeinschaft. 
Es sollte uns hellhörig machen, daß Faschismus und Bolschewismus für 
Erziehung, für Kunst und Wissenschaft erhebliche Summien einsetzten 
und noch einsetzen. Der Bolschewisrrius weiß, daß diese von ihm sehr 
zweckbestimmten Summen sich in seinem Sinne verzinsen. Für uns, die 
wir sie in richtiger Weise verwenden, werden sie erst recht Zinsen tragen 
und die erheblichsten Mittel für Erziehung und Bildung sind immer noch 
weit geringer als die für Küstung auszugebenden. Überdies kann keine 
Waffenrüstung uns schützen, wenn unsere geistige abendländische Hal­
tung versagt. Es gilt auch im natürlichen Raum, was von höherer Warte 
gilt: Daß der Mensch nicht allein vom Brote lebt, sondern vom Wort, 
das aus dem Munde Gottes kommt. Das Wort vom Geist, der lebendig 
macht. 

Nur wenn wir uns die Pflege dieser geistigen Werte angelegen sein 
lassen, dürfen wir die Zuversicht hegen, daß wir den Kampf bestehen, 
der dem Wesen des Menschen gilt, daß wir uns und unseren Kindern den 
Frieden, die Ordnung und die Freiheit sichern, ohne die nicht zu leben 
und nicht zu atmen ist. 
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Als Korreferent sprach 
• Kultusminister Dr. Erwin Stein, Wiesbaden. 

In seiner im Jahre 1927 gehaltenen Rede über „Das Schrifttum als 
geistiger Raum der Nation" hat Hugo von Hofmannsthal den Begriff der 
„konservativen Revolution" geprägt. Er hat darin gesagt: „Der Prozeß, 
von dem ich rede, ist nichts anderes als eine konservative Revolution 
von einem Umfang, wie die europäische Geschichte ihn nicht kennt. Ihr 
Ziel ist Fori^, eine neue deutsche Wirklichkeit, an der die ganze Nation 
teilnehmen könne." Zwei Grundzüge dieser abendländischen Wesens­
wandlung nennt er: Das Suchen nach Bindung und das Suchen nach 
Ganzheit, das von allen Zweiteilungen und Spaltungen wegstrebt. . 

Ist es nicht, als habe der österreichische Dichter mit Seherblick die 
beiden Probleme erfaßt, die heute wieder im Mittelpunkt unserer Über­
legungen stehen? Die Keime, die zu jener Zeit allenthalben in Deutsch­
land zu sprießen begannen, wurden im Wirbel des Umsturzes von 1933 
wieder verdeckt. Es scheint mir aber kein Zweifel zu sein, daß der 
Prozeß der zwanziger Jahre damit nicht zu Ende gegangen ist, sondern 
sich nunmehr von neuem entwickelt. Deshalb können wir auch nicht 
damit rechnen, daß, selbst wenn die Welt jenseits der Grenzen sich 
beruhigen sollte, uns eine Zeit unproblernatischer Entwicklung beschie­
den sein wird. Es scheint unser Schicksal zu sein, ein Jahrhundert zu 
liquidieren, das über der Entwicklung des Verstandes die Läuterung 
der Seele und über dem Nationalismus die Erhöhung der Menschlichkeit 
vergessen hat. Sind wir auf diese Aufgaben von heute und morgen vor­
bereitet? Haben wir begriffen, was die Glocken der Zukunft läuten? 
Dringen die Stui-mglöcken der sozialen Botschaft und der Ruf der 
Menschlichkeit an unser Ohr? Viele von uns stehen teils ratlos, teils 
verbittert- da. Wir sehen uns einer Drohung Und einem Angriff auf die 
Grundlagen unserer Kultur und auf die Sicherheit der freien Welt 
gegenüber. Die freie demokratische Lebensweise ist in Gefahr. Ist es 
nicht überhaupt die Furcht, die heute mit unheimlicher Gewalt Men­
schen und Völker beherrscht und jene düstere Stimmung heraufbe­
schwört, die unser Leben lähmt? Peinigt nicht die Angst das geistige 
Leben . mit existentialistischen Wirrträumen, die in der Kunst und 
Musik, in der Literatur und der Philosophie an Stelle der Freude und 
der Beglückung Hoffnungslosgkeit und Verzerrung zum Sinnbild der 
Zeit erheben? Ist es nicht die Furcht, die am Sinn des Daseins verzwei­
feln läßt, die in schwachen Seelen der Leichtfertigkeit, dem Materialis­
mus und der Haltlosigkeit den Boden bereitet, als Reaktion gegen die 
Bedrohungen unseres Lebens? 

Wenn wir uns der kulturpolitischen Aufgaben bewußt werden, die 
uns als stärkster Partei der Bundesrepublik obliegen, so müssen wir 
uns darüber klar sein, daß ohne Bezwingung der Furcht alle unsere 
Versuche zum Neuaufbau eines geistigen Lebens vergeblich sind. Kul­
tur setzt innere Freiheit, voraus. Innere Freiheit ist auf die Dauer ohne 
die Lösung der sozialen Frage und ohne soziale Sicherheit nicht möglich. 
Deshalb ist es ein Irrtum der hinter uns liegenden Zeit gewesen, zwi­
schen dem materiellen Wohlergehen und der geistigen Bewältigung des 
Daseins einen scharfen Strich zu ziehen. Erfolgreiche wissenschaftliche 
Forschung, Blüte der Kunst und Musik, des Theaters und der Literatur 
setzen einen bestimmten Wohlstand voraus. Ja, sogar ethische Tugen­
den wie Gerechtigkeit und Ehrlichkeit, Unbestechlichkeit und Mildtätig-
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keit stehen in einem bestimmten Zusammenhang mit dem wirschaft-
lichen Wohlergehen eines Volkes. Idealismus als Volkstugend gedeiht 
nur selten unter Hunger und Hoffnungslosigkeit. Wohl gibt es Persön­
lichkeiten, die unabhängig von ihren sozialen und materiellen Verhält­
nissen Ideen verwirklichen und ihr Leben selbstlos für eine große Lei­
stung von dauerndem Wert einsetzen. Das sind jedoch Ausnahmen, die 
unsere Bewunderung verdienen. Der Politiker, dem das soziale Glück 
und die innere Harmonie eines ganzen Volkes letztes Ziel seiner Be­
mühungen sind, muß mit einem bescheideneren ethischen Durchschnitt 
rechnen und bestimmte Grenzen anerkennen, unterhalb deren die Kul­
tur eines Volkes nicht gedeihen kann. 

Unser heutiges geistiges Leben, unser moralischer Zustand und unsere 
politische Leistung liegen noch vielfach unter dieser Grenze. Daraus 
erklären sich vor allem die zahlreichen trüben Zeichen eines Zerfalls, 
die jeden Kulturpolitiker mit Sorge erfüllen. Dennoch haben die Wand­
lungen, die der Währungsreform von 1948 folgten uns das Recht zu 
einem maßvollen Optimismus gegeben. In den Ländern der Bundesrepu­
blik Deutschland sind seit dieser Zeit nicht nur Häuser, sondern auch 
Seelen wieder aufgebaut worden. Das hohe Maß von Verantwortungs­
bewußtsein, von Fleiß und politischer Haltung, die das Volk in den 
vergangenen fünf Jahren nach dem Zusammenbruch bewiesen hat, ver­
dienen Anerkennung. Mit gutem Gewissen dürfen wir trotz aller Un-
vollkommenheiten denen entgegentreten, die aus Mangel an Überblick, 
Geduld und Gerechtigkeit unser kulturelles Leben nur mit leichtfertigen 
Vorwürfen überhäufen und vergessen, daß, während sie kritisieren, 
Millionen in hingebungsvoller Arbeit auf einem Trümmerfeld eine neue 
Welt aufzubauen suchen. Dabei denke ich durchaus nicht nur an die 
materiellen und geistigen Ruinen, die uns der Nationalsozialismus hin­
terlassen hat. Wir haben durchaus nicht nur wieder aufzubauen, son­
dern wir müssen vor allem neu aufbauen, wenn auch die meisten nur 
von dem Gedanken des Wiederaufbaues oder der Restauration beherrscht 
sind. Neben dem Schutt des Dritten Reiches haben wir Hypotheken zu 
tilgen, die aus dem 19. Jahrhundert stammen und die nicht weniger 
drüclcend sind. Wir sind zu einer großen Umkehr und Erneuerung auf 
fast allen Gebieten des geistigen, des künstlerischen, des erzieherischen 
und des sozialen Lebens verpflichtet: das alles zu einem Zeitpunkt, an 
dem noch immer unsägliche Alltagsnot, Flüchtlingselend und drohende 
Kriegsgefahr auf uns lasten. Die Furcht, daß wir dieser Doppelaufgabe 
nicht gewachsen sein könnten, ist zum Teil berechtigt. Daß wir diese 
Doppelaufgabe trotzdem als Verpflichtung erkennen und anpacken, kann 
uns am ehesten die Kraft verleihen, der Furcht Herr zu werden. Denn 
jene Hypotheken des 19. Jahrhunderts lasten ja nicht nur auf dem deut­
schen Volk; unter ihrer Last seufzen alle Nationen des abendländischen 
Kulturkreises. Der Gedanke, der Untergang des Abendlandes steht be­
vor oder wir befänden uns schon mitten in ihm, quält gerade die Völker, 
die im letzten Kriege siegreich waren. Vielleicht .beunruhigt diese Gefahr 
diese Völker noch mehr als uns, weil sie glauben, sie hätten noch etwas 
zu verlieren, während wir, die wir fast alles verloren und Schaden bis 
in unsere Seele genommen haben, eigentlich nur noch gewinnen können. 
Da ihr Schicksal zugleich das unsere ist und wir in einer und unteil­
baren Welt leben, teilen wir auch ihre Sorgen. Dieses abendländische 
Gemeingefühl der Verbundenheit auf Gedeih und Verderb ist das zweite, 
was wir der Weltfurcht entgegensetzen dürfen. 
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Alle großen Weltwenden vollziehen sich unter heftigen Geburts­
schmerzen. Deutschland ist nie von ihnen ausgeschlossen gewesen. Wenn 
der Sinn des zweiten Weltkrieges nur darin bestanden hätte, den ego­
istischen Nationalismus Europas endgültig ad absurdum zu führen, 
schon dann dürften wir mit Befriedigung sagen, daß die Opfer nicht 
umsonst gewesen sind. So betrachtet ist unser Horizont nicht nur von 
trüben Wolken verhangen. Noch wissen wir nicht, ob sie grollend ab­
ziehen werden oder ob uns noch ein letztes furchtbares Gewitter bevor­
steht. Darüber haben wir Deutschen jedoch zuletzt zu entscheiden. Des­
halb ist es falsch, den Dienst im Alltag von den Möglichkeiten der Zu­
kunft abhängig zu machen. Was uns bleib.t ist die Pflicht zur Erfüllung 
unserer geschichtlichen Aufgabe und die seelische Festigung unserer 
Mitbürger dort, wo der einzelne der Hilfe der Gemeinschaft bedarf. Das 
Individuum steht ja nicht neben der Gesellschaft, sondern mitten in ihr. 
Beide bedürfen einander. Der beste Wille des einzelnen genügt nicht, 
solange es an einer breiten Schicht fehlt, die den einzelnen unterstützt 
und ihn mit trägt. Wahres Selbstsein und rechtes Sozialverhalten korre­
spondieren einander. Wenn das Selbstsein sich notwendig immer in 
einem bestimmten Sozialverhalten auswirkt, so kann es sich zuletzt nur 
in ihm vollenden. Eine politische Partei wie die CDU und eine staatliche, 
der Gerechtigkeit verpflichtete Verwaltung^ tun schließlich 'nichts an­
deres, als die Brücken zu einem harmonischen Miteinander zu schlagen. 

Die wichtigste Aufgabe, die der CDU und einer dem Volk verpflich­
teten Kulturverwaltung gestellt ist, ist die Jugenderziehung und die 
Volksbildung. Beide entscheiden über Geist, Seele und Leib der Men­
schen, die eine Nation bilden. Weil diese Aufgabe so wichtig ist, wäre 
es vermessen —• in einem demokratischen Staat doppelt vermessen —, 
wenn einige wenige von Staats- oder von Amtswegen entscheiden woll­
ten über den Erziehungsweg der Jugend in den Volksschulen, höheren 
Schulen und Universitäten, in den Volksbildungsstätten und allen den 
anderen Einrichtungen, wo Wissen vermittelt, Ethik gepflegt und see­
lischen Bedürfnissen entsprochen wird. Deshalb treten wir von der CDU 
stets dafür ein, daß das Gebiet der Erziehung in dem vielfältig gearteten 
Deutschland nicht zentral, sondern föderalistisch zu ordnen sei. Dabei 
machen wir zwei einschränkende Vorbehalte; Überall dort, -wo ein ge­
meinsames deutsches Interesse, vor allem organisatorischer und verwal­
tungsmäßiger Art, berührt wird, müssen wir ihm dienen. Sodann be­
deutet uns föderalistische Ordnung nicht, daß nun in jedem einzelnen 
Lande eine allmächtige Bürokratie ohne engste Fühlung mit den nach­
geordneten Bildungsträgern, ohne die Mitwirkung der Eltern, der Ge­
meinden und der sich selbst verwaltenden Hochschulen über Wohl und 
Wehe der heranwachsenden Generation und der bildungsbeflissenen Be­
rufstätigen bestimmen soll. 

Das Ziel einer modernen Unterrichtsverwaltung im Gegensatz zu der 
früherer Zeiten muß sein, nicht immer neue Aufgaben an sich zu ziehen, 
sondern soviel wie möglich auf frei gewählte und zur Initiative ent­
schlossene Bildungsträger zu übertragen. Besonders fruchtbar wird die­
ser Gedanke sich in der Verwaltung der Schulen und sonstigen Bil­
dungsanstalten durch Schulgemeinden auswirken, die auf genossen­
schaftlicher Grundlage gebildet werden. Ein staatlich autoritativ nor­
miertes Unterrichts- und Bildungswesen ist ein Unglück für jedes Volk. 
Der Idealzustand, daß ein Volk sein Kulturleben selbst organisiert und 
verwaltet, ist bis auf weiteres aus vielen Gründen nicht erreichbar — 
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vielleicht nie erreichbar —, weil der Faktor der individuellen mensch­
lichen Unzulänglichlteit sidi ja nicht nur auf Ministerien beschränkt, 
sondern auch bei freien Organisationen in Betracht gezogen werden 
muß. Ebenso offen möchte ich bekennen: je weniger die staatliche Kul­
turverwaltung in die freie Gestaltung des nationalen Kulturdaseins 
eingreift, umso reicher werden sich die schöpferischen Kräfte eines 
Volkes entfalten. Ein Volk, das die Verantwortung für seine Erziehung 
und Bildung dem Staate allein überläßt, erweist sich als unmündig. Wer 
daher nur die eine oder andere Schulart ausschließlich fordert, übt von 
Staats- oder Parteiwegen eine Diktatur gegenüber denen aus, die sich 
in echt demokratischer Freiheit und nach dem Reichtum des erziehe­
rischen Lebens auf Grund ihrer Verantwortung gegenüber ihren Kin­
dern für eine andere Gestaltung der Schule entscheiden wollen. Die To­
leranz, die die Freidenker und die Liberalen für sich in Anspruch neh­
men, müssen sie auch den Andersgläubigen gewähren. Sonst wird ihre 
Toleranz zur Intoleranz. Eine christliche Simultanschule ist gut, wenn 
sie wirklich ihrem Geiste nach christlich ist und die Eltern das Recht 
haben, über diesen Geist zu wachen. Die Simultanschule kann schlecht 
und verderblich werden, wenn allein der Staat ohne Mitwirkung der 
Eltern und der Kirche über sie zu bestimmen hat. Eine solche Schule 
kann, auch wenn sie sich christlich nennt, jederzeit durch einen totali­
tären Staat für jede politische Weltansdiauung mißbraucht werden. So­
lange die Eltern die christliche Simultanschule wünschen, besteht für uns 
von der CDU kein Grund, sie aufzuheben. Überall dort, wo Eltern sich 
für die Bekenntnisschule entscheiden, müssen wir sie zulassen, wenn 
zugleich für die Unterrichtsbedürfnisse der Minderheiten ausreichend 
gesorgt ist. Die veränderte gesellschaftliche Struktur unseres Volkes 
sollte uns jedoch veranlassen, auch in den Bekenntnisschulen den Geist 
der Toleranz, den der Ehrfurcht vor Andersdenkenden und den Geist 
der christlichen Bruderliebe zu fordern. 

Wenn ich die Zeichen der Zeit richtig deute, wendet sich das deutsche 
Volk dem Gedanken der erzieherischen Mitgestaltung und Mitverwal­
tung mehr und mehr zu. Es gibt auch keinen besseren Weg, unser Volk 
aus seiner Lethargie gegenüber den öffentlichen Dingen zu befreien, 
als' wenn es zu tätiger Mitarbeit in der allgemeinen Erziehung aktiviert 
wird. 

In- den Zeiten, als die christliche Kirche noch nicht in einem so schwe­
ren Existenzkampf stand, hat sie einen bedeutenden Anteil am Erzie­
hungswesen gehabt und ein natürliches Gegengewicht gegen übermäch­
tige staatliche Einflüsse gebildet. In der Gegenwart mußte sich ihr 
Einfluß in dem Maße verringern, als die Menge derer wuchs, die neben 
und außerhalb der Kirche standen. Viele werden das bedauern. Wer 
bedauerte es nicht als Christ? Aber an der Tatsache können wir nicht 
vorübergehen. Die hier und da erhobene Forderung der politischen Ab­
stinenz der evangelischen Kirche halte ich deshalb gerade heute für ein 
sehr gefährliches Wort. Denn die Kirche hat Samariterdienste'zu leisten. 
Die politische Abstinenz der Kirche gibt den Armeen von Suchenden 
keine Antwort auf ihre Fragen, was die Christenheit an Grundlegendem 
zur Klärung und Wegweisung für die politischen und sozialen Probleme 
z.i geben hat. Ohne die Bewahrung des christlichen Geistes würde nicht 
nur die deutsche, sondern auch die abendländische Kultur zur leeren 
Hülse werden. Es genügt dabei freilich nicht, wenn diese Bemühungen 
nur von. den Konfessionen als Aufgabe anerkannt und erstrebt werden. 
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Den Ausfall an sittlichen und seelischen Werten müssen wir alle, ins­
besondere wir von der CDU, in echt christlichem Realismus auf allen 
Lebensgebieten wettmachen. Für uns, die wir in christlicher Verantwor-, 
tung zu leben und politisch zu handeln entschlossen sind, bleibt als 
gemeinsame politische Aufgabe, der Öffentlichkeit ein Zeugnis vom 
neuen Leben aus der Kraft des Evangeliums zu geben. Nur wenn wir 
den Staat und das öffentliche Leben mit christlicher Substanz erfüllen, 
werden wir die Sälcularisierung unserer gesamten Lebensbereiche, über­
winden. Dies setzt aber notwendig jene konfessionelle Duldsamkeit vor­
aus, die die Grundlage und innere Rechtfertigung der CDU bilden. Er­
weist sich diese Grundlage auch in Zukunft als tragfähig, woran ich 
keinen Zweifel habe, und gehen Evangelische und Katholische wirklich 
im politischen Feld auch in den Punkten Hand in Hand, wo sich jede 
Konfession ihre eigene Überzeugung vorbehalten muß, dann wird sich 
das politische und staatlldie Leben allgemein erneuern und vertiefen. 

Unser Zeitalter ist entchristlicht. Das ist weder eine einfache Folge 
der beiden Weltkriege noch eines Versagens der Kirche selbst. Es ist 
das Versagen des Menschen unserer Zeit, der seine Mitte verloren hat 
und damit glaubenslos und unglaubwürdig geworden ist. Die Sehnsucht 
nada Bindung ist deshalb als Reaktion auf die Bindungslosigkeit der 
Massen, der gebildeten wie der ungebildeten, unwiderstehlich geworden. 
Sie hat aber das Echo noch nicht gefunden, das sonst nach großen Krie­
gen von den geistigen Führern der Nation zurückhallte, und so griff das 
verwirrte Volk nach scheinphilosophischen Surrogaten, wie dem Existen­
tialismus oder den Reizen grober politischer Ideologien. Wenn das Echo 
der Weltweisen weiterhin ausbleibt, sind wir nicht sidier, daß unser 
Volk übermorgen wieder die Beute handfester Doktrinen wird, die es 
der eigenen Nachprüfung überheben und die unverstandene Freiheit des 
Geistes durch einen unbequemen, aber von eigener Verantwortung be­
freienden Zwang ersetzen. Wir besäßen Mittel, um hier einer gefähr­
lichen geistigen Entwidmung entgegenzuwirken, Mittel, wie sie den 
voraufgehenden Jahrhunderten unbekannt waren. Wenden wir sie aber 
wirklich verantwortungsbewußt und zukunftsträchtig an? Ich denke 
dabei an den Rundfunk, den Film und die Bilderzeitschriften: drei Ein­
richtungen, deren volksbildende Macht heute vielleicht größer ist als die 
der Schule und der Universität, der Dichtung und der bildenden Kunst. 
Ich muß diese Frage leider verneinen, ohne damit die kränken zu wol­
len, die einen ehrenvollen Kampf für die Vergeistigung des Alltags füh­
ren — einen ehrenvollen, aber bisher ziemlich hoffnungslosen. Alle 
Bemühungen, das Kind und den jungen Menschen in ein System ethi­
scher Bindungen einzuführen, alle Vorträge, die diesem Ziel dienen, ja 
selbst das unablässige Bemühen, das von Kanzel und Altar ausgeht, 
werden um den Erfolg gebracht, wenn im Herzen der Familie Rund­
funksendungen aus gegenteiligem Geist erklingen, wenn in den Film­
theatern durch seichte, charakterlose, verbrecherische und unmoralische 
Bildstreifen eine Atmosphäre des Verbrechens, der überspannten Sexua­
lität und der abstoßenden Häßlichkeit geschaffen wird. Von der Mehr­
zahl unserer illustrierten Zeitungen und unserer Abendblätter will ich 
lieber schweigen. Sie sind eine Schande für das deutsche Volk. Wenn 
Ich dabei noch an vieles denke, was auch in der ernsten Tagespresse 
immer wieder deutlich erkennen läßt, wie den niederen Instinkten des 
Menschen geschmeichelt werden soll, wie aus der Bindungslosigkeit und 
der moralischen Bedenkenlosigkeit schmutzige Geschäfte gemacht wer-
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den, dann möchte ich allerdings manchmal verzagen. Verzagen auch 
deshalb, weil Männer unter dem Deckmantel der sachlichen Kritik diesen 
Kehricht unseres geistigen Daseins mit geistreichen Gründen zu recht­
fertigen und mundgerecht zu machen versuchen. 

Hier erhebt sich natürlich sofort die Frage, ob eine den christlichen 
Grundsätzen verpflichtete Partei und Kulturverwaltung untätig zusehen 
soll, wie Tausende von Kübeln neuen Schmutzes über unser Volk ausge­
gossen werden, oder ob nicht doch ein rigoroses Verbot das einzige 
bleibt, was wirklich helfen kann. Wenn ich trotzdem diesen letzten 
Schritt nicht empfehle, dann deshalb, weil ich ihn im Ergebnis für wir­
kungslos halte. Ein Staatsmann, der in solchen Fällen die Polizei ein­
setzt, handelt wie der Arzt, der nur das Fieber bekämpft und nicht seine 
Ursache. Wir können den Schund und Schmutz in Wort und Schrift nur 
dadurch beseitigen, daß wir das Gewissen schärfen und durch Auf­
klärung einen heilsamen Ekel erregen. Das setzt voraus, daß wir selbst 
keine Gelegenheit versäumen, beharrlich alle Erzeugnisse und ihre Er­
zeuger abzulehnen, die der Geist der Zersetzung und des Nihilismus 
erfüllt. Bei Produkten der Gosse fällt das einem sauberen Menschen 
nicht schwer. Wo aber das Verwerfliche mit Grazie dargeboten wird und 
der Ablehnende prüde, rückständig und banausenhaft gescholten wird, 
gehört Zivilcourage dazu. An ihr fehlt es in vielen Fällen. Alle Appelle 
sind sinnlos, solange die Männer und Frauen von uns gefeiert werden, 
deren Werke zu dieser Entwicklung beigetragen haben, solange die 
Stätten überfüllt sind, an denen wir zu erröten verlernt haben, solange 
wir uns damit abfinden, daß unsere tägliche geistige Nahrung mit jenem 
Gift getränkt ist, an dem wir notwendig zugrunde gehen müssen. 

Vor kurzem rechtfertigte eine große Tageszeitung ihr unqualiflzier-
bares Verhalten in den ersten Nachkriegsjahren damit, daß sie behaup­
tete, die Zeitung sei nun einmal der Spiegel der Zeit; wie diese hinein­
blicke, so schaue sie auch wieder heraus. Ich halte diese Auffassung für 
falsch und verhängnisvoll. Alle Einrichtungen geistiger Art, die der 
Unterrichtung von Menschenmengen dienen, haben nicht dem Zeitgeist 
und den rasch wechselnden Strömungen Reverenz zu erweisen, sondern 
haben sie durch das Prisma eines Charakters zu betrachten. Die Behaup­
tung, das Publikum verlange zum Beispiel einen täglichen astrologischen 
Wegweiser von sich aus, ist absurd. Würde er nicht von der Konkurrenz 
angeboten, fiele es niemandem ein, sich über diese beschämende Erfin­
dung unserer Presse Gedanken zu machen. Ich möchte auch glauben, 
daß eine bestimmte surrealistische Malerei oder atonale Musik nur des­
halb weiter wuchert, weil so wenige es wagen, ihre wirkliche Meinung 
zu äußern. Die Bindungslosigkeit, die sich heute auch auf diesen Ge­
bieten äußert, ist eben nur ein Teil der allgemeinen Bindungslosigkeit. 
Lehnt man diese ab, so darf man audi jene nicht kultivieren. 

Es ist beklagenswert, daß uns durch den Einbruch wesensfremder und 
oberflächlicher Afterkunst soviel Bodenständiges bereits unwiderruflich 
verloren gegangen ist, was gemeinhin als Volkskunst und Brauchtum 
bezeichnet wird. Der schnöde Mißbrauch, der zum Teil im Dritten Reich 
mit unserer Dorfkultur, unseren Volksliedern, unserer Mundartdichtung 
usw. betrieben worden ist, hat zu einer gewiß begreiflichen Übersätti­
gung geführt. Aber dürfen wird eshalb das Kind mit dem Bade aus­
schütten? Das Lied mit seiner gemeinschaftsbildenden Kraft, seiner 
Fähigkeit, den Mensclien zu läutern und glücklich zu machen, ist weithin 
verstummt. Wenn wir heute irgendwo singenden Gruppen begegnen, so 
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handelt es sich meist um Vertriebene oder slawische Ausländer. Diese 
Tatsache sollte uns sehr zu denken geben. Die Vertriebenen des Ostens 
stammen aus einer Welt, die den chthonisclien Kräften des Vollces noch 
näher sind als die Kinder des technisierten oder industrialisierten 
Westens. Sie l<;önnen trotz ihrer vergleichsweise größeren Sorgenbürde 
aus den Überlieferungen der Vorfahren noch mehr Trost gewinnen als 
wir. Manchmal möchte man sie um diesen lebendigen Besitz der Vor­
eltern wahrhaft beneiden. So meine ich, daß die Vertriebenen, die unser 
Mitgefühl und unsere tätige Unterstützung aus menschlichen Gründen 
erwarten dürfen, zwar mit leeren Händen, nicht aber mit leeren Herzen 
zu uns geliommen sind. Sie leben volkstümlich noch auf einer Stufe, die 
uns verloren zu gehen droht. So ist es durchaus nicht nur selbstlos, 
wenn wir uns mitverantwortlich für die Bewahrung ihrer heimatlichen 
Überlieferung halten. Wir erfüllen damit eine Pflicht, die zu unserer 
inneren Regeneration erheblich beitragen kann. Das Einströmen von elf 
Millionen Menschen aus dem Osten bedeutet für den Westen weit mehr 
als er selbst begreifen" kann. Der Westen war darauf nicht vorbereitet. 
Er ist noch in der Auseinandersetzung mit der ihm fremden Welt be­
griffen. Zwei Welten sind miteinander in engste Berührung geltommen. 
Sie beginnen sich zu befruchten. Ich glaube: die Ost-West-Wanderung 
dieses Jahrhundert als die Rückflut, als die West-Ost-Bewegung früherer 
Zeiten zu erkennen, bedeutet eine Rückkehr, die leicht zur Einkehr für 
uns werden könnte, wenn anders wir uns an die germanische Wander­
bewegung erinnern, die das Mittelalter einleitete. Vielleidit ist es gerade 
der Sinn der Völkerwanderung dieses Jahrhundert, dem erstarrten und 
vereinsamten Westen neue geistige Kräfte einzuverleiben und ihm die 
Sdiam und die Ehrfurcht wieder zurückzugewinnen, die dem Westen 
verlorenging. Vielleicht gewinnen von hier aus die Katastrophen der 
deutschen Aussiedlung und Vertreibung einen für uns erkennbaren ge­
schichtlichen Sinn. 

In einer Zeit, in der sich alles wandelt, bleibt nichts unberührt. Das 
Rad der Gescliichte läßt sich niclit zurückdrehen. Die Besinnlichkeit und 
Verinnerlichung unserer Urgroßeltern setzte eine Zeit voraus, in der sich 
das Leben im engen Kreise erfüllte, in der ein Teil der Kulturbedürf­
nisse durch Hand und Geist des eineinen selbst befriedigt werden 
mußte, weil noch keine geschäftige Industrie für jedes Verlangen eine 
patentierte Erfüllung bereithielt. Die Entseelung ist nicht auf einen 
Mangel an Seele, sondern auf die verminderte Möglichkeit zurückzu­
führen, die Seele selbsttätig wirksam werden zu lassen. Aucli stehen 
wir noch immer allzu überwältigt vor dem, was der technische Geist 
erfunden hat, ohne uns .darüber klar zu sein, was wir dafür haben 
zahlen müssen. Wir haben ungeheure technische Fortscliritte gemacht, 
aber die moralischen sind ausgeblieben. Wir haben geforscht, uns aber 
nicht um die sittliche Verpflichtung der Forschung gekümmert. Viele 
hat auch erst die Atombombe zum wirklichen' Zweifel am ununterbro­
chenen Fortschritt geführt. Der Zeitpunlct scheint mir gekommen, daß 
wir unseren Lebensstil einer Generalrevision unterziehen, daß wir nicht 
nur die Bindungen erneuern, sondern auch die Zersplitterung durch 
eine neue Ganzheitsschau überwinden. Noch fehlt uns die Einheit im 
Denken, Fühlen und Handeln. Uns tut not der Mensch, der seine Mitte 
wiedergefunden hat und wieder glaubwürdig ist: der mündige Mensch, 
der eigenständig im Bewußtsein dieser Mitverantwortung in der Gê -
meinschaft steht und im Bewußtsein dieser Verantwortung vor Gott 
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lebt: die sozialgerichtete Persönlichkeit. Fragen wir uns, inwieweit dieses 
Bild vom Menschen Wirklichkeit geworden oder auch nur zu verwirk­
lichen v.ersucht worden ist, dann müssen- wir feststellen, daß noch ein 
tiefer Abgrund zwischen Wollen und Vollbringen klafft. Ich meine: die 
geistige Aufgabe einer Partei wie der CDU, die in der Mitte unseres 
politischen Lebens steht, kann in nichts anderem bestehen, als diese 
Kluft auszufüllen. 

Das kann aber nur mit Taten, nicht mit Worten geschehen. Mit Wor­
ten schon deshalb nicht, weil diese in unserer unheilvollen Zeit vielfach 
ihren alten Glanz verloren haben und zur abgegriffenen Scheidemünze 
geworden sind. Täuschen wir uns nicht darüber, welchen geringen Kre­
dit heute ein starkes mit .Pathos gefülltes Wort in der Jupend hat? Mit 
unverhohlenem Widerwillen wendet sie sich von jeder schönfärberischen 
Phrase ab. Die junge Generation von heute ist eine Schar ernüchterter, 
skeptischer Menschen, die verzweifelt um ihre Existenz ringt, am Ver­
gangenen keinen Halt mehr hat und ein neues, besseres Ideal noch nicht 
vor Augen sieht. Der junge Mensch von heute schaudert vor dem Ab­
grund zurück, den zwei Jahrtausende fortschreitender Dehumanisierung 
aufgerissen haben. Die Zweifel an den Losungsworten der Vergangen­
heit, der Mißbrauch des technischen Fortschritts und die Fehler der 
Wirtschaft und der Politik haben die Jugend ernüchtert. Dennoch sehe 
ich in dieser Haltung einen Gewinn und eine Mahnung an die ältere 
Generation. Sie hat vor der Jugend die Aufgabe mehr denn je durch 
das persönliche Vorbild zu wirken. Je untadeliger eine Parteiführung 
oder Parlamentsfralttinn vor die Nation tritt, umso leichter wird sie 
die Jugend und die Wähler für sich gewinnen. Persönliche Sauberkeit 
und korrekte Geschäftsführung reidien allerdings nicht aus. Immer 
dringender wird das Verlangen nach einer Vergeistigung und Versitt-
licliung auch des politischen Lebens. Es wäre wünschenswert, wenn in 
unseren Parlamentsdebatten zum Ausdruck käme, daß unseren Volks­
vertretern die Vorgänge auf wissenschaftlichem und künstlerischem 
Gebiet Herzenssache sind. Es geht eine tiefe Unzufriedenheit durch die 
zahlenmäßig nicht großen, aber für unsere Kultur unentbehrlichen 
schöpferischen Kreise der Bundesrepublik, daß ihre Anliegen oft mit 
Gleichgültiglceit betrachtet oder überhaupt unbeachtet gelassen werden. 
Wenn der Staat, und jetzt rufe ich naÄ dem Staat, die Aufgabe der 
Mäzene nicht übernimmt, nachdem die meisten größeren Privatvermögen 
vernichtet worden sind, w^enn er nicht dazu beiträgt, der Kunst und 
Wissenschaft den Platz einzuräumen, der ihnen gebührt, dann wird es 
sehr bald nicht mehr lohnen, von einer sich reich und vielfältig ent-
widtelnden Kultur zu sprechen. Eine Partei, die es mit ihren nationalen 
Kulturaufgaben ernst nimmt, darf nicht warten, bis man sie zur Hilfe 
drängt. Sie muß aus eigener Verantwortung handeln, wenn sie schmerz­
liche Nöte wahrnimmt. Ich wünschte mir, daß die CDU sich noch mehr 
als bisher zum eifrigen Anwalt der geistigen Bedürfnisse unseres Volkes 
machte. 

In dieser Stunde möchte ich Sie aufrufen, den Blick entschlossen von 
der Vergangenheit weg- und der Zukunft zuzuwenden. Hängen wir nur 
der Vergangenheit nach, dann werden wir aus der Brandung der Ge­
genwart das rettende Ufer nie erreichen. Die Gegenwart verlangt von 
uns den nüchternen Mut, die Lage ohne Selbsttäuschung zu erkennen 
und das Unabänderliche hinzunehmen, um es zu überwinden. Eingangs 
habe ich von einer konservativen Revolution gesprochen. In diesem 
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scheinbar widerspruchsvollen Wort liegt unsere Aufgabe beschlossen. 
Es - gibt Revolutionen, die nicht auf blutigen Barriltaden ausgefochten 
werden, sondern in den Herzen und Seelen der Menschen. Es sind Re­
volutionen des Geistes, die nicht das Neue um des Neuen willen fordern, 
sondern das Wertbeständige gegen das Wertlose, das Höhere gegen das 
Niedrige, das Edle gegen das Entartete erzwingen. Für unseren Alltag 
und für eine Partei wie die CDU will das bedeuten: unser Dasein 
menschlich und sozial zu gestalten, unser Volk von der Mitte her zu 
ordnen; es ist die Forderung an unser Volk und die Welt, eine poli­
tische, geistige und sittliche Wandlung nach Gott hin zu vollziehen. 
Eine solche konservative Revolution ist nicht fortschrittsfeindlich. Denn 
die Umschaffung des Natürlichen zum Höheren, des Nationalen zum 
Menschlichen ist der wahre Fortschritt. Sie ist das-Lebendige und des­
halb das ewig Wiederkehrende, das ewige Selbst. 

Mit einem Wort von Hugo von Hofmannsthal habe ich begonnen, mit 
einem Wort aus der gleichen Rede will ich schließen, nämlich mit seiner 
Einsicht: „daß ohne geglaubte Ganzheit zu leben unmöglich ist — daß 
im halben Glauben kein Leben ist, daß dem Leben Entfliehen, wie die 
Romantik wähnte, unmöglidi ist, daß das Leben lebbar nur wird durch 
gültige Bindungen." Ein so angespanntes Trachten muß zu diesem Höch­
sten gelangen: „daß der Geist Leben wird und Leben Geist, mit anderen 
Worten: zu der politischen Erfassung des Geistigen und der geistigen 
des Politischen, zur Bildung einer wahren Nation." 

Den kulturellen Auftrag der CDU im Blick auf die Familie behandelte 
Frau Dr. Luise Rehling, Hagen 

Die Forderung der CDU, daß den Eltern das Recht zugebilligt werden 
muß. Weg und Art der Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen, stützt 
sich auf die Vorstellung von dem Vorhandensein der intakten Familie, 
die noch die Kräfte des Geistes besitzt, aus denen heraus allein Kinder­
erziehung geschehen kann. Wir haben es in den verflossenen Jahren 
immer w^ieder betont, daß nach unserem Verständnis die Familie der 
Grundpfeiler der menschlichen Gemeinschaft ist. Jn ihr ist einerseits 
die Möglichlceit aller organischen Gliederung der bürgerlchen Gesell­
schaft im Keime gegeben — so wie der Eichbaum in der Eichel steckt —, 
zum anderen ist sie überhaupt die notwendige Voraussetzung aller 
öffentlichen Entwicldung der Völker. Ihre innere Ausrichtung, ihr sitt- , 
lieber Gehalt sind maßgebend für den Wert und Bestand des Volkes 
und letztlich des Staates. 

Wenn wir der Familie grundsätzlich diese gemeinschaftbildende und 
-erhaltende Bedeutung zuerkennen, so muß es uns mit großer Besorg­
nis erfüllen, daß diese Institution in unserem Volke zur Zeit diese 
Funktion weithin gar nicht mehr erfüllt. Es hat gar keinen Zweck, die 
Augen davor zu verschließen, daß die Familie mit hineingerissen ist in 
die allgemeine Krise, die über die abendländische Kultur gekommen ist; 
Es ist durchaus nicht so, daß die Verfallsersclieinungen auf diesem 
Gebiet etwa nur eine Folge unseres Zusammenbruches sind. Die letzten 
Wurzeln sind viel tiefer zu suchen, nämlich in der religiösen Krise, in 
der der Mensch unserer Tage sich befindet, der meint, autonom sein 
Leben gestalten und ordnen zu können. Wer Ehe und Familie nicht mehr 
als Schöpfungsordnung Gottes anerkennt, sondern sie unter die Autori-
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tat wandelbarer menschlicher Anschauungen stellt, der ist Wegbereiter 
ihres Verfalls. Es zeigt sich auch hier mit aller Deutlichkeit, daß das 
„humanum" ohne das „divinum" keine dauerhafte Grundlage schafft. 
Die Wurzeln der Familie werden auf verschiedene Weise angefressen. 
Die am meisten ins Auge fallende Zersetzungserscheinung ist die er­
schreckend angewachsene Zahl der Ehescheidungen. Gerade hier wird 
es deutlich wie unheilvoll es sich auswirkt, wenn der Mensch nur noch 
„natürliche" Bindungen anerkennt, die er löst, wenn sie „unnatürlich" 
gewerden sind und nichts mehr weiß von der Verantwortung vor Gott, 
die er in der Ehe dem anderen gegenüber hat. Weiterhin wird das 
Fundament der Familie in bedenklicher Weise untergraben durch die 
hohe Zahl der unehelichen Geburten, die, gemessen an den ehelichen, 
im Durchschnitt 10 bis 20 % erreichen. Das bedeutet, daß eine große 
Zahl von Kindern von vornherein der Möglichkeit beraubt wird, in 
einer Familie, umhegt von mütterlither u n d väterlicher Sorge, heran­
zuwachsen. Und noch ein Drittes lastet heute wie ein Alp 'auf dem 
Werden der Familie: Ich rheine das unheimliche Anschwellen der Ge­
schlechtskrankheiten. 

Ich brauche nur anzudeuten, daß zu diesen Grundübeln noch andere 
Bazillen hinzukommen, die die Familie zersetzen: Die Zerreißung durch 
Evakuierung und Krieg, das Wohnungselend, das weithin den Familien 
eine individuelle Existenz unmöglich macht — ich weise auf die beson­
ders erschütternde Situation in den Flüchtlingslagern hin — und wenn 
man ferner hinzunimmt, wie durch die Zuzugsvorschriften das Gefüge 
der Farnilien unterhöhlt worden ist und noch wird — die Zeitschrift 
„Christ und Welt" bezeichnete diese Maßnahmen einmal 'niit Recht als 
einen unerträglichen und geradezu unzüchtigen Zustand — so kann man 
nur sagen, daß die Familie in Deutschland von einer ungewöhnlichen 
Lebenszähigkeit sein muß, daß sie überhaupt noch existiert und sich 
Immer noch durchsetzt trotz der großen Verlassenheit von öffentlich 
unterstützenden Mächten. Wir müssen Hochachtung haben vor jeder 
einzelnen Familie, der unter so schwierigen Bedingungen noch ein Stück 
Fartiilienbildung gelingt. 

Es ist tieftraurig zu sehen, was aus der Jugend wird, wenn die 
Familie fehlt oder zerrüttet ist. Zehntausende Jugendlicher vagabundieren 
bei uns, eine Zahl, die uns früher geradezu unglaublich anmutete, wenn 
sie uns aus weiter östlich gelegenen Ländern mitgeteilt wurde. Welchen 
verantwortungsbewußten Menschen hat es nicht zutiefst gepackt, wenn er 
vor der Währungsreform in überfüllten Wartesälen nächtlicherweile die 
große Zahl dunklen Geschäften zugewandter Jugendlicher feststellte, die 
in allen Schlichen des Schwarzhandels geübt waren. Erfahrene Krimina­
listen behaupten, daß die kriminelle Veranlagung der Jugend nicht zu­
genommen habe, ihr Prozentsatz habe sich nicht geändert, aber mehr 
als 90 Prozent der jugendlichen Gesetzesübertreter kämen aus zerstör­
ten Familien. Diese Tatsache haben wir zu sehen und sie sollte uns 
mahnen, daß unsere alten und neuen Unterlassungen nicht nur auf dem 
•Gebiete der Liebestätigkeit, sondern auch gerade auf politischem und 
wirtschaftlichem Gebiet und als Voraussetzungen dazu auf geistigem und 
seelischem, sittlichem und religiösem eines Tages offenbar und gegen 
uns zeugen werden, wenn wir nicht unsere Aufgabe sehen und uns alle 
Mühe geben, ihrer Lösung gerecht zu werden. Wir dürfen uns damit 
nicht begnügen, die einzelnen Posten der Konkursmasse aufzuführen, 
sondern wir müssen mit aller Energie Hand anlegen zu ihrer Beseiti-
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gung. Gewiß muß man sagen, daß die „Rückführung der Familie in das 
christliche Kraftfeld" im innersten Kern nicht von der politischen Ebene 
aus vollzogen werden kann. Diese tief innerliche Erneuerung kann nur 
der Geist Gottes wirken, aber wir, die wir versuchen, Politik aus christ­
licher Verantwortung heraus zu treiben, haben manche Möglichkeit, die 
äußeren Voraussetzungen für eine Festigung der Familie zu schaffen. 
Dazu gehören gewiß die Bemühungen um ihre materielle Besserstellung 
im Bereich des Wohnungswesens und der sozialen Sicherheit. Auf beiden 
Gebieten setzen sich unsere in den betreffenden Ausschüssen des Bun­
des und der Länder arbeitenden Abgeordneten tatkräftig ein, aber es 
gehört auch noch etwas anderes hinzu. Ich las neuli(5h in einem Artikel 
den Satz: „Im Bonner Grundgesetz wird die Familie im Artikel 6 er­
wähnt, aber man hat den Eindruck, daß die Gesetzgeber damit weniger 
ein verpflichtendes Bekenntnis abgelegt, als einer unausweichlichen Kon­
vention genügt haben." Wir haben in der CDU von allem Anfang an 
keinen Zweifel darüber gelassen, daß wir diesen Artikel absolut ernst 
zu nehmen gedenken. Beweisen wir das aber auch, wenn wir uns in ab­
sehbarer Zeit mit der Reform des Ehe- und Familienrechtes zu befassen , 
haben, die in Ausführung von Artikel III Absatz 2 des Grundgesetzes 
notwendig ist und nach Artikel 117 bis zum 31. 3. 1953 durchgeführt sein 
muß. <*-

Das am 27. 9. 1950 in der Sowjetzone veröffentlichte Gesetz über den 
„Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau" zeigt un«;, wohin 
man mit eineir schematischen Durchführung der Gleichberechtigung beim 
Ehe- und Familienrecht kommt. Trotz aller emphatischen Beteuerung 
im § 12: „Eine gesunde Familie ist einer'der Grundpfeiler der demokra­
tischen Gesellschaft. Ihre Festigung ist eine der wichtigsten Aufgaben 
der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik" kann nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß dies eine bloße Deklamation ist. Die Familie 
ver.=;inkt genau so im anonymen Bereich der Masse wie .iede andere 
individuelle Institution. Wir wissen ganz genau, daß wir keinen leichten 
Stand haben werden, wenn es um die Reform des Ehe- und Familien-
lecl'its geht. Einen Vorgeschmack der Schwierigkeiten, die uns da er-
wsrten. haben wir bekommen, als es sich in dieser Woche um die zweite 
und dritte Lesung des Gesetzes zum- Schutze der Jugend m der öf fent-
liciikeit handelte und die SPD, zu unserem großen Bedauern unterstützt 
von FDP und DP, nach zehnmonatiger Ausschußarbeit die 'Verabs;hie-
dung zu Fall brachte und den Entwurf erneut dem Ausschuß überwies. 

Ich betonte eingangs, daß die Familie die notwendige Voraussetzung 
aller öffentlichen Entwicklung der Völker, sei. Die Tats.^che, daß in 
u n s e r e m öffentlichen Leben die Familie als solche kaum noch eine 
Rolle spielt, daß sie aus dem Blickfeld der Öffentlichkeit entschwunden 
ist, darf uns nicht gleichgültig lassen. Wir sollten uns überall in unseren • 
kulturellen Arbeitskreisen einmal den Kopf'zerbrechen, wie wir das ver­
lorene Terrain für die Familie zurückerobern können. Ein Mitarbeiter 
der Zeitschrift „Die Zeitwende", Paul Gerhardt, erwähnt in einem 
Artikel, der im Dezember 1949 in diesem Blatt erschien, amerikanische 
Versuche zu diesem Thema und weist darauf hin. daß man in den USA 
prominente Persönlichkeiten aus den verschiedensten Bereichen des 
öffentlichen Lebens in den Illustrierten mit Vorliebe im Kreise der 
Familie darstellt. Der Verfasser macht dazu die etwas boshafte, aber 
sehr richtige Anmerkung, daß das deutsche Interesse für das Privat­
leben führender Persönlichkeiten immer gerade dann begänne, wenn 
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